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10 Jahre notar!

Die Verbandszeitschrift des Deutschen Notarvereins feiert
ihren ersten runden Geburtstag. Hierzu darf ich im Namen
aller Kollegen denjenigen, die redaktionell und technisch
dazu beigetragen haben, dass unsere Zeitschrift mittler-
weile zu einem festen Bestandteil des literarischen Spek-
trums des Notariats geworden ist, einen herzlichen Glück-
wunsch aussprechen.

Der notar ist aus den Kinderschuhen heraus und gleichsam
flügge geworden. Wir werden dafür Sorge tragen, dass die
nun herangewachsene Zeitschrift sich weiterentwickelt
und – möglicherweise auch in veränderter Struktur – das
gesamte deutsche Notariat erreicht und informiert. Der
Deutsche Notarverein möchte damit auch in Zukunft einen
Beitrag zur berufspolitischen und fachlichen Betreuung aller
deutschen Notare leisten.

Ad multos annos!

Dr. Stefan Zimmermann

Präsident

Liebe Leserinnen und Leser,

das Jubiläumsheft ist fast vollstän-
dig der Dokumentation der vom Deut-
schen Notarverein veranstalteten fünf-
ten Tagung Berufspolitik gewidmet.
Unter dem Titel „Der Notar im System
der Rechtsberufe“ wurden am 26. und
27. Januar in Leipzig mit über 100 Teil-
nehmern aktuelle berufspolitische Fra-
gestellungen diskutiert. Bei den Teil-

nehmern handelte es sich größtenteils um in Kammern und Ver-
einen berufspolitisch aktive Notarinnen und Notare, sowohl aus
dem hauptberuflichen Notariat als auch aus dem Anwaltsnota-
riat. Daneben konnten hochrangige Vertreter aus Justiz und
Anwaltschaft begrüßt werden. Wie Sie sich auf den nächsten
Seiten selbst überzeugen können, garantierte die Themen- und
Referentenauswahl einen offenen und durchaus (beabsichtigt)
kontroversen Meinungsaustausch, denn die eigene Verbands-
position lässt sich politisch nur dann überzeugend vertreten,
wenn die Auseinandersetzung mit den Gegenargumenten nicht
gescheut wird.

Weiter finden Sie in diesem Heft (S. 79-84) noch einen
Überblick über die aktuellen Themen in Berlin und Brüssel. Den
Jahresbericht über das Geschäftsjahr 2006 werden Sie im
nächsten notar.

Viel Freude beim Lesen der Jubiläumsausgabe wünscht
Ihnen Ihr

Andreas Schmitz-Vornmoor

notar editorial 1

notar impressum 44

notar intern 2

Der Notar im System der Rechtsberufe –
Fünfte Tagung Berufspolitik in Leipzig 2

� Eröffnung 2

Notar Dr. Stefan Zimmermann

� Grußworte 4

Alfred Hartenbach, Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz 4

Gabriele Hauser, Staatssekretärin im
Sächsischen Staatsministerium der Justiz 7

� Erstes Podium: Kooperation und Wettbewerb der
rechtsberatenden Berufe im Familien- und Erbrecht 10

Leitung: Notar Dr. Stefan Zimmermann

Referenten: MDgtn Dr. Birgit Grundmann 11

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Max Braeuer 14

Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß 17

VorsRiOLG Professor
Dr. Gerd Brudermüller 19

Publikumsdiskussion 22

� Zweites Podium: Wie viel Notar braucht das
Gesellschaftsrecht? 29

Leitung: Notar Dr. Oliver Vossius

Referenten: Rechtsanwalt Dr. Jochen Vetter 31

Notar Thomas Wachter 35

RiAG Klaus Wiedemann 38

Professor Dr. Walter Bayer 41

Publikumsdiskussion 45

� Drittes Podium: Die Berufsbilder im Wandel:
neue Herausforderungen durch das
Rechtsdienstleistungsgesetz 53

Leitung: Notar Dr. Hans Wolfsteiner

Referenten: MdB Rechtsanwalt und Notar
Klaus Uwe Benneter 55

MR Dr. Kurt Franz 56

Notar Dr. Timm Starke 58

Rechtsanwalt Thomas Hund 61

Rechtsanwalt Frank Johnigk 63

Publikumsdiskussion 65

� Resümee zur fünften Tagung Berufspolitik 72

notar info

Neuer Vorsitzender des Vereins
für das Rheinische Notariat 75

Termine 2007 75

Veranstaltungshinweise 76

notar justiz

Aktuelle Themen/Gesetzgebungsvorhaben 79

notar europa

Nachrichten aus Brüssel 82

notar 1/2007 1



notar 1/2007

Verehrte Gäste!

Ich darf Sie alle ganz herzlich will-
kommen heißen. Ich begrüße mit be-
sonderer Freude Herrn Staatssekretär
Hartenbach vom Bundesministerium
der Justiz und Frau Staatssekretärin Ga-
briele Hauser für das Sächsische
Staatsministerium der Justiz. Sie wer-
den hieraus leicht erkennen können,
dass wegen dringender parlamentari-
scher Verpflichtungen Herr Staats-
minister Mackenroth heute Morgen ab-
sagen musste, was wir sehr bedauern.
Wir sind aber sicher, dass Frau Hauser
eine würdige Vertretung sein wird.

Ich begrüße sehr herzlich die große
Zahl unserer Gäste und Kollegen. Es
handelt sich, wenn Sie die Teilnehmer-
liste schon angeschaut haben, um ein
Spitzentreffen des Notariats, jedenfalls
was die berufspolitische Diskussion be-
trifft. Oder man könnte auch sagen, es
ist eine sehr populäre Fortbildungsver-
anstaltung. Es ist eine besondere Ehre
und Freude für den Deutschen Notar-
verein, dass seine berufspolitischen Ta-
gungen einen solchen Zuspruch fin-
den. Es ist die fünfte berufspolitische
Tagung und wenn man alle einmal Re-
vue passieren lässt, lagen wir meistens
recht gut am Puls der Zeit. Wir haben
vor zwei Jahren während der vierten
berufspolitischen Tagung das Schwer-
punktthema Aufgabenverlagerung be-
handelt, ein Thema, das auch bei die-
ser Tagung eine Rolle spielen wird. Un-
sere Veranstaltung ist also traditionell
eng mit der Tagespolitik verknüpft.

Die Tagung hat den Zweck, nach-
zudenken über die Zukunft des ge-
samten Rechtssystems, dem wir als

Notare ja angehören. Es ist die Abklä-
rung der Standpunkte nach innen, d. h.
eine Diskussion innerhalb des Berufs-
standes, aber, und das kommt bei der
heutigen Tagung ganz besonders zum
Ausdruck, auch das Suchen des Ge-
sprächs mit den Partnern in unserem
Rechtssystem, da ist es uns doch –
denke ich – gelungen, eine sehr inter-
essante Zusammensetzung herzustel-
len. Ich freue mich, dass so hochran-
gige Gesprächsteilnehmer bereit wa-
ren, zu uns zu kommen. Sie alle zu
nennen, führt zu weit.

Staatssekretär Hartenbach habe ich
schon zu Anfang begrüßt. Ich darf Ih-
nen, Herr Hartenbach, sehr danken,
dass Sie sich immer wieder dem
Notariat als Gesprächspartner zur Ver-
fügung stellen. Ihre langjährigen Tätig-
keiten brauche ich hier nicht zu erwäh-

nen. Sie sind im Deutschen Bundestag
vertreten und haben schon in Berlin bei
der letzten Tagung das Grußwort ge-
sprochen. Ich freue mich sehr, dass Sie
unsere Einladung angenommen ha-
ben. In Ihrer Begleitung begrüße ich
auch Frau Ministerialdirigentin Dr.
Grundmann, die uns heute Vormittag
auf dem Podium zur Verfügung stehen
wird, und Herrn Dr. Franz, der morgen
auf dem Podium vertreten sein wird
und heute an der Tagung teilnimmt.
Frau Vosshoff, Bundestagsabgeordnete
aus Brandenburg, habe ich noch nicht
gesehen. Für das sächsische Staatsmi-
nisterium der Justiz ist Frau Staatsse-
kretärin Hauser zu uns gekommen. Ich
habe schon erwähnt, dass Herr Ma-
ckenroth verhindert ist; umso mehr
danke ich Ihnen, Frau Hauser, dass Sie
Zeit gefunden haben für unsere Tagung
und nach Ihrem Grußwort noch dem
ersten Podium angehören werden.

Der erste Tag ist zweigeteilt. Da
haben wir zunächst das Familien-
und Erbrecht. Das Nachlassverfahren
kommt nicht so stark zum Tragen, aber
es wird vielleicht, das jedenfalls ist der
Wunsch an Frau Hauser, unsere Ge-
spräche bereichern.

Für die Richterschaft darf ich ganz
herzlich stellvertretend willkommen
heißen den Vorsitzenden des Deut-
schen Richterbundes, Herrn Aren-
hövel, mit dem uns eine besondere
Beziehung verbindet, allein schon
durch die Tatsache, dass wir seit Jahr
und Tag Mieter in den Räumlichkeiten
des Richterbundes in Berlin sind, aber
auch als Gesprächspartner in den
Fragen, die uns hier beschäftigen. Sie
haben bei der letzten Tagung das

Fünfte Tagung Berufspolitik:
Der Notar im System der Rechtsberufe*
Eröffnungsansprache durch den Präsidenten des Deutschen Notarvereins Notar Dr. Stefan
Zimmermann
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* Soweit die Qualität des Tagungsmitschnittes eine sichere Rekonstruktion der Diskussionsbeiträge nicht zuließ, wurde auf einen Abdruck verzichtet.
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Podiumsgespräch bereichert. Es ist
durchaus eine Nachbarschaft mit
unterschiedlichen Aspekten, möchte
ich einmal neutral formulieren. Aber
im Regelfall sind Richter und Notare
sehr nahe beieinander und ich hoffe,
dass das auch in den Themen deutlich
wird, über die wir hier heute sprechen.

Von den Referenten der ersten Ab-
teilung heute Vormittag begrüße ich
auch Herrn Professor Dr. Brudermüller.
Professor Brudermüller ist Vorsitzen-
der des Deutschen Familiengerichtsta-
ges, und ich darf Sie in dieser Funktion
noch einmal recht herzlich willkom-
men heißen.

Wir haben im Übrigen von der Rich-
terschaft heute Nachmittag Herrn Wie-
demann auf dem Podium. Herr Wiede-
mann ist Richter in Hamburg. Er ist Lei-
ter des Segments Freiwillige Gerichts-
barkeit am Amtsgericht Hamburg und
kann bestimmt auch von seinen ersten
Erfahrungen mit der elektronischen
Handelsregisteranmeldung berichten.

Noch nicht gesehen habe ich die
Vertreter der Bundesrechtsanwalts-
kammer. Es bereitet uns aber in jedem
Fall große Freude, dass viele Kollegen
aus der Rechtsanwaltschaft an unserer
Tagung teilnehmen, denn wir reden
heute Vormittag sehr intensiv über
Themen, von denen sowohl Rechts-
anwälte als auch Notare berührt wer-
den. Wichtig erscheint mir dabei, dass
der Anwalt als wesentlicher Bestand-
teil der Privatrechtspflege unser Part-
ner ist und nicht unser Konkurrent.
Das wird in der späteren Diskussion
hoffentlich auch so gesehen. Wir
haben grundsätzlich gleich gelagerte
Interessen und sollten nicht gegen-
sondern miteinander agieren. Gleich-
wohl kann es sein, dass es aufgrund
aktueller politischer Entwicklungen
auch einmal unterschiedliche Interes-
senlagen gibt, über die man sich dann
fair und offen unterhalten sollte. Dazu
will diese Tagung beitragen.

So werden wir uns heute Vormittag
vor allem mit Fragen beschäftigen, die
die Organisation des familiengericht-

lichen Verfahrens betreffen. Heute
Nachmittag werden wir die Stellung
des Notars im Gesellschaftsrecht be-
sprechen und morgen das General-
thema Rechtsdienstleistungsgesetz.
Ich gehe davon aus, dass die Referen-
ten der Podien einzeln vorgestellt wer-
den, so dass ich hier an dieser Stelle
darauf verzichten kann.

Für die Notarkollegen begrüße ich
stellvertretend den Präsidenten der
Rheinischen Notarkammer und Vize-
präsidenten der Bundesnotarkammer
Herrn Kollegen Dr. Schüller. Ich freue
mich sehr, bei dieser Gelegenheit ein-
mal die gute Zusammenarbeit mit der
Bundesnotarkammer betonen zu kön-
nen, deren Hauptgeschäftsführer Herr
Dr. Bormann mit seiner Mannschaft
ebenfalls anwesend ist. Auch wenn wir
als Deutscher Notarverein ein Verband
des Nurnotariats sind, haben wir schon
vieles gemeinsam und in Abstimmung
mit der Bundesnotarkammer erstritten.

Begrüßen darf ich auch die Vertre-
ter der Notarkammer Hamm, die heu-
te Westfälische Notarkammer heißt.
Wobei sich das für mich als Rheinlän-
der etwas eigenartig anhört, weil wir
die Rheinische Notarkammer nur des-
halb Rheinische genannt haben, weil
sie mehrere OLG-Bezirke umfasst.

Aber Spaß beiseite. Sehr herzlich
willkommen heißen darf ich an der
Spitze der Delegation Herrn Präsiden-
ten Schäfer. Wir haben ja eine Part-
nerschaft, wir sind Kollegen, wir haben
denselben Beruf und wir freuen uns
deshalb auch, dass im Rheinland
noch eine gemeinsame Notartradition
selbstverständlich ist.

Die Anwaltsnotarkollegen haben
sich in den vergangenen Jahren intensiv
mit der Neuregelung des Zugangs zum
Anwaltsnotariat befasst. Aufgrund einer
Länderinitiative ist jetzt ein konkreter
Regelungsvorschlag in den Bundesrat
eingebracht worden. Danach soll bei der
Bundesnotarkammer ein Prüfungsamt
eingeführt werden, bei dem in Zukunft
eine notarielle Fachprüfung abgelegt
werden kann. Wenn man die Diskussio-

nen um die Zugangsregelung zum An-
waltsnotariat bereits seit Anfang der
achtziger Jahre verfolgt hat, dann ist das
ein Punkt, den man, glaube ich, nicht
hoch genug einschätzen kann. Die
Bundesnotarkammer hatte sich damals
schon intern auf eine ähnliche Zugangs-
regelung verständigt, und wir freuen
uns, dass nun die Gesetzesebene er-
reicht ist. Entscheidend ist natürlich, wie
die neuen Vorschriften umgesetzt wer-
den. Ich glaube, wichtig dabei ist, dass
trotz Ansiedelung des Prüfungsamtes
bei der Bundesnotarkammer der staat-
liche Charakter der notariellen Fachprü-
fung sichergestellt sein muss, dies auch
vor dem Hintergrund des aktuellen Ver-
tragsverletzungsverfahrens auf europäi-
scher Ebene. Und so darf ich in Richtung
Politik den Wunsch äußern, dass die
Leitung des zukünftigen Prüfungsamtes
nicht von notarieller Seite bestellt wird,
sondern unmittelbar durch den Staat.
Der vorliegende Gesetzentwurf ist inso-
weit noch korrekturbedürftig.

Das Thema Aufgabenübertragung
haben wir, wie bereits eingangs er-
wähnt, bei der letzten berufspoliti-
schen Tagung diskutiert. Wir wollen die
Diskussion auffrischen und uns dieses
Mal von Frau Staatssekretärin Hauser
über den aktuellen Stand der Diskus-
sionen zum Nachlassverfahren unter-
richten lassen.

Die Reform des GmbH-Rechts, ins-
besondere das MoMiG, ist in aller Mun-
de. Wir als Notare sehen uns dabei als
Partner aller übrigen Beteiligten und
können unsere besondere Kompetenz,
nämlich die Sicherheit des Rechtsver-
kehrs zu garantieren, auch im Gesell-
schaftsrecht einbringen. Darauf hat
auch der Gesetzgeber reagiert, der die
notarielle Beteiligung im Gesellschafts-
recht nutzen möchte, um einen gut-
gläubigen Erwerb von Geschäftsantei-
len zu ermöglichen. Gleichzeitig stehen
wir im Gesellschaftsrecht in einem
Wettstreit der Systeme und dies über
die Grenzen hinweg. So werden etwa
derzeit Forderungen nach einer Gesell-
schaftsgründung mit Mustersatzungen
laut. Aus vertragsgestaltender Sicht sind
solche Mustersatzungen abzulehnen,
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ganz bestimmt, wenn bei derartigen
Überlegungen das Beurkundungserfor-
dernis und damit die Beratung der Be-
teiligten entfiele. Wir können das viel-
leicht heute Nachmittag noch einmal
ansprechen, aber es ist aus notarieller
Sicht eine politische Grundsatzfrage.

Kommen wir zum Thema verein-
fachtes Scheidungsverfahren. Hier gilt
es, mit Schlagworten vorsichtig zu sein.
Wenn Sie auf die letzte Tagung zurück-
blicken, haben wir bewusst nicht von

Aufgabenübertragung, sondern von
Aufgabenverlagerung gesprochen, um
zum Ausdruck zu bringen, dass sich die
Notare als Teil des Systems der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit ansehen. Es wer-
den Aufgaben lediglich innerhalb des
Systems vom Gericht auf den Notar
verlagert. Der Begriff „vereinfachtes
Scheidungsverfahren“ ist in der Diskus-
sion auch eher missverständlich, sofern
er nahelegt, man wolle die Scheidung
leichter machen. Dem ist nicht so. Es
geht lediglich um das Verfahren. Dieses

soll der soziologischen Tatsache Rech-
nung tragen, dass viele Ehegatten
einvernehmliche Regelungen treffen
möchten. Der in § 630 der Zivilprozess-
ordnung verwendete Begriff der „ein-
verständlichen Scheidung“ bringt dies
besser zum Ausdruck als die Rede von
einem „vereinfachten“ Verfahren.

Ich möchte hier schließen, ich
habe Ihre Aufmerksamkeit genug be-
ansprucht und freue mich auf das
Grußwort von Herrn Hartenbach.

Grußwort von Alfred Hartenbach, Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium der
Justiz, Berlin

Sehr geehrter Herr Dr. Zimmermann,
sehr geehrte Frau Hauser,
sehr geehrte Damen und Herren,

ich bedanke mich und darf Ihnen
zunächst einmal herzliche Grüße von
Frau Zypries überbringen.

Sie wäre gern selbst nach Leipzig
gekommen, ist heute aber leider
wegen anderer Termine in Berlin ge-
bunden. Sie müssen also mit mir
vorliebnehmen, und ich bin auch sehr
gern bei Ihnen.

Ihre diesjährige Tagung in Leipzig ist
bereits die fünfte ihrer Art, und Sie ha-
ben dafür ein Leitthema gewählt, das
aktuell, interessant und vielgestaltig ist:
„Der Notar im System der Rechtsberu-
fe“. Damit machen Sie deutlich, dass
Sie sich durchaus der Konkurrenz und
dem Wettbewerb zwischen den rechts-
beratenden Berufen stellen. Vorrangig
geht es aber um die Frage, welche Stel-
lung die verschiedenen rechtsberaten-
den Berufe haben und haben sollen.
Für die Notarinnen und Notare gilt, und
daran soll sich nichts ändern: Sie sind
Träger eines öffentlichen Amtes. Die
Bundesregierung hat diese Position im
Dezember in dem laufenden Vertrags-
verletzungsverfahren gegenüber der
Europäischen Kommission erneut be-
kräftigt. Für die vom Deutschen Notar-
verein dabei geleistete, sehr gute

Unterstützung möchte ich mich auch
im Namen von Frau Bundesjustiz-
ministerin Zypries an dieser Stelle sehr
herzlich bedanken.

Meine Damen und Herren,

das erste Ihrer Schwerpunktthe-
men ist die Kooperation und der Wett-
bewerb der rechtsberatenden Berufe
im Familien- und Erbrecht. Die Nota-
rinnen und Notare sind aus dem
Familienrecht nicht wegzudenken. Sie
sind gefragt, wenn Eheleute ihren
Güterstand oder ihre finanziellen Ver-
hältnisse abweichend von den gesetz-
lichen Vorgaben regeln wollen. Auch

wenn die Rechtsprechung von Bun-
desverfassungsgericht und Bundes-
gerichtshof hier Vorgaben für den
Schutz des sogenannten schwächeren
Vertragspartners gemacht hat, bleibt
dennoch ein Gestaltungsspielraum,
der von den Notaren kompetent und
umsichtig zum Wohle beider Parteien
genutzt werden kann. Hier muss man
mit viel Übersicht und Weitblick ans
Werk gehen, damit das, was im Hei-
ratsglück vereinbart wurde, auch noch
hält, wenn der Haussegen einmal
schief hängt.

Dieses rechtliche Feingefühl ist
vielleicht sogar noch mehr gefragt,

Parlamentarischer Staatssekretär Alfred Hartenbach
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wenn die Eheleute erst später, im
laufenden Scheidungsverfahren, eine
Vereinbarung über den Ausgleich des
Zugewinns suchen. Trennung und
Scheidung sind eine schwere Belas-
tung: Und wer neigt in solchen Situa-
tionen nicht dazu, mehr nach dem Ge-
fühl als nach dem Verstand zu han-
deln. Sinnvolle und faire Lösungen zu
finden und sie beiden Seiten zu ver-
mitteln, ist Ihre anspruchsvolle und
wichtige Aufgabe.

Für diejenigen, die nicht durch
Ehevertrag einen anderen Güterstand
wählen oder während der Scheidung
Vereinbarungen treffen, bietet die
Zugewinngemeinschaft von ihrem
Grundsatz her einen gerechten Inter-
essenausgleich. Aber auch hier kann
noch einiges verbessert werden. Mit
der Reform des Zugewinnausgleichs
wollen wir dem Grundgedanken der
Zugewinngemeinschaft noch besser
Rechnung tragen und z. B. ein nega-
tives Anfangsvermögen berücksichti-
gen. Werden Schulden in der Ehe ab-
gebaut, so ist auch das ein Zugewinn,
der zukünftig in den Ausgleich einbe-
zogen werden soll, anders als heute,
wo das Anfangsvermögen immer min-
destens „null“ beträgt und die Schul-
dentilgung nicht zu Buche schlägt.

Auch im Unterhaltsrecht arbeiten
wir an einer Reform, und die wird neue
Aufgaben für Notare bringen: Unter-
haltsvereinbarungen zwischen Ehegat-
ten, die vor Rechtskraft der Scheidung
getroffen werden, sollen künftig der
notariellen Beurkundung bedürfen.
Fachkundige Beratungen durch den
Notar werden die Beteiligten davor be-
wahren, Unterhaltsvereinbarungen zu
schließen, ohne sich der Tragweite
bewusst zu sein und ohne zuvor eine
unabhängige Beratung in Anspruch
genommen zu haben.

Weitere neue Aufgaben wird die
FGG-Reform mit dem „vereinfachten
Scheidungsverfahren“ bringen. Dieses
Verfahren gibt kinderlosen Ehepaaren,
die sich scheiden lassen wollen, die
Möglichkeit, dies auch ohne anwalt-
liche Vertretung zu tun. Voraussetzung

dafür ist u. a., dass die Ehegatten eine
notariell beurkundete Erklärung zur
Wahl des Verfahrens und – regelmäßig
– eine notariell beurkundete Vereinba-
rung über den nachehelichen Unter-
halt vorlegen. Die Aufgabe, die hier auf
die Notare zukommt, ist nicht neu. Sie
wird aber sicherlich viel Fingerspitzen-
gefühl erfordern. Denn von den Nota-
ren wird nicht nur eine umfassende
Beratung und Belehrung über die
Scheidung und deren Folgen verlangt,
sondern ihnen kommt auch eine we-
sentliche Aufgabe beim Schutz des
wirtschaftlich schwächeren Ehegatten
zu. Dies kann – je nach Fall – eine sehr
eingehende Beratung erfordern, die
aber nicht die neutrale Position des
Notars tangieren darf. Zusätzlich soll im
Gesetz die Pflicht des Notars verankert
werden, die Ehegatten gegebenenfalls
darauf hinzuweisen, dass eine Bera-
tung im Interesse des einzelnen Ehe-
partners nur durch einen Rechtsanwalt
erfolgen kann. Der Beurkundungsver-
merk zur Unterhaltsvereinbarung soll
darüber hinaus dem Gericht eine Wirk-
samkeitskontrolle ermöglichen. Des-
wegen soll der Notar darauf hinwirken,
dass die Ehegatten sich über ihre
unterhaltsrelevanten Einkommensver-
hältnisse erklären. Das ist Ihnen allen
bekannt gewesen, das weiß ich, aber
erlauben Sie, dass ich das jetzt hier
noch einmal einbringe.

Der „Wettbewerb“ im Bereich des
Scheidungsrechts sollte nicht zwangs-
läufig im Sinne einer sich ausschlie-
ßenden Konkurrenz zwischen Notar
und Rechtsanwalt gesehen werden.
Denn auch dann, wenn sich die Ehe-
gatten vor dem Aufsuchen des Notars
anwaltlich über den Unterhalt beraten
lassen, bleibt ihnen durch die an-
waltsfreie Scheidung ein Kostenvorteil
im Vergleich zur geltenden Rechtslage.
Die zwei Professionen, der Notar und
der Anwalt, müssen sich hier nicht ver-
drängen, sondern können sich durch-
aus ergänzen.

Der Notar ist aber nicht nur im
Familienrecht, sondern auch im Erb-
recht gefragt: Auch das werden Sie
nachher sicherlich diskutieren.

Wer Ärger und Streit vermeiden
will, der muss seine Nachfolge beizei-
ten regeln. Diese Weisheit gilt nicht
nur für die Politik, sondern auch im
wirklichen Leben. Aber von dieser
Weisheit wird derzeit nur wenig Ge-
brauch gemacht – in der Politik wie im
wirklichen Leben. Zwar möchten einer
Emnid-Umfrage zufolge zwei Drittel
der Befragten für die Erbfolge juris-
tisch und wirtschaftlich klar geregelte
Verhältnisse hinterlassen, aber nur
knapp ein Drittel hat tatsächlich Testa-
mente oder Erbverträge verfasst. Da-
bei haben die Erblasser in der Bundes-
republik Deutschland ein stattliches
Vermögen zu verteilen. Bis zu 2 Billio-
nen Euro werden in den nächsten
10 Jahren vererbt!

Wer seinen Nachlass regeln möch-
te, hat einen großen, verfassungs-
rechtlich garantierten Spielraum, näm-
lich seine Testierfreiheit. Er kann be-
stimmen, was aus seinem Vermögen
nach seinem Tode werden soll. Hier ist
qualifizierter Rat und damit das Nota-
riat gefragt! Der Notar kennt die vielen
rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten,
er kann die Wünsche des Erblassers in
eine rechtlich – auch steuerrechtlich –
sinnvolle Form bringen und gewähr-
leisten, dass das Vermögen nicht
durch Streit und Zwist vermindert oder
ganz aufgefressen wird.

Wir wollen diesen Spielraum mit
einer Reform des Erbrechts nochmals
erweitern. Das Bundesverfassungs-
gericht hat mit seiner Entscheidung
vom April 2005 den Rahmen für das
Pflichtteilsrecht vorgegeben. Eine be-
darfsunabhängige und unentziehbare
Mindestbeteiligung muss gewährleis-
tet bleiben. Ansonsten wird dem Ge-
setzgeber viel Raum gelassen, das
Pflichtteilsrecht auszugestalten.

Wir wollen mit unserer Reform
nichts Bewährtes ändern, sondern
Bewährtes verbessern. Dazu gehören:

� die Stärkung des Selbstbestim-
mungsrechts und damit der Tes-
tierfreiheit des Erblassers, unter
anderem durch eine maßvolle Er-
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weiterung der Pflichtteilsentzie-
hungsgründe und

� die Verbesserung der Stundungs-
möglichkeit und damit die Stär-
kung der Rechte des Erben und

� die bessere und gerechtere An-
rechnung von Pflegeleistungen,
die bei der Erbauseinandersetzung
gegenüber den anderen gesetz-
lichen Erben belohnt werden sol-
len.

Das ist, was gesetzlich gelten soll.

Ich weiß, dass die Notare gern
noch weitere Aufgaben im Erbrecht
wahrnehmen möchten. Der Notar als
Nachlassgericht erster Instanz ist noch
immer in der Diskussion. Bayern arbei-
tet im Rahmen einer Bund-Länder-
Arbeitsgruppe an einem Bundesrats-
entwurf. Ob dieser Entwurf aber eines
Tages Gesetz wird, bleibt abzuwarten.
Sie wissen sicherlich, dass die Rechts-
politiker des Bundes, zumindest aus
der Koalition, diesem Vorhaben sehr
kritisch gegenüber stehen. Ich teile
diese Meinung, auch weil ich die
Gefahr sehe, dass Sie zum „Streitent-
scheider“ werden, was eben nicht die
ureigenste Aufgabe des Notars ist.

Ich persönlich stünde aber einer
Änderung des Erbscheinsverfahrens-
rechts offen gegenüber: Anträge auf
Erteilung eines Erbscheines nur durch
den Notar. Das kostet nur unwesent-
lich mehr als bei Gericht (weil die
Mehrwertsteuer anfällt), wäre aber
bürgerfreundlich: Die Justiz zieht sich
fast überall aus der Fläche zurück, der
Notar aber ist immer praktisch um die
Ecke.

In dem zweiten Schwerpunkt Ihrer
Tagung stellen Sie die Frage: „Wie viel
Notar braucht das Gesellschaftsrecht?“

Nun ist es glücklicherweise nicht
Aufgabe eines Grußworts, bereits eine
Antwort zu geben. Für einen wichtigen
Teilbereich – das Handelsregisterver-
fahren – haben wir jedoch vor kurzem
bereits auf die Frage mit „viel“ geant-

wortet. Seit 1. Januar 2007 läuft der
Rechtsverkehr mit dem Registergericht
auf elektronischem Wege ab. Neu ist,
dass Anmeldungen zur Eintragung
nunmehr elektronisch eingereicht
werden müssen; altbewährt ist dem-
gegenüber die in § 12 HGB auch
weiterhin vorgesehene Einschaltung
des Notars in das Anmeldungsver-
fahren. Wie ich bereits vor zwei Jahren
im Januar 2005 auf Ihrer vierten
Tagung Berufspolitik in Berlin ankün-
digen konnte, haben wir Forderun-
gen nach einer Aufweichung des Be-
glaubigungserfordernisses nicht nach-
gegeben. Zu wichtig erschien hier
neben dem Authentifizierungsaspekt
auch der Gedanke der Qualitätssiche-
rung im Anmeldungsverfahren.

In Zusammenarbeit mit den Lan-
desjustizverwaltungen haben Sie, die
Notare, zudem die technischen Vo-
raussetzungen für eine reibungslose
Kommunikation zwischen Notar und
Registergericht geschaffen. Das hilft
uns, das Eintragungsverfahren zu be-
schleunigen und damit gerade auch
für junge Unternehmer den Weg in die
Selbständigkeit zu erleichtern.

Aktuell noch in der Diskussion be-
findet sich demgegenüber die Frage
nach der Rolle des Notars bei der
Rechtsform der GmbH, und ich ver-
mute, dieses Thema wird auch
Schwerpunkt des heutigen Nachmit-
tags. Unser Referentenentwurf eines
Gesetzes zur Modernisierung des
GmbH-Rechts und zur Bekämpfung
von Missbräuchen – das „MoMiG“ –
liegt seit Juni 2006 vor. Der Entwurf
hält an der Mitwirkung des Notars bei
Gründung und Abtretung fest – trotz
vieler anderslautender Stimmen. Das
haben Sie sicherlich schon mit Befrie-
digung konstatiert. Der Entwurf schlägt
auch neue Aufgaben für Notare vor. So
soll künftig ein Notar, der bei einer
Anteilsabtretung mitgewirkt hat, selbst
namens der Geschäftsführer gleich
nach Wirksamwerden der Änderung
eine neue Gesellschafterliste zum
Handelsregister einreichen. Durch die
Einbeziehung Ihres Sachverstandes
könnten wir die Richtigkeitsgewähr der

Gesellschafterliste erhöhen, die künf-
tig als Grundlage für die von der Pra-
xis lang ersehnte Möglichkeit eines
gutgläubigen Erwerbs von GmbH-Ge-
schäftsanteilen dienen soll.

Die Möglichkeit, eine GmbH künf-
tig bei Verwendung einer standar-
disierten Mustersatzung auch ohne
notarielle Beurkundung gründen zu
können, sieht der Entwurf des MoMiG
nicht vor. Eine entsprechende Ergän-
zung ist jedoch in zahlreichen Stel-
lungnahmen zum MoMiG gefordert
worden, und wir stehen hier noch am
Anfang der Diskussion. Ich kann Ihnen
nur freundschaftlich empfehlen, an
dieser Diskussion nun Ihrerseits nicht
vorbeizugehen.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren,

das war nun eine schöne Rechts-
beratung und damit komme ich zum
nächsten Thema. Morgen befassen
Sie sich zum Abschluss Ihrer berufs-
politischen Tagung mit den „Heraus-
forderungen durch das neue Rechts-
dienstleistungsgesetz“. Nächste Wo-
che berät der Bundestag den Gesetz-
entwurf zum RDG in Erster Lesung, Sie
sind also topaktuell, und es besteht
mittlerweile ein breiter Konsens: Das
Rechtsdienstleistungsgesetz ist eine
gute und tragbare Grundlage für die
längst überfällige Ablösung des veral-
teten Rechtsberatungsgesetzes. Was
von Teilen der Rechtsanwaltschaft als
„weitgehende Aufhebung des Rechts-
beratungsmonopols“ kritisiert wurde,
ist nichts anderes als die europa- und
verfassungskonforme Fortschreibung
des im geltenden Recht verankerten
Prinzips, dass alle Tätigkeiten, die im
Kern und Schwerpunkt rechtsberatend
sind, den Angehörigen der rechtsbera-
tenden Berufe vorbehalten bleiben.
Vor allem für die Kerntätigkeit der
Notarinnen und Notare werden sich
damit durch das RDG keine Änderun-
gen ergeben – und auch in den Rand-
bereichen notarieller Tätigkeiten wird
sich nichts Wesentliches ändern. Las-
sen Sie mich dies bitte an zwei Bei-
spielen verdeutlichen:
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Die Übernahme von Testaments-
vollstreckungen ist, wie Sie alle wis-
sen, keine originär den Notaren zuge-
wiesene Tätigkeit. Die Notarinnen und
Notare standen in diesem Bereich be-
reits bisher mit anderen Berufen im
Wettbewerb. Der Bundesgerichtshof
hat hierzu vor einiger Zeit grundsätz-
lich entschieden, dass zum Beispiel
Steuerberater, aber auch Banken ohne
Einschränkungen Testamentsvollstre-
ckungen übernehmen dürfen. Das
RDG greift diese Rechtslage auf. Nie-
mand ist heute noch so naiv und
glaubt, dass eine Bank bei einer Tätig-
keit wie der Testamentsvollstreckung
nicht auch ihre eigenen geschäftlichen
Interessen im Blick hat. Wenn sich auf
dieser Grundlage trotzdem jemand für
eine Bank als Testamentsvollstrecker
entscheiden möchte, dann sollte der
Gesetzgeber ihm das nicht verwehren.
Ich weiß, Herr Dr. Zimmermann und
meine sehr verehrten Damen und
Herren, dass Sie diese Wertung wohl
nicht teilen und dass Sie der Unab-
hängigkeit und unbestrittenen juristi-
schen Qualifikation des Notars den
entscheidenden Stellenwert beimes-
sen. Aber dies können und sollten Sie
im Wettbewerb mit den anderen Be-
rufsgruppen als besonderen, sogar
gesetzlich abgesicherten Vorteil des
notariellen Testamentsvollstreckers
herausstellen. Dieser Vorteil wiegt
meines Erachtens erheblich schwerer

als – angebliche – Wettbewerbsnach-
teile, die durch die besonderen beruf-
lichen Bindungen des Notars entste-
hen. Diesen Wettbewerb anzuneh-
men und sich darin zu behaupten, ist
für Sie eine Herausforderung. Ich bin
sehr sicher, dass sie auch bereit sind,
sich dieser Herausforderung wie bis-
her zu stellen.

Im Bereich der Vertragsgestaltung
– und hier vor allem bei gesellschafts-
und erbrechtlichen Konstellationen –
sind und bleiben Sie als Notarin oder
Notar für die Beurkundung des Ge-
sellschaftsvertrags oder Testaments
unverzichtbar. Ihre Alleinstellung im
Bereich der vorsorgenden Rechtspfle-
ge ist und bleibt nach dem deutschen
Verständnis notarieller Tätigkeit, für
das wir uns auch in Europa nachhaltig
einsetzen, unbestritten. Hieran wird
das RDG sicher nichts ändern. Bereits
heute werden Sie aber mit Vertrags-
entwürfen befasst, die durch Rechts-
anwälte, oder – jedenfalls in Teilen –
auch durch Steuerberater oder Nicht-
juristen vorbereitet sind. Diese Ent-
würfe zu prüfen und zu beurkunden,
dies kann eine besondere Heraus-
forderung darstellen.

Wie sich die Vorbereitung von Ver-
tragsentwürfen durch Nichtjuristen
nach Verabschiedung des RDG ent-
wickeln wird, vermag ich nicht vor-

herzusehen. Ich gehe mal davon aus,
dass die Mehrzahl der Mandanten
mehr Wert auf Fach- und Sachkunde
legt als auf Preisvorteile. Eine umfas-
sende Vertrags- oder Testamentsge-
staltung etwa durch Banken ist jeden-
falls mit dem durch das RDG einge-
führten Begriff der „Nebenleistung“
ebenso wenig zulässig wie im gelten-
den Recht. Es mag aber sein, dass die
modulare Mitwirkung – also die Vor-
bereitung von Teilen eines umfassen-
den Gesellschaftsvertrags, einer Stif-
tungsgründung oder eines Testaments
– durch Steuerberater, WP-Unterneh-
men oder Banken künftig zunehmen
wird. Aber auch dies ist eine Heraus-
forderung, der Sie sich – da bin ich
sicher – ohne weiteres stellen werden!

Sehr geehrte Damen und Herren,

bereits diese wenigen Überlegun-
gen und Anmerkungen geben mir Ge-
wissheit: Ihre Tagung wird spannend
werden. Ich werde mir über die Dis-
kussionen berichten lassen. Der Deut-
sche Notarverein hat mit der Themen-
wahl für seine fünfte Tagung Berufs-
politik erneut eine glückliche Hand
bewiesen. Ich hoffe auf eine weiterhin
gute Zusammenarbeit mit dem Deut-
schen Notarverein. Das hat Ihnen gut
getan, mit uns zusammenzuarbeiten,
und es hat uns gut getan, mit Ihnen
zusammenzuarbeiten. Dankeschön!

Grußwort Gabriele Hauser, Staatssekretärin im Sächsischen Staatsministerium der Justiz, Dresden

Sehr geehrter Herr Präsident Dr.
Zimmermann, sehr geehrter Herr
Hartenbach, sehr geehrte Damen und
Herren Notare, sehr geehrte Gäste,

ich begrüße Sie hier herzlich zur
fünften Tagung Berufspolitik des Deut-
schen Notarvereins in Leipzig.

Ich kann sagen, der sächsische
Justizminister hält zwar nicht das
Grußwort, aber er freut sich beson-
ders, und das gilt natürlich auch für
meine Person, wenn Leipzig mit sei-

ner langjährigen juristischen Tradition
hochkarätige Tagungen in unseren
Freistaat lockt, so wie das bei Ihnen
wohl der Fall war.

Die Juristenfakultät rühmt sich,
seit 1446 in Urkunden erwähnt zu
werden, hier in dieser Stadt, in der
Zeit von 1879 bis 1945 war Leipzig
Sitz des Reichsgerichts. Heute ver-
handeln und entscheiden nicht nur
Amts-, Land-, Sozial-, Arbeits- und
Verwaltungsgericht in Leipzig, son-
dern auch das Bundesverwaltungs-

gericht, Senate des Bundesgerichts-
hofs, das Sächsische Finanzgericht
und – worauf wir natürlich besonde-
ren Wert legen – wir haben den Ver-
fassungsgerichtshof des Freistaates
Sachsen in dieser Stadt. Ich will nicht
unerwähnt lassen, dass Leipzig seit
1990 Sitz der Ländernotarkasse ist;
sie vereinigt immerhin fünf Bundes-
länder. Und wir meinen, Sie haben
insgesamt mit der Stadt Leipzig eine
gute Wahl getroffen, und ich wünsche
Ihnen neben anregenden fachlichen
Diskussionen und kollegialen Gesprä-
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chen genug Muße, einige schöne Ein-
drücke von dieser Stadt mitnehmen
zu können.

Wenn Sie heute und morgen über
den Notar im System der Rechtsberu-
fe sprechen, dann werden die euro-
päischen Rechtstraditionen als Teil
unseres kulturellen Erbes und Grund-
lage einer zukunftsorientierten Aus-
richtung aller privaten und staatlichen
Rechtsdienstleister ein Ausgangspunkt
Ihrer Beratungen sein. Ich bin über-
zeugt, dass ein in diesem Verständnis
konservativer Ansatz der Rechtspolitik
insgesamt dient. Ich darf das, liebe
Notarinnen und Notare, auf Ihren Be-
ruf zuspitzen. Auch heute brauchen
wir Juristen, die eine Schnittstelle
zwischen Bürger und Recht und
Bürger und Institutionen bilden. Wie
früher die notarii das gesprochene
Wort zu Papier brachten, dolmetschen
Sie heute zwischen „juristisch“ und
„deutsch“ und Sie sorgen damit
für Information und Rechtssicher-
heit selbst bei komplexen Vorgängen.
Diese Grundfunktion wandelt durch
neue Lebenssachverhalte und neue
Kommunikationstechniken ihr Erschei-
nungsbild, ihr Kern bleibt gleich.

Diesen Grundgedanken zu bewah-
ren, heißt in diesem Zusammenhang
konservativ zu sein.

Der Wortwahl im Thema Ihrer
Tagung und in den Zwischenüber-
schriften ist anzumerken, dass Sie
Ihre Worte auf die Goldwaage ge-
legt haben. Und ich will jetzt einmal
versuchen, etwas nachzuwiegen und
einige erste Gedanken in dieses Gruß-
wort aufzunehmen.

Zunächst zum „Notar im System
der Rechtsberufe“ ganz allgemein.

Das Wort „Notar“ will ich nur kurz
streifen. Es ist selbstverständlich, dass
Notare bei einer berufspolitischen Ta-
gung sich auch mit der Verortung des
eigenen Standes befassen. Ich möch-
te die Betonung vielmehr auf das
„System der Rechtsberufe“ richten. Sie
wissen, dass insbesondere meinem

Chef eine Systematisierung unserer
Rechtsordnung ganz besonders am
Herzen liegt. Das Wort von der „Gro-
ßen Justizreform“ möchten Sie sicher
nicht mehr hören. Ich kann Sie beru-
higen. Ich werde über dieses Thema
hier nichts sagen. Aber die Grund-
überzeugung in unserem Haus ist
etwas, was ich auch hier ansprechen
will: Unsere Rechtsordnung ist ein Kul-
turgut, und die Rechtssicherheit, die
wir anbieten, ist ein ganz entschei-
dender Wirtschaftsfaktor. Wir kennen

viele der Herausforderungen der Zu-
kunft, vor allem, das sieht man ganz
deutlich in einem großen Bundesland,
den demografischen Wandel. Wir wis-
sen, dass einige Bürger – neue Zahlen
sagen sogar: die Mehrheit der Bürger
– das Vertrauen in den Rechtsstaat
verlieren, weil er ihnen intransparent
erscheint. Aber wir haben auch Ideen,
wie wir unser Recht und unsere ge-
wachsenen Strukturen wieder behut-
sam in Form bringen und dadurch
auch zukunftsfest machen können.
Von diesem Wandel sind alle juristi-
schen Berufe betroffen: Rechtsanwäl-
te, Rechtspfleger, Richter und Notare.

Lassen Sie mich den Gedanken,
unsere Rechtsordnung zukunftsfest zu
machen, anhand Ihrer Themen fort-
führen:

Zunächst „Kooperation und Wett-
bewerb der rechtsberatenden Berufe
im Familien- und Erbrecht“.

Im Familien- und Erbrecht geht es
für die Betroffenen meist um sehr viel,
auch wenn es aus Sicht des unbetei-
ligten Betrachters letztendlich um we-
nig geht. Wir müssen zur Kenntnis
nehmen, und das klang bei Ihnen,
Herr Hartenbach, ja schon an, dass die
gesetzlichen Standardregelungen zur
Zugewinngemeinschaft und zur Erb-
folge viele Fälle nur unbefriedigend lö-
sen und dass deswegen eine indivi-
duelle Regelung der Rechtsbeziehun-
gen notwendig ist.

Die Praxis hat uns gezeigt, dass
manche Vereinbarung im Eherecht
keinen Bestand haben kann, weil sie
den einen Partner unangemessen be-
nachteiligt und dessen schwächere
Verhandlungsposition ausnutzt. Es ist
notwendig, dass Gerichte derartige
Vereinbarungen überprüfen, korrigie-
ren oder vielleicht auch verwerfen
können, aber es ist durchaus unbe-
friedigend und vergeudet Ressourcen,
wenn diese Kontrolle erst im Streit-
fall einsetzt. Es entspricht unserem
Rechtssystem, dass der Staat durch
geordnete Verfahren einen Beitrag
auch zur sachlichen Gerechtigkeit leis-
tet und sich vorbehält, Erklärungen
und Verträge durch einen „Richter im
Vorfeld“ zu prüfen – eine Aufgabe, die
weitgehend die Notare zu erfüllen
haben. Im Bereich der Beratung und
Entwurfsfertigung finden wir natürlich
eine Überschneidung mit der Tätig-
keit der Rechtsanwälte, wenngleich
mit einem unterschiedlichen Rollen-
verständnis. Die parteiische Interes-
senwahrnehmung der Beteiligten dem
anderen gegenüber und gegenüber
der staatlichen Stelle „Notar“ ist hin-
gegen allein Aufgabe der Rechts-
anwälte. Bei Gericht ist die Vertretung
durch Anwälte auch ohne Anwalts-
zwang üblich und in vielen Fällen be-
währt; diese Kooperation ist gerade im
Familienrecht auch vor dem Notar in
vielen Fällen sinnvoll, und hier ist
natürlich insbesondere das Unter-
haltsrecht zu nennen.

Staatssekretärin Gabriele Hauser
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Und insofern kann man neugierig
sein, welche Aspekte und Denkan-
stöße Sie in der Diskussion zu dieser
Zusammenarbeit vorbringen werden.

„Wie viel Notar braucht das Gesell-
schaftsrecht?“

Meine Damen und Herren,

die Einführung des elektronischen
Handelsregisters, das Auftreten von
„Inlandsgesellschaften ausländischer
Rechtsform“ – sogenannte „Limiteds“
– und die anstehende Reform des
GmbH-Rechts haben dazu geführt,
auch die Rolle des Notars im Gesell-
schaftsrecht zu überdenken.

Zunächst: Die Vorstellung, Regis-
teranmeldungen könnten ungefiltert
auf die Gerichte einströmen, hat blan-
kes Entsetzen ausgelöst. Die Forde-
rung der Gerichte war klar. Eine juristi-
sche Prüfung ist unverzichtbar, und
wegen der hoheitlichen Echtheitsbe-
stätigung sollte sie auch weiterhin den
Notaren obliegen. Ich glaube, die
Landgerichte würden es sich auch
nicht wünschen, dass man dort den
Anwaltszwang in Frage stellt.

Bei der Diskussion über die Rolle
des Notars im Gesellschaftsrecht soll-
ten wir die „Hauptüberschrift“ nicht
aus den Augen verlieren – „Der Notar
im System der Rechtsberufe“.

Viele Fragen betreffen alle Rechts-
berufe gemeinsam. Wir müssen uns
fragen, wie viel juristische Hilfe eine
Gesellschaft, eine gesellschaftsrecht-
liche Transaktion erfordert, damit die
notwendige Rechtssicherheit gewahrt
ist. Das kann eine ganze Menge sein:
Selbst wenn sich ein Unternehmer bei
der Wahl seiner Rechtsform und sei-
ner internen Spielregeln für die Kon-
fektion von der Stange statt für Maß-
anfertigung entscheidet, muss er an-
probieren und entscheiden, ob ihm
das Rechtskleid eben auch passt, und
das ist ohne Hilfe selten möglich.

Eine andere Frage ist, ob der Staat
die Beratung und Prüfung verbindlich

vorschreibt, und die nächste Frage ist,
wer dafür zuständig sein soll.

Dabei ist auch über die fachliche
Kompetenz und über Kosten zu spre-
chen, und diese Diskussion muss red-
lich geführt werden. Für mich gehört
auch dazu, Kosten einerseits – also
den Aufwand für die Erbringung der
Leistung – und Gebühren bzw. Hono-
rare andererseits getrennt zu betrach-
ten. Der Staat hat sich entschieden,
Leistungen der Gerichte und der No-
tare mit einer am wirtschaftlichen
Interesse orientierten und sozial ge-
staffelten Wertgebühr abzurechnen.
Wer die Gebühren für Unternehmens-
käufe mit hohem Geschäftswert sen-
ken will, der muss aber dann auch in
Kauf nehmen, dass die Gebühren für
Unternehmensgründer und insbeson-
dere kleinere Unternehmen deutlich
angehoben werden.

Schließlich: Wenn außer Anwälten
und Notaren zum Beispiel Kammern
und Geldinstitute Beratungsleistungen
anbieten, müssen auch diese sich
nach der Qualifikation und Unabhän-
gigkeit ihrer Berater fragen lassen, vor
allem aber auch danach, wie sie die
Beratung finanzieren und die damit
verbundenen Haftungsrisiken letztlich
minimiert werden.

Abschließend komme ich nun zum
dritten Teil, nämlich: „Die Berufsbilder
im Wandel: Neue Herausforderungen
durch das Rechtsdienstleistungsge-
setz“

Logos und Werbung sind äußere
Anzeichen eines gewandelten Berufs-
verständnisses in den freien Berufen,
und mittelbar ist dieser größere Spiel-
raum im Auftreten am Markt auch bei
den Notaren bemerkbar. Wo hört die
Gestaltung eines Briefkopfs zur Schaf-
fung einer Corporate Identity auf und
wo beginnt die gewerbliche Werbung?

Ich bin überzeugt, dass berufs-
rechtliche Schranken auch Freiräume
sichern können. Freiräume, die für eine
Aufgabenerfüllung notwendig oder
zweckmäßig sind. Deshalb mahne ich

zur Vorsicht, wenn man Normen auf-
gibt, ohne dass andere Regelungsme-
chanismen an ihre Stelle treten.
Im Bereich der Rechtsberatung und
Wahrnehmung rechtlicher Interessen
möchte der Bundesgesetzgeber den
Marktkräften größeren Einfluss geben.
Ich denke, dass viele die Meinung
teilen, das Rechtsberatungsgesetz
habe in seiner weiten Auslegung zu
manch absurdem Ergebnis geführt.
Aus dem Alltag wissen wir: Jura steckt
überall drin. Nur weil eine Maßnahme
Rechtswirkungen hat, sollte ihre Vor-
nahme nicht mit der Folge als Rechts-
dienstleistung qualifiziert werden, dass
sie nur Angehörigen bestimmter Beru-
fe vorbehalten bleibt. Wir müssen aber
auch bedenken, dass ein falscher
Rechtsrat zu schweren Schäden führen
kann und dass derjenige, der diese
Leistung nachfragt, vielleicht das Risiko
nicht überschauen kann. Für Bürger
und Unternehmen hängt zu viel davon
ab. Ich bin aber zuversichtlich, dass das
Rechtsdienstleistungsgesetz in den Be-
ratungen im Bundestag am Ende eine
Form finden wird, die den berechtigten
Belangen aller Beteiligten auch im Hin-
blick auf fachliche Kompetenz und Ver-
traulichkeit gerecht wird.

Meine Damen und Herren,

Sie werden in Ihrer Diskussion da-
rauf eingehen, wie sich Notare und
Rechtsanwälte in Zukunft aufstellen
müssen, um ihrer Aufgabe in hoher
Qualität gerecht zu werden und weiter-
hin am Markt bestehen zu können. Ihre
Leistung hat einen Preis, aber Sie kön-
nen belegen und müssen vermitteln,
dass diese Leistung ihren Preis wert ist.
Sie werden sicher auch darüber nach-
denken, wie Sie Ihre Effizienz steigern
können. Ich weiß, dass Sie bereits in Ih-
ren Büros und Kanzleien Arbeitsabläu-
fe prüfen und optimieren. Ich sehe, wie
wir in der Justiz durch den elektroni-
schen Rechtsverkehr bereits davon
profitieren, dass uns die Notare Daten
so aufbereitet und formatiert zur Ver-
fügung stellen, dass sie von uns so-
gleich weiterbearbeitet werden kön-
nen. Ich verstehe deshalb auch sehr
gut, dass umgekehrt der Wunsch

notar intern
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wächst, Daten aus dem elektronischen
Grundbuch unmittelbar in eine elektro-
nische Vertragsakte übernehmen zu
können, anstatt sie erst scannen oder
manuell erfassen zu müssen.

Meine Damen und Herren,

Justiz, Notare und Rechtsanwälte
haben ihre festen Plätze in unserem
Rechtssystem. Wie die Gesellschaft
wandeln sich ihr Aufgabenzuschnitt
und auch ihr Auftreten. Nicht nur zwi-
schen den Berufsträgern, und auch

nicht nur zwischen den Berufsgruppen,
wir finden überall Wettbewerb. Notare
und Rechtsanwälte stehen beide be-
reit, ein Testament zu entwerfen. Mit
der Justiz konkurrieren dann auch pri-
vate Schiedsgerichte, insbesondere
natürlich bei Wirtschaftsprozessen,
die besonders interessant sind. Mir
scheint, gerade auf europäischer Ebe-
ne wird manchmal verkannt, wie viel
Wettbewerb es bei uns bereits gibt. Be-
währte Institutionen nationaler Rechts-
ordnungen sollten daher nicht ohne
Not dem Freizügigkeitsprinzip geopfert

werden. Kenntnisarm begründeten
und einem funktionierenden und
preiswerten System schädlichen An-
griffen treten wir entschieden entge-
gen. Ich glaube aber auch, dass ein ge-
wisser Rechtfertigungsdruck uns allen
ganz gut tut, denn ein gewisser Wett-
streit ist sinnvoll, um immer wieder
über die eigenen Leistung nachzuden-
ken und diese zu verbessern.

Ich bin neugierig auf die Ergeb-
nisse Ihre Tagung und wünsche gutes
Gelingen.

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin,
für Ihre ausführlichen Worte. Sie ha-
ben hier die betriebswirtschaftliche
Seite angesprochen, auch da sind
wir aufmerksam geworden, und ich
glaube, dass uns dieses Thema auch
noch auf der Gesetzgebungsebene
beschäftigen wird.

Herrn Staatssekretär Hartenbach
darf ich nun verabschieden. Ich danke
Ihnen sehr, dass Sie sich die Zeit
genommen haben, zu uns zu spre-
chen. Ich freue mich gleichzeitig, dass
Sie, Frau Staatssekretärin Hauser, so
freundlich sind und noch ein wenig auf
dem Podium verweilen. Mit einem
Blick auf die Uhr mahnt der Vorsitzen-
de zur Eile. Wir fahren nun also fort im

Programm des Vormittags. Wir werden
nun den Referenten Gelegenheit
geben, Ihre Statements abzugeben.
Wir werden so vorgehen, dass wir eine
erste Runde machen. Bei Ihnen, Frau
Dr. Grundmann, ist das so, dass Sie
ergänzend zu den Ausführungen von
Staatssekretär Hartenbach aus dem
Ministerium berichten werden. Ich
darf nun die Referenten, soweit noch
nicht geschehen, weiter vorstellen. Zu
meiner Linken Frau Kollegin Dr. Groß.
Sie ist Vorsitzende des Familienrechts-
ausschusses des Deutschen Anwalt-
vereins und Anwaltskollegin in Augs-
burg. Ein besonderer Reiz ist es, dass
wir auch den Kollegen Dr. Braeuer be-
grüßen dürfen, Familienrechtsanwalt
und Notar aus Berlin und Vorsitzender

des Familienrechtsausschusses der
Bundesnotarkammer. Dr. Braeuer wird
uns, so ist es geplant, nach Frau Dr.
Grundmann die Sicht des Notariats
darstellen. Anschließend wird uns Frau
Dr. Groß aus der Perspektive der An-
waltschaft berichten. Und sozusagen
als Klammer zum Schluss stelle ich mir
vor, dass Professor Dr. Brudermüller
seine Sicht aus der Gerichtsbarkeit
beitragen wird. Wir haben ihn hier in
seiner Funktion als Vorsitzenden des
Familiengerichtstages, der ja sehr stark
von den Anwalts- und Beratungsberu-
fen geprägt ist.

Ich freue mich auf Ihre kurzen Stel-
lungnahmen und darf Frau Dr. Grund-
mann bitten.

Staatssekretärin Gabriele Hauser, MDgtn Dr. Birgit Grundmann, Notar Dr. Stefan Zimmermann, Rechtsanwalt und
Notar Dr. Max Braeuer, Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß, Professor Dr. Gerd Brudermüller (von links nach rechts)

Erstes Podium: Kooperation und Wettbewerb der
rechtsberatenden Berufe im Familien- und Erbrecht
Einführung durch den Präsidenten des Deutschen Notarvereins Dr. Stefan Zimmermann, Köln
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Vielen Dank. Wir haben vorher
verabredet, dass ich kein vorberei-
tetes Referat halte, sondern frei eine
aktuelle tour d’horizon durch das
Familien- und Erbrecht unternehme
und Ihnen darstelle, welche Vorhaben
wir im Moment betreiben. Ich möch-
te aber vorab zur besseren Einord-
nung ganz kurz etwas zu meiner Per-
son sagen.

Wir haben im BMJ mehrere Abtei-
lungen, die sich mit den unterschied-
lichen Rechtsgebieten befassen. Kon-
kret sind dies die Verwaltungsabtei-
lung und die Abteilungen Rechtspfle-
ge, Bürgerliches Recht, Öffentliches
Recht, Strafrecht, Handels- und Wirt-
schaftsrecht. Ich gehöre der Abteilung
Bürgerliches Recht an, die wie die
meisten Abteilungen zweizügig ist.
Der eine Zug beschäftigt sich mit
dem Familien- und Erbrecht, den ich
als Unterabteilungsleiterin leite, und
der andere Zug befasst sich mit dem
übrigen Bürgerlichen Recht, etwa dem
Schuldrecht, Sachenrecht, usw. Das
Verfahrensrecht ressortiert in einer
anderen Abteilung, deshalb würde ich
Sie bitten, mir nachzusehen, wenn ich

zum vereinfachten Scheidungsverfah-
ren, bzw. erleichterten Scheidungsver-
fahren, wie ich gerade gelernt habe,
nicht ganz so kompetent Stellung neh-
men kann.

Mit den Vorhaben im Familien- und
Erbrecht reagieren wir auf einen ge-
sellschaftlichen Wandel der letzten
Jahre und Jahrzehnte.

Zunächst haben wir unbestreitbar
einen demographischen Wandel, der
heute schon angesprochen worden
ist. Es gibt weniger Kinder, die Gesell-
schaft wird älter. Wir haben hohe
Scheidungsraten und einen großen
Anteil nichtehelicher Lebensgemein-
schaften mit Kindern. Wir verzeichnen
außerdem eine zunehmende Mobi-
lität mit der Folge einer wachsenden
Zahl binationaler Ehen, entsprechen-
der Ehescheidungen und Erbfälle.
Und wir müssen feststellen, dass die
Leistungsfähigkeit des Sozialstaates
nicht wächst, sondern sinkt. Das ist
der empirische Hintergrund, der mit
einem Wertewandel einhergeht und
Grund genug ist, sich zu überlegen,
wie darauf gesetzlich zu reagieren ist.

Das wird im Übrigen nicht nur im Jus-
tiz-, sondern auch im Familienminis-
terium getan. Die Familienpolitik er-
lebt seit einiger Zeit eine Renaissan-
ce. Vor kurzem noch „Gedöns“, steht
sie nun im Mittelpunkt der politischen
Debatte.

Der angesprochene Wertewandel
schlägt sich deshalb auch in den Re-
formvorhaben des BMJ nieder. Unse-
re Gesetzgebungsvorhaben orientie-
ren sich an rechtspolitischen Zielen,
die sich wie „rote Fäden“ durch die
Gesetzentwürfe ziehen. Dazu gehört
zunächst die Stärkung des Kindes-
wohls – auch im Hinblick darauf, dass
wir schreckliche Fälle von Kindes-
missbrauch und Verwahrlosung und
erhebliche Probleme mit Kinder- und
Jugendkriminalität haben. Neben der
Stärkung des Kindeswohls geht es in
unseren Gesetzentwürfen um die
Stärkung von Selbstbestimmung und
Eigenverantwortung, das hatte ja Herr
Hartenbach vorhin auch schon ange-
sprochen. Die Erleichterung der Mobi-
lität von Menschen über die Grenzen
hinweg ist ein weiteres Anliegen,
ebenso natürlich die Vereinfachung
von Gesetzen.

Jetzt komme ich zu den einzelnen
Vorhaben. Da ist zunächst die Überar-
beitung des Erbrechts zu nennen. Der
Sachstand ist hier, dass wir einen Re-
ferentenentwurf erarbeitet haben, der
sich jetzt in der Abstimmung in unse-
rem Hause befindet. Ich bin zuver-
sichtlich, dass dieser Entwurf, der im
Wesentlichen das Pflichtteilsrecht be-
trifft, bald Gegenstand der öffentlichen
Diskussion sein wird.

Bei dieser Gelegenheit will ich
erwähnen, dass wir im Bundesminis-
terium der Justiz sehr gute Erfahrun-
gen damit gemacht haben, Reform-
projekte in kleinen Expertengruppen
vorzubereiten. Herr Dr. Braeuer und
Herr Professor Brudermüller waren
zum Beispiel auch Mitglieder einer

Vortrag von MDgtn Dr. Birgit Grundmann, Unterabteilungsleiterin am Bundesministerium der
Justiz, Berlin

MDgtn Dr. Birgit Grundmann
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solchen Expertenkommission. Dies ist
eine Arbeitsweise, die sich sehr be-
währt hat und die wir im Bereich des
Familien- und Erbrechts gern fort-
setzen würden, um externen fach-
lichen Rat bereits frühzeitig einzuho-
len.

Die Reform des Zugewinnaus-
gleichs wurde von Herrn Hartenbach
bereits angesprochen. Auch hier wird
es Änderungen, wenn auch keine
weitgehenden, geben.

Dann haben wir uns das Großpro-
jekt einer Strukturreform des Versor-
gungsausgleichs vorgenommen. Das
angestrebte Ziel ist etwas verkürzt die
„Realteilung pur“. Zu diesem Projekt
gibt es schon einen langen Vorlauf,
u. a. eine Kommission, die sich da-
mit befasst hat. Die Kommissionsvor-
schläge sind zwar die Grundlage un-
serer Reformüberlegungen, von den
dort erarbeiteten Lösungen werden
wir aber voraussichtlich in erheb-
lichem Maße abweichen, weil uns
das alles immer noch viel zu kompli-
ziert erscheint. Wenn man sich eine
große Strukturreform vornimmt, dann
sollte es auch eine richtige sein. Un-
ser Ziel ist es, die heutigen Wertver-
zerrungen durch ein Modell zu ver-
meiden, das sich auf die Idee eines
Zugewinnausgleichs auf „Stichtags-
basis“ stützt. Insgesamt ist diese Re-
form ein ganz schwieriges Projekt. Wir
werden versuchen, ein möglichst ein-
faches und unbürokratisches Verfah-
ren zu etablieren.

Aber wir haben auch noch andere
Themen auf dem Tisch, etwa den
heimlichen Vaterschaftstest, eine Fra-
ge zu der jeder und jede hier im Saal
eine eigene Meinung haben wird.
Auch im Ministerium ist das ein sehr
umstrittenes Thema. Hier ist der
Sachstand wie folgt: Es gibt Über-
legungen zu einem Gendiagnostik-
gesetz aus dem Gesundheitsministe-
rium, ein Verbot heimlicher Tests vor-
zusehen. Unabhängig davon will das
BMJ bei der Anfechtungsklage die
Substantiierungslast im Rahmen der
FGG-Reform absenken. Das erfolgt na-

türlich vor dem Hintergrund der BGH-
Rechtsprechung und würde einen
echten Fortschritt darstellen. Wenn
das nicht ausreicht, und hier ist vor al-
lem zunächst die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts abzuwar-
ten, werden wir noch einen zusätz-
lichen familienrechtlichen Anspruch
auf Einwilligung in einen Vaterschafts-
test prüfen.

Dann betreiben wir ein weiteres
wichtiges Gesetzgebungsvorhaben,
die Anfechtung von missbräuchlichen
Vaterschaftsanerkennungen durch öf-
fentliche Stellen. Das ist ein unerfreu-
liches Thema, denn es häufen sich die
Fälle, in denen Aufenthaltsrechte für
ausländische Mütter und Kinder da-
durch erlangt werden, dass mittellose
deutsche Männer die Vaterschaft an-
erkennen, natürlich gegen Bezahlung.
Das geschieht offenbar in einem ganz
erheblichen Umfang und hier soll
nun eine Anfechtungsmöglichkeit für
öffentliche Stellen geschaffen wer-
den, damit solchem Missbrauch Ein-
halt geboten werden kann. Welche
Stellen anfechtungsberechtigt sein
werden, sollen die Länder bestim-
men.

Auch das Thema Patientenverfü-
gung ressortiert in meiner Unterab-
teilung. Hier erleben wir jetzt hoffent-
lich bald die Vorlage zweier konkur-
rierender Gesetzentwürfe im Parla-
ment. Das ist eine Thematik, die na-
türlich auch Ihre Praxis betrifft. Als
Fragen werden hier u. a. etwa disku-
tiert, welche Form eine Patientenver-
fügung haben soll und ob eine vor-
herige Beratung durch ein Konzil er-
forderlich ist.

Ein weiteres Projekt ist die Auf-
gabenübertragung auf Notare. Hier
beziehe ich mich zunächst auf den
Beschluss der Justizministerkonfe-
renz, der sich für eine sehr weitge-
hende Aufgabenübertragung im Be-
reich des Nachlassverfahrens ausge-
sprochen hat. Das Ergebnis des Ge-
sprächs zwischen Ländervertretern
und den Rechtspolitikern der Koali-
tionsfraktionen hat Ihnen Herr Harten-

bach ja vorhin bereits geschildert. Was
nun genau aus diesem Projekt wird,
bleibt spannend, und wir warten nun
gespannt auf den Gesetzentwurf der
Länder.

Vereinfachtes Scheidungsverfah-
ren: Auch hier kurz ein Wort zum
Sachstand. Wir planen, noch vor der
Sommerpause mit dem FGG-Reform-
entwurf im Kabinett zu sein. Die
Auseinandersetzung über die mit der
Reform verbundenen Änderungen
wird aber ganz sicher auch danach
noch weitergehen.

Ein ganz anderer und ebenfalls
sehr wichtiger Komplex sind die Vor-
haben im Bereich der EU. Ich bin – wie
viele meiner Kollegen – zur Zeit stän-
dig in Brüssel. Dort wird von morgens
bis abends verhandelt und das ist mit
27 Delegationen und 27 Dolmet-
schern wirklich kein Spaß. Die EU
jedenfalls widmet sich dem Bereich
des Familien- und Erbrechts verstärkt.
Es gibt zwar keine Pläne, das Familien-
und Erbrecht materiell zu harmonisie-
ren, dazu fehlte es auch an einer
Rechtsgrundlage. Aber selbst wenn wir
sie hätten, wäre das vor dem Hinter-
grund der sehr unterschiedlichen Fa-
milienrechtsordnungen und den zu-
grunde liegenden, sehr unterschied-
lichen Traditionen kaum möglich. Die
EU konzentriert sich daher auf eine
Verbesserung der Verfahrensregelun-
gen bei grenzüberschreitenden Sach-
verhalten, auf die erleichterte Aner-
kennung ausländischer Entscheidun-
gen und auf die Schaffung von klaren
Zuständigkeitsregelungen bei interna-
tionalen Sachverhalten, inklusive Wahl
des Gerichtsstands. Letzteres ist übri-
gens ein Novum. Dass man frei den
Gerichtsstand etwa bei Scheidung und
Unterhalt wählen können soll, ist sehr
umstritten. Neu und ebenso umstrit-
ten ist die Harmonisierung des Inter-
nationalen Privatrechts auf EU-Ebene,
damit alle Gerichte auf ein und
denselben Sachverhalt auch ein und
dasselbe Recht anwenden, um das
„forum shopping“ zu verhindern, das
offenbar ein zunehmendes Phäno-
men ist.
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In den Mitgliedstaaten gibt es hier
sehr verschiedene Befürchtungen. Es
gibt eine „liberale“ und eine „konser-
vative“ Fraktion. Die liberale Fraktion
der skandinavischen Länder befürch-
tet, dass sie nun auch ein sehr kon-
servatives ausländisches Scheidungs-
recht anwenden müssen, und be-
trachtet dies als eine Zumutung für die
Gerichte und die Parteien. Die kon-
servative Fraktion befürchtet ganz im
Gegensatz dazu, dass durch die An-
wendung eines liberalen ausländi-
schen Rechts, etwa skandinavischen
Rechts, Druck auf ihr konservatives
Familienrecht ausgeübt wird. Und
dann gibt es noch die dritte, die „fun-
damentalistische“ Fraktion, Großbri-
tannien zum Beispiel. Die Vertreter
dieser Fraktion sagen: Unsere Fami-
liengerichte wenden aus Prinzip über-
haupt kein ausländisches Recht an.
Das verwundert ein wenig, weil die
englischen Gerichte etwa im Wirt-
schaftsrecht seit Jahren ohne Proble-
me auch ausländisches Recht anwen-
den.

Die beschriebenen Probleme ha-
ben wir konkret bei zwei Vorhaben,
die jetzt auch im Rahmen der deut-
schen Ratspräsidentschaft behandelt
werden, nämlich den Verordnungen
zum Scheidungsrecht und zum Unter-
haltsrecht. Wir hoffen sehr, dass wir als
deutsche Präsidentschaft hier in den
Verhandlungen Fortschritte machen
werden.

Neben den erwähnten EU-Ver-
ordnungen gibt es noch zwei Grün-
bücher der EU-Kommission, eines
zum Güterrecht und eines zum Erb-
recht. Letzteres dürfte Ihnen bekannt
sein, weil hier am Horizont ein euro-
päischer Erbschein sowie eine Ver-
netzung der nationalen Testaments-
register erscheint.

An dieser Stelle muss ich leider
noch einen Tropfen Wasser in den
Wein gießen, denn womit wir auf
europäischer Ebene kaum durchdrin-
gen, ist die Pflicht zur Einschaltung
des Notars bei der Gerichtsstandswahl
oder bei der Rechtswahl. Die deutsche

Delegation vertritt diese Position, steht
damit aber im Moment relativ allein,
weil viele Mitgliedstaaten entweder
gar kein Notarwesen haben oder zu-
mindest keine notarielle Beurkundung
von Eheverträgen oder Unterhaltsver-
einbarungen kennen. Der Mainstream
in Europa ist ganz klar: Einfache
Schriftform reicht aus. Es wird daher
bei den soeben erwähnten Vorhaben
aller Voraussicht nach allenfalls einen
Verweis in das nationale Recht mit
dem Ergebnis einer notariellen Beur-
kundung geben, aber keine Harmoni-
sierung.

Hier möchte ich nun schließen mit
meiner kurzen tour d’horizon und
bedanke mich für die Aufmerksam-
keit.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Schönen Dank, Sie haben mir ein
Stichwort gegeben, das wir weiter
verwenden können. Das Thema
„Rechtswahl und Gerichtsstandsver-
einbarung“ ist natürlich für uns sehr
wichtig, aber vielleicht in diesem Zu-
sammenhang noch nicht intensiver
diskutiert worden. Aber es reicht viel-
leicht auch zukünftig in andere Ge-
setzgebungsbereiche hinein, so dass
wir uns in jedem Fall dafür bedanken,
wenn Sie sich in Brüssel für unsere
Anliegen verwenden.

Vielleicht gebe ich aber nun Frau
Staatssekretärin Hauser Gelegenheit,
noch ein paar Worte zum Thema
Aufgabenverlagerung aus sächsischer
Sicht zu verlieren.

Staatssekretärin
Gabriele Hauser:

Die Justizminister haben eine Auf-
gabenverlagerung im erbrechtlichen
Bereich beschlossen. Hintergrund ist
dabei, dass wir hier in Sachsen die
Leistungsfähigkeit der Justiz erhöhen
möchten, indem wir die Aufgaben der
Gerichte auf den wirklichen Kernbe-
stand reduzieren möchten. Zwischen-

zeitlich ist der von den Justizministern
beschlossene Planungsstand weit
hinter den ursprünglichen Überlegun-
gen und Erwartungen zurückgeblie-
ben. Das ist etwas, was unserem
Haus nicht so entgegenkommt und
wir sind auch bemüht, das Vorhaben
auch gegenüber dem BMJ voran-
zutreiben. Dabei sind wir auch auf
Ihre Unterstützung angewiesen, auch
gegenüber den Justizpolitikern des
Bundes. Die Bundesnotarkammer
arbeitet ja auch in der Bund-Länder-
Arbeitsgruppe zum Thema Aufgaben-
übertragung mit. Eine Aufgabenver-
lagerung im Erbverfahren würde na-
türlich eine gewisse Änderung des
Berufsbildes des Notars bringen, der
dann in gewissem Umfange auch
streitentscheidende Funktionen wür-
de übernehmen müssen. Dies ist kein
Problem aus Sicht der badischen
Amtsnotariate, die ja bereits bis-
her Aufgaben im Nachlassverfahren
wahrnehmen. Wir haben zudem kei-
ne Bedenken, dass das bei den übri-
gen Notaren nicht auch in guten Hän-
den wäre.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Dankeschön! Da wir hier nun Gäs-
te in einem neuen Bundesland sind,
darf ich mir noch den Hinweis erlau-
ben, dass bis 1990 in der DDR die
gleichen Aufgaben den Notaren zu-
gewiesen waren und viele Notare in
den neuen Bundesländern noch an
die damaligen Erfahrungen anknüp-
fen könnten. Im Übrigen, die von Ih-
nen vorgetragene politische Einschät-
zung ist sicher realistisch und richtig,
wenn auch bedauerlich. Nun rollen
wir ja schon zwanzig Jahre den Stein
den Berg hinauf, und wir werden wei-
ter arbeiten, und wir haben auch ge-
lernt, dass politische Konstellationen
veränderbar sind. So warten wir jetzt
erst einmal ab. Der Mut verlässt uns
sicher nicht.

Ich darf nun Herrn Kollegen Dr.
Braeuer bitten, mit seinem Statement
zum engeren Kernbereich unserer
Thematik vorzudringen.

notar intern

notar 1/2007 13



notar intern

hinausgeht. Denn Kooperation und
Wettbewerb bestehen nicht nur zwi-
schen den rechtsberatenden Berufen,
sondern zwischen diesen und der
Justiz, also besonders auch zu den
Gerichten. Das Beispiel, das ich Ihnen
vortragen möchte, macht das be-
sonders deutlich.

Das Thema ist „vereinfachte Schei-
dung“, „Scheidung light“ wird sie auch
genannt, die Scheidung unter Mit-
wirkung des Notars. Es gibt einen aus-
formulierten Gesetzentwurf des Bun-
desjustizministeriums dazu, der in der
Fassung vom 14. Februar 2006 vor-
liegt. Dieses Projekt ist natürlich schon
in die Öffentlichkeit geraten und hef-
tig diskutiert worden, als Scheidung
beim Notar auch weit über die betei-
ligten Fachkreise hinaus. Die verschie-
denen Interessenvertreter haben be-
gonnen, aufeinander einzuschlagen –
soviel zum Wettbewerb.

Die Kontroverse ist ausgelöst wor-
den, weil vermeintlich Aufgaben von
den Rechtsanwälten auf Notare ver-
lagert werden sollen. Es gilt, die Argu-
mente aus diesem Anlass etwas ge-
nauer zu betrachten. „Scheidung light“:
Um zu verstehen, worum es dabei
geht, will ich zunächst noch einmal den
Status quo beschreiben, der denjeni-
gen unter Ihnen, die nicht forensisch
tätig sind, möglicherweise nicht un-
mittelbar präsent ist.

Ein Scheidungsantrag kann zurzeit
nur im Auftrag eines Mandanten
durch einen Rechtsanwalt bei Gericht
eingereicht werden: Anwaltszwang.
Dieser Anwaltszwang gilt für das
Scheidungsverfahren und, was noch
viel wichtiger ist, für alle mit dem
Scheidungsverfahren im Verbund zu-
sammenhängenden Scheidungsfol-
gen. Mit dem Scheidungsantrag müs-
sen die Gründe vorgetragen werden,
auf denen der Scheidungsanspruch
beruht. Das ist das normale Schei-
dungsverfahren. Ein Sonderverfahren

gibt es für die einvernehmliche Schei-
dung. Auch die einvernehmliche
Scheidung kann nur durch einen ge-
richtlichen Antrag geltend gemacht
werden, bei dem allerdings nicht vor-
getragen werden muss, was der
Scheidungsgrund ist. Es genügt die
Angabe, dass die Eheleute seit mehr
als einem Jahr getrennt leben würden
und dass beide mit der Scheidung
einverstanden seien. Eine formelle
Voraussetzung ist: Es dürfen keine
Folgesachen streitig sein, und rege-
lungsbedürftige Folgesachen müssen
durch Vertrag erledigt sein. Soweit
Unterhalt geschuldet ist, muss auch
ein Vollstreckungstitel hergestellt sein,
was in der Regel die Notare machen.
So verlangt es § 630 ZPO.

Der Anwaltszwang, der immer im
Gespräch ist, betrifft in diesem Ver-
fahren nur das Scheidungsverfahren
selbst. Die wirtschaftlichen Folge-
sachen sind bei der einvernehmlichen
Scheidung zwangsweise vom Anwalts-
zwang befreit, weil sie ja nicht ge-
richtsanhängig werden und deshalb
ein Anwaltszwang gar nicht in Betracht
kommen kann. Die erforderlichen Ver-
träge können die Eheleute ohne fach-
liche Hilfe oder unter Mitwirkung eines
Notars schließen. Soweit ein Voll-
streckungstitel erstellt werden muss,
ist dies die Aufgabe der Notare, in
Konkurrenz mit den Jugendämtern für
den Kindesunterhalt. Natürlich liegt
der Konflikt zumeist nicht in der Schei-
dung selbst, sondern in den Folge-
sachen. Die Beteiligten werden des-
halb häufig fachlichen Rat in Anspruch
nehmen. Das kann parteilicher an-
waltlicher Rat oder auch unpartei-
ischer notarieller Rat sein.

Das neue FamFG, das in seinem
Entwurf die vereinfachte Scheidung
mit notarieller Mitwirkung enthält,
sieht eine Regelung in § 143 vor. Bei
näherer Betrachtung ergibt sich, dass
das weitestgehend dem bisherigen
§ 630 ZPO entspricht. Einzige wesent-

Vortrag von Rechtsanwalt und Notar Dr. Max Braeuer, Vorsitzender des Ausschusses für
Familien- und Erbrecht der Bundesnotarkammer, Berlin

Rechtsanwalt und Notar Dr. Max
Braeuer

Meine sehr verehrten Damen,
meine Herren!

Das Thema lautet Kooperation
und Wettbewerb der rechtsberaten-
den Berufe im Familien- und Erbrecht.

Ich darf Ihnen einige Gedanken zu
diesem Thema vortragen, aber nicht
deswegen, weil ich, wie Kollege Dr.
Zimmermann eben schon angedeu-
tet hat, zwei Hüte aufhabe. Ich bin
Rechtsanwalt und Notar. Ich spreche
jetzt in erster Linie als Notar, als Ver-
treter der Bundesnotarkammer, mei-
ne Tätigkeit als Rechtsanwalt blende
ich aber nicht ganz aus, und das was
ich Ihnen sage, sollte ein bisschen
ausgewogen zwischen beiden Positio-
nen sein.

Ich meine sogar, dass das Thema
Wettbewerb zwischen den rechtsbera-
tenden Berufen im Familien- und Erb-
recht noch etwas ausgedehnt werden
muss, weil der Wettbewerb darüber
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liche Abweichung: An die Stelle des
Scheidungsantrages, der der Mitwir-
kung eines Rechtsanwaltes bedarf, tritt
der von beiden Eheleuten gemeinsam
gestellte Antrag, der notariell beur-
kundet ist. Die Anforderungen an die
gleichzeitig vorzulegende Einigung in
den Folgesachen haben sich nicht ge-
ändert; notarielle Mitwirkung ist un-
verändert nur zur Schaffung eines Voll-
streckungstitels notwendig. Die Schei-
dung wird auch nicht etwa durch den
notariellen Akt vollzogen; dies scheint
das wesentliche Missverständnis in
der Öffentlichkeit zu sein. Es bleibt bei
der unveränderten mündlichen Ver-
handlung bei Gericht und dem Schei-
dungsurteil.

Die Kritik der Berufsverbände ent-
zündet sich am Thema der Beratung.
Das Scheidungsverfahren sei für die
Betroffenen so existentiell, dass die
Begleitung durch den beratenden
Rechtsanwalt unverzichtbar sei. Die
zur Unparteilichkeit verpflichteten
Notare könnten das nicht ersetzen.
Dagegen wird die hohe Fachkompe-
tenz der Notare in der vorsorgenden
Rechtspflege gerade auch in dem Be-
reich des Familienrechts gesetzt. Die
Kontroverse würde viel von ihrer Be-
deutung verlieren, wenn man den tat-
sächlichen Inhalt der geplanten Rege-
lung genauer betrachtete.

Der Gesetzentwurf schafft den
Anwaltszwang nur in einem Punkte
ab: Bei der Antragstellung für eine
einvernehmliche Scheidung. Weder in
einem streitigen Scheidungsverfahren
noch bei irgendeiner gerichtlichen
Folgesache ändert sich etwas an dem
gegenwärtigen Rechtszustand. Für die
außergerichtliche Einigung, die zur
einvernehmlichen Scheidung dazuge-
hört, gab es den Anwaltszwang ohne-
hin nie.

Nun ist bei nüchterner Betrach-
tung der Beratungsbedarf zur Frage
der eigentlichen Scheidung in der
Regel ohnehin nicht groß, jedenfalls
wenn beide Eheleute darin einig sind,
nicht zusammenbleiben zu wollen.
Bedeutender ist aber, dass in diesem

Verfahren bisher immer nur eine Par-
tei anwaltlich vertreten ist, die ande-
re aber nicht; auf das hochproble-
matische Verfahren „wir machen die
Scheidung mit einem gemeinsamen
Anwalt“ will ich hier gar nicht einge-
hen. Das einvernehmliche Verfahren
soll einfach und billig sein; das geht
nur, wenn der zweite Anwalt einge-
spart wird. Das führt jedenfalls zu
ungleichen Positionen der beiden
Eheleute.

In dieser Situation hätte es nahe
gelegen, im Kosteninteresse der Par-
teien für das einvernehmliche Verfah-
ren den Anwaltszwang ganz abzu-
schaffen, weil der Beratungsbedarf
gering ist und so ein Gleichgewicht
wieder hergestellt werden kann.
Demgegenüber schafft das neue Ver-
fahren immerhin die Situation, in der
zwangsläufig beide sich mit einem
Juristen konfrontiert sehen, und zwar
bevor er Anträge stellt. Das ist jeden-
falls für den, der bis dahin gar nicht
anwaltlich vertreten war, ein Zuwachs
an Beratungsqualität. Dabei muss der
Notar den Willen der Beteiligten er-
forschen und über die Folgen ihres
Handelns belehren. Er kann nicht an
der Entscheidungsfindung mitwirken
(das kann nur der Anwalt), aber er
kann aufklären, was die Eheleute
wirklich wollen, wenn sie über die Fol-
gen ihrer Pläne aufgeklärt worden
sind.

Hier ergibt sich eine andere Kon-
kurrenzsituation, nämlich zu den Rich-
tern. Auch der Scheidungsrichter hat
die Aufgabe, über die reine Streitent-
scheidung hinaus zumindest darauf
zu achten, dass dem Schwächeren in
diesem Verfahren Gehör verschafft
wird. Der Scheidungsrichter kann auf
die Willensbildung der Parteien aber
kaum noch Einfluss nehmen, denn er
findet den schon gestellten Schei-
dungsantrag vor. Der Notar kann im
Vorfeld der Antragstellung umfassen-
der beraten.

Also man könnte vielleicht zu dem
Ergebnis kommen, der Entwurf sei
wunderbar. Er ist eine Mogelpackung.

Er führt zu einer Schieflage in einem
Wettbewerb an ganz anderer Stelle,
nicht zwischen den rechtsberatenden
Berufen, sondern zwischen diesen
und der Justiz.

Es lohnt sich, auf das Geld zu
schauen. Viele Stellungnahmen, die
zu dem Projekt abgegeben worden
sind, sind sicher von finanziellen
Interessen getragen. Das gilt für
die Rechtsanwälte: Einvernehmliche
Scheidungsverfahren sind ein gutes
Geschäft für relativ wenig Arbeit. Das
droht zu entfallen. Die Notare sind
von denselben Beweggründen gelei-
tet. Sie wollen ein neues Geschäft.
Aber da, merkt man schon, stimmt die
einfache Überlegung nicht. Für die
Notare, und wenn sie es nicht schon
wissen, werden sie es voraussichtlich
merken, wird diese einvernehmliche
Scheidung das wirtschaftlich schlech-
teste Geschäft sein, das sie je hatten
seit den Kirchenaustritten nach der
Wiedervereinigung. Das liegt daran,
dass das Entgelt sich nach dem Wert
richtet. An dem Wert der Scheidung
wird sich nichts ändern, aber der Satz
nach der KostO ist wesentlich geringer
als der nach dem RVG. Die Notare
machen also im Wesentlichen diesel-
be Arbeit wie die Anwälte – für weni-
ger Geld. Vor allem aber werden die
Notare erstmals in großem Umfange
mit der Prozesskostenhilfe Bekannt-
schaft machen. Mehr als die Hälfte
aller Scheidungsverfahren wird mit
Prozesskostenhilfe abgewickelt. Pro-
zesskostenhilfe bedeutet für den
Notar: Er darf kein Honorar liquidie-
ren, und die Staatskasse springt dafür
nicht ein. Die Mehrzahl der Verfahren
werden die Notare also unentgeltlich
zu führen haben. Das ist also ein
Geschäft, das so schlecht sein wird,
dass das Geld jedenfalls nicht der
Grund sein kann, warum die Notare
dafür sind, so etwas zu machen.

Der wirtschaftliche Vorteil liegt
hingegen ganz eindeutig bei der Jus-
tiz. Da die Mehrheit der Verfahren mit
Prozesskostenhilfe geführt werden,
wird bei der Mehrheit der Verfahren
die Justiz den Anwalt zumindest des
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Antragstellers aus Prozesskostenhilfe-
Mitteln bezahlen müssen. Oft werden
gerade in Prozesskostenhilfe-Verfah-
ren zwei Anwälte zu bezahlen sein.
Würden sich Parteien dort, wo sie es
selbst bezahlen müssen, mit einem
Anwalt begnügen, nimmt man auf
Staatskosten gern zwei. Diese Kosten
entfallen künftig, wenn der Schei-
dungsantrag nicht mehr von einem
Anwalt gestellt, sondern von einem
Notar beurkundet wird.

Dass die Justiz Geld spart, mag
noch gehen. Den Begriff Mogel-
packung habe ich verwendet, weil der
vorliegende Entwurf mit einem Trick
versucht, für das neue notarielle Ver-
fahren Interesse zu wecken. (Das alte
Verfahren mit anwaltlichem Antrag
gibt es ja weiterhin.)

Das neue Verfahren soll der Be-
schleunigung dienen. Der Flaschen-
hals, der das Scheidungsverfahren
langsam macht, ist aber nicht die
Beteiligung von Rechtsanwälten, son-
dern etwas ganz anderes: das Ver-
sorgungsausgleichsverfahren. Mit je-
dem Scheidungsverfahren, und sei es
noch so einfach, ist zwingend als Fol-
gesache der Versorgungsausgleich
verbunden. Die Scheidung kann nicht
ausgesprochen werden, bevor nicht
der Versorgungsausgleich entschei-
dungsreif ist. Dieses Verfahren kann
nur unter Beteiligung der Versor-
gungsträger geführt werden. Diese
sind überwiegend öffentlich-rechtlich
organisiert. Der Versorgungsausgleich
führt dazu, dass auch das einfachste
Scheidungsverfahren in der Regel ein
Jahr dauert.

Hier setzt nun der Entwurf des
FamFG an. Der Entwurf erlaubt dem-
jenigen, der am notariellen Schei-
dungsverfahren teilnimmt, dass der
Versorgungsausgleich nach einem hal-
ben Jahr abgetrennt wird, wenn er
dann noch nicht entscheidungsreif ist.
So ist das notarielle Scheidungsver-
fahren mit dem Versprechen verbun-
den, dass die Scheidung nicht länger
als ein halbes Jahr dauert. Dasselbe
Recht wird den Beteiligten an anderen

Formen des Scheidungsverfahrens
vorenthalten. Einen sachlichen Grund
gibt es dafür nicht. Bedeutung und
Schwierigkeit des jeweiligen Versor-
gungsausgleiches sind völlig unab-
hängig davon, wie die Scheidung ge-
führt wird. Es entsteht der Eindruck,
dass das für die Justiz kostengünstigs-
te Verfahren attraktiv gemacht werden
soll durch eine Vergünstigung, die kei-
ne objektive Rechtfertigung hat und
mit dem eigentlich Verfahren nichts zu
tun hat.

Wenn das zutrifft, dann ist das
unlauterer Wettbewerb. Den Schei-
dungswilligen wird ein Vorteil ver-
sprochen, den sie nur bekommen
können, wenn sie das Angebot des
für die Justiz günstigen Verfahrens
wählen. Der Vorteil hat mit diesem
Verfahren eigentlich nichts zu tun.
Den rechtsberatenden Berufen ist es
hingegen verwehrt, vergleichbare
sachfremde Vorteile zu versprechen,
um den Wettbewerbsnachteil auszu-
gleichen.

Voraussichtlich wird das in der
Praxis folgende Konsequenz haben:
Ein Rechtsanwalt, der für ein Schei-
dungsverfahren in Anspruch genom-
men wird, berät den Mandanten in
der Sache und muss im Ergebnis
empfehlen, den Scheidungsantrag
nicht unmittelbar, sondern mit Hilfe
eines Notars zu stellen. Nur so ist
die begehrte Beschleunigung zu er-
reichen. Die anwaltliche Tätigkeit
wird als außergerichtlich nicht von
der Prozesskostenhilfe vergütet, und
der Notar arbeitet auch ohne Entgelt.
Bei Gericht erscheinen doppelt be-
ratene Parteien, die zunächst vom
Anwalt, dann vom Notar beraten
sind, und all das ist für die Justiz kos-
tenfrei.

Bezogen auf das Ausgangsthema
will ich damit sagen, dass Kooperation
und Wettbewerb nicht nur zwischen
den verschiedenen rechtsberatenden
Berufen, sondern auch zwischen die-
sen und der Justiz bestehen. Dieser
Wettbewerb sollte fair sein, damit sich
echte Vor- und Nachteile bestimmter

Verfahren und Einrichtungen bewäh-
ren können.

Lassen Sie mich abschließend
einen Vorschlag machen, wie dieser
Wettbewerbsverzerrung abgeholfen
und gleichzeitig das sinnvolle neue
notarielle Scheidungsverfahren ein-
geführt werden kann: Die Crux liegt
im Versorgungsausgleich als Ver-
bundverfahren. Eigentlich gibt es für
diesen Verbund keinen sachlichen
Grund. Ob der Versorgungsausgleich
gleichzeitig mit der Scheidung gere-
gelt wird oder erst Jahre später, ist
meist gleichgültig, weil die geschie-
denen Eheleute meist noch recht
jung sind. Lassen Sie uns deshalb den
Zwangsverbund zwischen Scheidung
und Versorgungsausgleich abschaf-
fen. Dann ist der Weg frei zu fairem
Wettbewerb.

Dann ist übrigens auch der Weg
frei, den (normalen) Versorgungsaus-
gleich aus der Zuständigkeit der Fami-
liengerichte herauszunehmen und ihn
den Verwaltungsbehörden zu überlas-
sen, wo er hingehört und womit ein
viertes Feld des Wettbewerbs eröffnet
wäre.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Vielen Dank Herr Kollege Dr.
Braeuer, ich glaube jetzt ist es Zeit
für Frau Dr. Groß.
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Guten Tag, meine Damen und Her-
ren Kollegen und Notare,

ich bedanke mich, dass ich an die-
ser Stelle für die Anwaltschaft spre-
chen darf. Ich komme aus Bayern, und
wenn Sie mich vor drei Jahren zum
Thema Konkurrenz zwischen Anwälten
und Notaren befragt hätten, dann hät-
te ich Sie nur verwundert angeblickt,
denn in Bayern besteht eine hervorra-
gende Kooperation zwischen Anwäl-
ten und Notaren. Unsere Freunde, die
Notare, sind unverzichtbar und hoch
angesehen. Die Notare leisten ihren
Teil, sie erstellen vorzügliche Ehever-
träge. Notare werden von uns Anwäl-
ten gern beauftragt, wenn eine Schei-
dungsfolgenvereinbarung zu beurkun-
den ist. Die Notare haben das Privileg
der Beurkundung. Wir Anwälte haben
das Privileg der gerichtlichen Interes-
senvertretung. Wir sind keine Konkur-
renten.

Hieran hat sich jedoch vor drei
Jahren möglicherweise etwas geän-
dert. Wie ein Donnerschlag kam der
Entwurf des § 143 FamFG, der die
Aufhebung des Anwaltszwangs im so-
genannten vereinfachten Scheidungs-
verfahren vorsieht. Statt den Anwalt
zu beauftragen, müssen die Eheleute
eine beurkundete Scheidungsfolgen-
vereinbarung vorlegen. Das liest sich
auf den ersten Blick ganz einfach.
Doch handelt es sich dabei um eine
jedenfalls teilweise Verdrängung des
Rechtsanwalts aus dem Scheidungs-
verfahren.

Was sind die Folgen? Ich stimme
Herrn Dr. Braeuer darin zu, dass die
Mehrzahl der Beurkundungen im Rah-
men des vereinfachten Scheidungs-
verfahren für die Notare kein gutes
Geschäft sein wird.

Für uns Familienrechtsanwälte wür-
de es aber nicht nur kein gutes Ge-
schäft, sondern eine finanzielle Katas-
trophe werden. Die gut situierten Man-
danten gehen unmittelbar zum Notar

und von dort ans Gericht und führen
ihre Scheidung selbst. Nur mit Pro-
zesskostenhilfe-Mandaten und – viel-
leicht – der Beratung eines Mandanten
bevor er sich zum Notar begibt, kön-
nen wir keine Kanzlei betreiben (schon
gar nicht eine familienrechtliche Kanz-
lei, die personalintensiver ist als jede
andere!).

Ich weiß natürlich, dass alle Länder
über die hohen Prozesskostenhilfe-
Kosten klagen. Sollte diese Klage be-
rechtigt sein, wäre es richtig die Pro-
zesskostenhilfe zu überprüfen, statt

den Menschen vorzuspiegeln, ein No-
tar und ein Richter könnten eine völlig
andersartige Tätigkeit der Rechtsan-
wälte mühelos ersetzen.

Die finanziellen Fragen sind aber
heute nicht unser Thema. Lassen Sie
mich unsere Sachargumente nennen.

Ich spreche nicht davon, ob der
eine oder der andere besser berät. Wir
können es beide. Ich spreche vielmehr
davon, welche Methode der Vertrags-
entwicklung das geeignete Instrument
im Familienrecht ist.

Auch der Anwalt versucht zunächst
eine einvernehmliche Lösung zu fin-
den. Es hat sich eingebürgert, im Vie-
rergespräch den Sachstand und die Lö-
sungsmöglichkeiten zu erörtern. Häu-
fig gelingt bereits in diesem Verfah-
rensstadium die Einigung in allen
Punkten. Das Erfolgsrezept des Vierer-
gesprächs liegt einerseits darin, dass
die Unterschiedlichkeit der Mandanten
durch den anwaltlichen Beistand aus-
geglichen wird, und andererseits darin,
dass wir bei diesen Gesprächen auf-
grund unserer forensischen Erfahrung
stets die Alternative zur Einigung, näm-
lich das streitige Gerichtsverfahren, vor
Augen haben. Diese Erfahrung mahnt
uns zur gebotenen Vorsicht. Wir wissen
aber, dass das Scheitern des Vierer-
gesprächs nicht das Ende der Welt ist
und dass es eben Konstellationen gibt,
die im streitigen Verfahren besser auf-
gehoben sind. Ein Vierergespräch zu
führen, bevor eine Klage eingereicht
wird, ist heute für Familienrechtsan-
wälte eine Selbstverständlichkeit.

Das notarielle Verfahren unter-
scheidet sich hiervon ganz grundsätz-
lich. Bei diesem gibt es keine einseiti-
ge Interessenvertretung. Am Rande
bemerkt: Auch bei der einseitigen
Interessenvertretung durch den An-
walt werden die Belange der Gegen-
partei angemessen berücksichtigt,
denn mit der Holzhammerstrategie
täte man den Interessen des eigenen
Mandaten keinen guten Dienst. Ich
komme zurück zum notariellen Ver-
fahren. Bei diesem leitet ein Neutraler,
der Notar, die Gespräche. Ihm gegen-
über sitzen die Ehegatten, die ihre ein-
seitigen Interessen ohne fachkundige
Anleitung selbst vertreten. Im Ver-
gleich zum eben dargestellten Vierer-
gespräch besteht hier eine ungleich
größere Gefahr, dass der schwächere
Ehegatte den Kürzeren zieht. Wenn
Ehegatten ohne vorherige anwaltliche
Beratung über die Scheidungsfolgen
verhandeln, birgt dies noch eine wei-
tere Gefahr, wie ich aus meiner foren-
sischen Erfahrung zu berichten weiß.

Vortrag von Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß, Vorsitzende des Familienrechtsausschusses des
Deutschen Anwaltvereins, Augsburg

Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß
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Es kann passieren, dass sich ein Ehe-
gatte um Kopf und Kragen redet, weil
er arglos Dinge äußert, die er jeden-
falls in dieser Phase besser für sich be-
halten hätte.

In diesem Zusammenhang wird
häufig darauf verwiesen, dass im no-
tariellen Verfahren der Schutz des
Schwächeren durch § 17 BeurkG ge-
währleistet werde. Ich bin der festen
Überzeugung, dass kein Notar die
unterlegene Partei wissentlich und
ohne Beistand ins Verderben rennen
lässt. Ohne Zweifel hat der Notar die
zum Schutz des Schwächeren erfor-
derliche fachliche Eignung, Autorität
und Überzeugungskraft. Aber wenn
all dies nicht ausreicht, um eine aus-
gewogene Einigung herbeizuführen,
darf diese nicht erzwungen werden.
An diesem Punkt muss das Gespräch
abgebrochen werden. Da das nota-
rielle Verfahren jedoch keine Alterna-
tive zur Einigung kennt, besteht die
Gefahr, dass man sich länger als tun-
lich der Erkenntnis versperrt, dass
das Gespräch gescheitert ist. Dieses
Problem ist hinlänglich aus der Me-
diation bekannt. Ein weiterer, eben-
falls aus der Mediation bekannter
Schwachpunkt des Dreiergesprächs
besteht in der fehlenden Vertraulich-
keit. Wenn ein Ehegatte nur mit dem
anderen Ehegatten und dem Notar
oder Mediator als neutralem Dritten
verhandelt, fehlt ein Ansprechpart-
ner für vertrauliche Aspekte. Dieser
Schwachpunkt ist dem Dreierge-
spräch immanent. Es gibt hierfür kei-
ne Lösung.

Natürlich gibt es auch Personen,
die das Dreiergespräch schätzen und
die dort die besten Ergebnisse erzie-
len. Diese Personen sind es, die sich
für das vereinfachte Scheidungsver-
fahren beim Notar besonders eignen.
Sie sind relativ unabhängig, nicht ganz
arm und von geringer Emotionalität.
Nur, das sind nicht unsere familien-
rechtlichen Mandanten. Glauben Sie
mir, ich beobachte dies seit 30 Jahren.
Alle Mandanten beteuern, nicht strei-
ten zu wollen und keine Begehrlich-
keiten auf das zu haben, was ihnen

nicht zusteht. So harmlos klingt es am
Anfang. Denn noch hat die Vermö-
gensauseinandersetzung nicht begon-
nen. Doch dann muss ich dem Man-
danten vorrechnen, was sich ändert,
wenn die Steuerklasse gewechselt
werden muss und es scheidungsbe-
dingt zu Mehraufwendungen für die
Krankenkasse, die Altersvorsorge und
den zweiten Haushalt kommt. Dann
wird den Mandanten vielfach erst be-
wusst, dass sich ihr gewohnter Le-
bensstandard nicht wird aufrecht er-
halten lassen, und es wird um jeden
Euro gekämpft.

Bei fast jedem scheidungswilligen
Ehepaar ist einer der beiden der
Schwächere, sei es intellektuell, sei es
wirtschaftlich, sei es, weil er gefühls-
mäßig stärker betroffen ist. Dies ver-
kennen die Befürworter des verein-
fachten Scheidungsverfahrens. Das
auf gleicher Augenhöhe geführte
Dreiergespräch ist nicht der Regelfall.
Es ist die Ausnahme.

Weiterhin halte ich das Fehlen ge-
meinsamer Kinder für kein geeignetes
Kriterium. Denn was ist beispielsweise
mit der Ehefrau, die dreißig Jahre kin-
derlos verheiratet war, die ihre Inter-
essen immer denen des Ehemanns
untergeordnet hat, die nie einen gesi-
cherten Arbeitsplatz hatte, sondern al-
lenfalls mal hier und mal dort gear-
beitet hat? Ist diese Ehefrau nicht
schutzbedürftig? Denken Sie wirklich,
dass diese Frau der Typ Mensch ist, der
im Dreiergespräch beim Notar selbst-
bewusst seine Interessen wahrnimmt?
Gewiss nicht.

Ich habe Ihnen einige Gründe vor-
getragen, warum den scheidungswilli-
gen Ehegatten vielfach nicht gedient
wird, wenn sie ohne vorherige an-
waltliche Beratung zum Notar gehen.
Die Befürworter des vereinfachten
Scheidungsverfahrens wenden ein,
dass niemand hierzu gezwungen wer-
de und es den Ehegatten freistehe,
sich vorab beraten zu lassen. Das ist
zwar richtig, greift aber zu kurz. Es
lässt sich schwerlich bestreiten, dass
der Gesetzgeber die Ehegatten dazu

einladen will, ohne anwaltliche Bera-
tung zum Notar zu gehen. Bei einer
solchen Einladung wird der Bürger da-
von ausgehen, dass er sie gefahrlos
annehmen kann. Der Gesetzgeber
fordert scheidungswillige Ehegatten
geradezu auf, sich den angeblich teu-
eren und auf Streit bedachten Anwalt
zu sparen und stattdessen zum Notar
zu gehen.

Es wurde im Laufe der Tagung be-
reits davon gesprochen, dass das ver-
einfachte Scheidungsverfahren Ihnen,
den Notaren, nicht nur Freude bringen
wird. Ich kann mich dem nur anschlie-
ßen. Üblicherweise kommen die Par-
teien zu Ihnen und teilen mit, worauf
Sie sich geeinigt haben und was sie re-
geln möchten. Ihre Aufgabe besteht
dann darin, diesen Parteiwillen in die
Form eines Vertrags zu bringen und,
sofern dazu Anlass besteht, auf die Ri-
siken und Nachteile des gewünschten
Rechtsgeschäfts hinzuweisen und wo-
möglich Alternativen aufzuzeigen.
Sollte das vereinfachte Scheidungs-
verfahren jedoch Gesetz werden,
müssen Sie sich darauf einstellen,
dass Ehegatten ohne konkrete Vorstel-
lungen zu Ihnen kommen und mög-
lichst genau wissen wollen, was ihnen
an Zugewinnausgleich, Unterhalt und
Versorgungsausgleich zusteht. Der
Laie ist nicht imstande, dies selbst zu
berechnen. Wenn das Verfahren ohne
Anwalt durchgeführt werden soll, wird
die Berechnung von Ihnen verlangt
werden. Ich sage Ihnen: Schön ist das
nicht. In einfachen Fällen und mit viel
Routine benötigt man etwa ein bis
zwei Stunden. Ganz anders stellt sich
die Lage dar, wenn ein Ehegatte Frei-
berufler oder Gewerbetreibender ist,
womöglich mit mehreren Unterneh-
men. Dann beginnt die Suche, wo wel-
ches Vermögen und wo welcher An-
gestellte erfasst ist. Und so vergehen
die Stunden. Vielleicht möchten Sie
jetzt sagen, dass diese Art der Sach-
verhaltsermittlung nicht Ihre Aufgabe
als Notar sei. Ich wäre mir dabei nicht
so sicher. Wenn Sie eine Unterhalts-
vereinbarung beurkunden, müssen
Sie immer § 323 ZPO im Auge behal-
ten. Sie müssen die Grundlagen der
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Vereinbarung festhalten. Dazu müssen
Sie diese jedoch erst ermitteln und
zwar aus Stapeln meist unsortierter,
oft unvollständiger und fast immer
schlecht kopierter Unterlagen, die sie
nach mehreren Anforderungen be-
kommen haben. Diese Arbeit haben
Sie bisher nicht getan, und ich wün-
sche Ihnen auch nicht, dass Sie das
tun müssen. Wir, die Fachanwälte für

Familienrecht, sind dafür trainiert. Wir
haben unsere Fähigkeiten genau da,
wo uns die Arbeit nun genommen
werden soll.

Ich bitte Sie sehr, dies alles zu be-
rücksichtigen, Ihre Gedanken darauf zu
verwenden und uns als Ihre juristischen
Brüder und Schwestern nicht im Regen
stehen zu lassen. Ich danke Ihnen.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Danke, Frau Kollegin Dr. Groß. Wir
haben verschiedene Standpunkte ge-
hört. Nun stellt sich die Frage, was die
Justiz dazu sagt.

Meine Damen und Herren, nun
spricht Professor Bruderrmüller zu Ihnen.

Vortrag von VorsRiOLG Professor Dr. Gerd Brudermüller, Vorsitzender des Deutschen
Familiengerichtstags, Karlsruhe

Vielen Dank! Es ist für mich eine
Ehre, hier vor Ihnen als Vertreter der
Familiengerichtsbarkeit sprechen zu
dürfen. Viele Themenaspekte wurden
schon behandelt. Ich möchte noch
einmal auf die Voraussetzungen für
das Vereinfachte Scheidungsverfahren
aus familienrichterlicher Sicht zu spre-
chen kommen.

Die Kritik am Gesetzentwurf zur
Reform des Verfahrens in Familien-
sachen und FGG-Verfahren entzündet
sich vor allem an dem geplanten ver-
einfachten Scheidungsverfahren, das
für kinderlose Ehegatten eine gericht-
liche Scheidung ohne anwaltliche
Vertretung ermöglichen soll (§ 143
des Entwurfes). Voraussetzung für
das sogenannte vereinfachte Schei-
dungsverfahren ist insbesondere,
dass die Ehegatten eine notarielle
Vereinbarung über den Unterhalt
sowie über die Ehewohnung und den
Hausrat vorlegen.

Dieses Verfahren soll, wie das
Bundesjustizministerium als Vortei-
le hervorhebt, zu unkomplizierten,
schnellen und preiswerten Scheidun-
gen führen und dadurch die Gerichte
entlasten. Stimmen diese vier Punkte?
Gestatten Sie mir dazu ein paar kriti-
sche, eher nachdenkliche Bemerkun-
gen aus der Sicht eines Familienrich-
ters, um das Problembewusstsein
auch zu diesem Aspekt zu intensivie-
ren. Sie dürfen daher auch nicht er-
warten, dass ich Position im vermeint-

lichen Interessenkonflikt zwischen An-
waltschaft und Notariat beziehe. Es
geht mir um etwas anderes, nämlich
um die Funktionsverteilung zwischen
verschiedenen Organen der Rechts-
pflege. Die beiden Berufsgruppen ver-
drängen sich im Übrigen nicht, son-
dern ergänzen sich und haben ihre je-
weils spezifische Funktion. Dies muss
sichergestellt bleiben.

Nun zu den einzelnen Punkten,
wobei ich dem letzten, aus meiner
Sicht naheliegend, besonderes Ge-
wicht beimesse.

Erstens: einfache Scheidung? Die
Reform sieht wie gesagt zwingend eine
Vereinbarung zum nachehelichen
Unterhalt vor. Diese Verpflichtung wird
– das lässt sich voraussehen – zusätz-
liche Streitigkeiten provozieren und ist
bei kinderlosen Ehegatten in der Regel
überflüssig. Verdienen nämlich beide,
bleibt der Unterhalt, nach heute gül-
tigem Recht jedenfalls, meistens unge-
regelt, weil beide ihn zutreffend als
nicht regelungsbedürftig betrachten.
Nach neuem Recht, so wie es ge-
plant ist, müsste in diesem Fall eine
Verzichtsvereinbarung abgeschlossen
werden. Auch das Erfordernis einer
Vereinbarung über den Hausrat wird
Streitigkeiten provozieren, was beson-
ders misslich ist, denn die Hausrats-
verteilung ist eine der unangenehm-
sten Folgesachen im Rahmen eines
Scheidungsverfahrens. Bislang versu-
chen Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälte, derartige Streitigkeiten zu-
nächst zu vermeiden oder jedenfalls
eine sukzessive Lösung herbeizu-
führen. Wenn eine Vereinbarung, wie
nach dem Entwurf vorgesehen, zwin-
gend vorab geschlossen werden muss,
scheidet diese Vorgehensweise aus.

Zweitens: schnelle Scheidung? Da
eine Abtrennung des Versorgungsaus-
gleichs frühestens sechs Monate nach
Rechtshängigkeit möglich ist, also zu
einer Zeit, zu der er im Regelfall längst
berechnet ist, kann tatsächlich keine
nennenswerte Beschleunigung erwar-
tet werden. Das wurde schon thema-
tisiert. Dem ist rechtlich nichts hinzu-
zufügen.

Lassen Sie mich aber noch einen
Aspekt gesellschaftspolitischer Art
zum Thema „schnelle Scheidung“
ansprechen – auch wieder als Frage:
Wie lässt es sich mit der allseits er-
hobenen Klage über die hohe Zahl der
Scheidungen vereinbaren, wenn der
Gesetzgeber nun ein Instrument zur
Verfügung stellen will, dessen Ziel eine
noch schnellere, ungehemmte Auflö-
sung der Ehe ist? Die kinderlosen Paa-
ren vorbehaltene anwaltlose Schei-
dung setzt falsche Signale: Kinder-
losigkeit mit Problemlosigkeit gleich-
zustellen, und zwar ungeachtet der
Ehedauer sowie der Beiträge und
(Pflege-)Leistungen in einer bis dahin
funktionierenden Ehe, kann gesell-
schaftspolitisch, wie ich meine, nicht
erwünscht sein.
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Dritter Punkt: preiswerte Schei-
dung? Der weit überwiegende Teil der
Ausgaben für Prozesskostenhilfe fällt in
Familiensachen an. Ohne Anwaltskos-
ten bei der Scheidung ergäbe sich auf
den ersten Blick ein erhebliches Ein-
sparvolumen. Parteien, die die Kosten
für die notarielle Vereinbarung nicht
aufbringen können, müssen aber auch
künftig einen Prozesskostenhilfeantrag
für eine „streitige“ Scheidung stellen.

Interessengerechte Lösungen sind
nur zu erreichen, wenn sich die Ver-
handlungspartner auf gleicher Augen-
höhe gegenüberstehen, was keines-
falls immer der Fall ist. Nimmt der
nicht sachkundig und interessenorien-
tiert vertretene Ehegatte die Ausgewo-
genheit der Vereinbarung zu Unrecht
an, geht die vorgesehene Belehrung
(§ 17a BeurkG-E) ins Leere. In der Fol-
ge entbrennt nicht selten ein Streit um
Wirksamkeit, Interpretation und Reich-
weite der Vereinbarung, der wiede-
rum die Justiz und die öffentlichen
Kassen belastet. Das Kosten- und Ent-
lastungsargument trägt daher auf lan-
ge Sicht nicht.

Ich komme zum vierten, heikelsten
Punkt: Entlastung der Gerichte? Die Fra-
ge nach den Justizressourcen ist be-
sonders prekär. Das geplante Gesetz
wird ausdrücklich auch damit begrün-
det, diese neue Verfahrensweise belas-
te die Justizressourcen nur in geringem
Umfang. Wegen der verminderten In-
anspruchnahme von Justizressourcen
durch das vereinfachte Scheidungsver-
fahren wird sogar ein Gebührenverzicht
des Staates angekündigt, um die Kos-
tenanreize noch weiter zu erhöhen.

Als Richter liest man natürlich gern,
wenn der Gesetzgeber sich Gedanken
zur Verfahrensvereinfachung macht
und so die Justiz entlasten will. Aller-
dings haben leidvolle Erfahrungen in
der Vergangenheit gezeigt, dass diese
vom Gesetzgeber propagierten Ziele
oft nicht erreicht worden sind und
manche pressewirksam angekündigte
Vereinfachung sich im Nachhinein als
Mehraufwand und Mehrbelastung für
die Justiz entpuppt hat.

Die Kritik vor allem aus der An-
waltschaft an dem Wegfall der zwin-
genden anwaltlichen Vertretung kon-
tert die Entwurfsbegründung mit fol-
genden Erwägungen (ich zitiere):

„Dem scheidungs-, aber koope-
rationswilligen kinderlosen Ehegatten
wird ein Verfahren angeboten, das
infolge notarieller und richterlicher
Kontrolle die Gewähr bietet, dass die
Ehegatten wirksame und tragfähige
Vereinbarungen herbeiführen. (…) Im
Übrigen besteht für den Gesetzgeber
gerade dann, wenn die Ehegatten sich
über die Scheidung selbst einig sind
und keine gemeinsamen Kinder ha-
ben, ein gewisser Spielraum zur Ver-
einfachung des Scheidungsverfah-
rens, solange gewährleistet ist, dass
das Verfahren die Einhaltung der ma-
teriellrechtlichen Voraussetzungen ei-
ner Ehescheidung und den Schutz des
wirtschaftlich schwächeren Ehegatten
sicherstellt. Eine Gewähr hierfür bieten
zum einen die Belehrungs- und Prü-
fungspflichten des Notars und zum
anderen die Beibehaltung des ge-
richtlichen Amtsermittlungsgrundsat-
zes. (…) Ein Anwaltszwang lässt sich
weder aus dem besonderen Schutz-
bedürfnis eines Ehegatten noch zur Si-
cherstellung eines geordneten Verfah-
rensablaufes rechtfertigen. Die vor-
prozessuale Beratung und Gewähr-
leistung einer wirksamen Vereinba-
rung über den Ehegattenunterhalt
übernimmt der Notar. Das Verfahren
ist so ausgestaltet, dass es von den Ak-
teuren keine prozessualen Kenntnisse
verlangt. Es herrscht ohnehin richterli-
che Amtsaufklärung, was zusätzlich
zur Transparenz der Verfahrensgestal-
tung beiträgt.“ (Zitatende)

Es wird also entscheidend auf den
richterlichen Amtsermittlungsgrund-
satz abgestellt. Das ist in der Tat bri-
sant! Auf diesen Aspekt möchte ich
näher eingehen.

Auch die Grundsätze der Amtser-
mittlung regelt der Entwurf. Nach des-
sen § 14 hat das Gericht von Amts
wegen die zur Feststellung der ent-
scheidungserheblichen Tatsachen er-

forderlichen Ermittlungen durchzufüh-
ren. Legt man die Entwurfsbegrün-
dung zugrunde, bedeutet das neue
Verfahren für die Gerichte einen er-
heblichen Mehraufwand. Denn eine
solche Prüfung kann sich ja nicht rein
formell auf das bloße Vorhandensein
entsprechender Vereinbarungen be-
schränken und darauf vertrauen, dass
der Notar inhaltlich schon alles richtig
gemacht habe – wovon ich natürlich
per se ausgehe. Vielmehr muss die
richterliche Prüfung auch inhaltlich
erfolgen, sonst würde der Richter die
Scheidung nur protokollieren, was
dann auch gleich der Notar tun könn-
te. Die Prüfung müsste also den be-

kannten strengen Regeln des BGH für
ehevertragliche Vereinbarungen Rech-
nung tragen, die ja auch für alle Arten
der Scheidungsfolgenregelungen gel-
ten.

Es kommt danach auf die Frage an,
ob die von den Eheleuten getroffenen
Vereinbarungen Regelungen aus dem
Kernbereich ganz oder zu erheblichen
Teilen abändern, ohne dass hierfür
eine ausreichende Kompensation er-
folgt ist oder eine Rechtfertigung
durch die konkreten Besonderheiten
gegeben ist und auch keine sonst ge-
wichtigen Belange des begünstigten
Ehegatten diese Abweichung erfor-
dern. Zu bewerten sind demnach die
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individuellen Verhältnisse beim Ver-
tragsschluss, dabei insbesondere Ein-
kommens- und Vermögensverhält-
nisse, der verwirklichte Zuschnitt der
Ehe sowie die Auswirkungen der ge-
troffenen Regelungen. Subjektiv sind
zu berücksichtigen die von den Ehe-
gatten mit der Abrede verfolgten Zwe-
cke sowie die sonstigen Beweggrün-
de, die den begünstigten Ehegatten zu
seinem Verlangen nach der konkreten
Gestaltung veranlasst und den be-
nachteiligten Ehegatten bewogen ha-
ben, diesem Verlangen zu entspre-
chen. Zudem kann die Wirksamkeit
einer Unterhaltsregelung nicht isoliert
betrachtet werden, um eine Übervor-
teilung auszuschließen: Es kommt
vielmehr auf das Zusammenspiel mit
Regelungen zum Zugewinnausgleich
oder zur Verteilung der Schulden an.
Denn für die Beurteilung der Sitten-
widrigkeit einer Gesamtregelung ist
auch von Bedeutung, ob gegebenen-
falls eine Reduzierung beim Unterhalt
an anderer Stelle eine ausreichende
Kompensation erfährt.

Für diese umfassende Prüfung
wird es indes keinesfalls genügen, le-
diglich die eingereichten Verträge ent-
gegenzunehmen und durchzulesen.
Für eine gründliche Bewertung, ob
eine Unterhaltsvereinbarung in die-
sem Sinn „tragfähig“ sein kann, muss
vielmehr der gesamte finanzielle
Hintergrund offengelegt werden, der
für die getroffene unterhaltsrechtliche
Regelung maßgeblich ist. Das ergibt
sich eindeutig auch aus der Begrün-
dung des Gesetzesentwurfs. Dort
heißt es nämlich: „Es bleibt Aufgabe
des Gerichts, auch die speziellen Vo-
raussetzungen des vereinfachten
Scheidungsverfahrens zu prüfen und,
fa lls hierzu Veranlassung besteht, mit
den Ehegatten in der mündlichen Ver-
handlung zu erörtern.“

Dabei kann das Gericht auf Grund
der Amtsermittlungspflicht aber auch
nicht allein auf die vorgetragenen
Erklärungen der Eheleute abstellen,
denn nach dem Ziel des Gesetzes sol-
len gerade Scheineinigungen vermie-
den werden, die später zum Streit füh-

ren. Das bedeutet im Klartext, dass der
Richter die Parteien nicht nur intensiv
befragen, sondern sich gegebenen-
falls auch entsprechende Unterlagen
vorlegen lassen muss, um die von ihm
geforderte objektive Prüfung verant-
wortlich vornehmen zu können. Denn
ohne die üblichen Gehaltsbescheini-
gungen und Belege über Darlehens-
verbindlichkeiten lässt sich nicht fest-
stellen, ob der in der notariellen Ver-
einbarung festgelegte Unterhaltsbe-
trag tatsächlich den gesetzlichen Ge-
gebenheiten entspricht. Damit ist aber
im Rahmen des „vereinfachten Schei-
dungsverfahrens“ zur Kontrolle auch
immer eine Unterhaltsberechnung
vorzunehmen. So liest sich zumindest
die Entwurfsbegründung in der jetzi-
gen Fassung und wird auch so von Fa-
milienrichtern verstanden (ich nenne
stellvertretend den Kollegen Vief-
hues).

Die anwaltlich nicht vertretenen
scheidungswilligen Eheleute werden
sich also die Augen reiben, wenn
sie aufgefordert werden, zum Termin
zahlreiche Unterlagen mitzubringen.
Mitunter dürfte auch ein Fortsetzungs-
termin erforderlich werden, wenn we-
sentliche Fragen im Termin auf Grund
fehlender Unterlagen nicht geklärt
werden können. All das, was bisher bei
einer qualifizierten anwaltlichen Bera-
tung im Vorfeld einer unstreitigen –
und damit für die Gerichte wenig ar-
beitsintensiven – Scheidung von den
beteiligten Anwälten verantwortlich
geklärt worden ist, sollen in Zukunft
die Gerichte (!) im Rahmen ihrer
Amtsermittlung bei der Überprüfung
der getroffenen Vereinbarungen auf-
arbeiten. Von Vereinfachung kann also
keine Rede sein, vielmehr wird ein
erheblicher zusätzlicher Aufwand er-
forderlich! Denn nach der Entwurfs-
begründung wird ausdrücklich nicht
nur eine wirksame, sondern auch eine
tragfähige Vereinbarung verlangt –
das erfordert eine sorgfältige Prog-
nose auch unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten!

Dass Mehrarbeit auf die Gerichte
zukommen würde, habe ich bereits

deutlich gemacht. Welche verfahrens-
rechtlichen Konsequenzen ergeben
sich? Ich wähle ein Beispiel: In der
notariellen Vereinbarung hat sich der
Ehemann zur Zahlung eines Geschie-
denenunterhaltes von 500 EUR ver-
pflichtet, aber der Richter kommt nach
Überprüfung der Unterlagen dazu,
dass 700 EUR oder lediglich 300 EUR
nach den üblichen Maßstäben ange-
messen wären. Aus dem klaren Wort-
laut der Gesetzesbegründung folgt,
dass der Richter auf diesen Umstand
hinweisen muss. Und wie geht es
dann weiter?

§ 143 Abs. 3 des Entwurfes ord-
net den Übergang in das „normale“
Verfahren an beim Wegfall der in Ab-
satz 1 genannten Voraussetzungen,
wenn also z. B. nach Einreichung des
Antrags ein gemeinschaftliches Kind
geboren wird, wenn die Wahlerklä-
rung nach Absatz 2 widerrufen wird
oder wenn außer dem Versorgungs-
ausgleich eine weitere Folgesache an-
hängig gemacht wird. Keine Regelung
findet sich aber bislang für den Fall ei-
ner solchen „negativen Wirksamkeits-
prüfung“ des Gerichts. Aus der Sicht
der richterlichen Praxis taucht nun
eine Palette von Fragen auf: Muss
eine solche Entscheidung als Be-
schluss getroffen werden oder reicht
die bloße Erklärung des Gerichts aus,
das vereinfachte Verfahren zu been-
den? Ist diese „Erklärung“ des Gerich-
tes gesondert anfechtbar? Kann die
Partei darauf bestehen, dass das ver-
einfachte Verfahren trotz der Beden-
ken des Gerichts weiter durchgeführt
wird? Weist das Gericht dann den
Scheidungsantrag aus formellen
Gründen ab?

Nehmen wir an, die Eheleute fol-
gen der Ansicht des Gerichts und füh-
ren die Scheidung jetzt im „normalen“
Verfahren (mit anwaltlicher Hilfe) wei-
ter. Die geschlossene notarielle Ver-
einbarung wird aber nicht allein auf
Grund der – in welcher Form auch
immer – geäußerten Meinung des Fa-
milienrichters kraftlos, sondern exis-
tiert weiter. Die Vereinbarung ist ge-
schlossen für den Fall der Scheidung,
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Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Vielen Dank Herr Professor Bru-
dermüller. Eine klare Aussage gibt ja
auch zum Nachdenken Anlass. Ich
bitte Sie aber, vorab noch eine fürsorg-
liche Zwischenbemerkung zu gestat-
ten. Ich habe das Gefühl, dass wir vom
Vorverständnis der notariellen Tätigkeit
her weit auseinanderliegen. Sie müs-
sen ja beim vereinfachten Schei-
dungsverfahren davon ausgehen, dass
eine notarielle Vereinbarung vorliegt
und dass auch Notare zur Wirk-
samkeitskontrolle verpflichtet sind,
dem Gericht also keine unwirksamen
Vereinbarungen vorlegen werden. Ich
möchte das nur im Vorfeld noch ein-
mal klarstellen, damit Herr Brudermül-
ler in der Diskussion nicht torpediert
wird und sich die Diskussion anschlie-
ßend nicht ausschließlich um diesen
Punkt dreht. Ich denke, dass wir jetzt
Frau Dr. Grundmann Gelegenheit ge-
ben, zu Ihren Ausführungen Stellung
zu nehmen.

MDgtn Dr. Birgit Grundmann:

Zunächst möchte ich nochmals
klarstellen, dass ich von meinen Ar-

beitsschwerpunkten her für das Ver-
fahrensrecht innerhalb des BMJ nicht
zuständig bin. Das Hauptziel der
Einführung des vereinfachten Schei-
dungsverfahrens ist aber ganz klar
kein fiskalisches. Die Länder haben
natürlich auch finanzielle Interessen,
aber der Vorschlag des Bundesjustiz-
ministeriums ist in erster Linie von
anderen Überlegungen getragen. Die
eigentliche Frage ist doch die, ob es
nicht Situationen gibt, in denen der
Gesetzgeber darauf verzichten kann,
scheidungswilligen Ehegatten die Ein-
schaltung eines Anwaltes zwingend
vorzuschreiben. Wir haben im Bun-
desjustizministerium diese Frage ge-
stellt und positiv beantwortet. Weiter
wurde gesagt, das vereinfachte Schei-
dungsverfahren sei ein Angriff auf die
Institution der Ehe. Das ist ein Ar-
gument, das ich auch aus der Unter-
haltsrechtsreform kenne, die leider
derzeit genau wegen dieses Argu-
ments politisch nicht vorankommt.
Hier muss man einmal innehalten
und sich vor Augen führen, über wel-
che Fragen noch vor kurzer Zeit dis-
kutiert wurde. Da gab es die Überle-
gung einer echten Notarscheidung.
Jetzt soll die gerichtliche Scheidung

durch den Notar lediglich vorbereitet
werden. Da kann man wirklich nicht
von einem Angriff auf die Institution
der Ehe sprechen. Einige Worte zur
Amtsermittlung: Herr Professor
Brudermüller befürchtet hier viel zu-
sätzliche Arbeit für die Familienge-
richte. Ich dagegen habe das verein-
fachte Scheidungsverfahren immer
so verstanden, dass gerade durch das
notarielle Verfahren im Vorfeld die
gerichtliche Amtsermittlungspflicht in
ihrer Intensität eher zurückgefahren
werden kann. Richter dürfen im ver-
einfachten Scheidungsverfahren da-
von ausgehen, dass die Ehegatten zu-
nächst beim Notar waren, dort nach
entsprechender Belehrung das ver-
einfachte Scheidungsverfahren ge-
wählt und eine Vereinbarung über
den Unterhalt getroffen haben. Die
Ehegatten sind vom Notar zusätzlich
auch noch darauf hingewiesen wor-
den, dass sie zur einseitigen Interes-
senvertretung auch jeweils einen An-
walt einschalten können. Letztes Ar-
gument: Ist das vereinfachte Schei-
dungsverfahren denn wirklich kürzer
oder ist es eine Mogelpackung? Da
ich ja qua Amtes auch über die Ar-
beiten am Versorgungsausgleich be-
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wohl kaum „nur für den Fall der Schei-
dung im vereinfachten Scheidungsver-
fahren“.

Die Eheleute wollen Klarheit über
die Wirksamkeit dieser Vereinbarung.
Wie lässt sich das erreichen? Man wird
kaum annehmen können, dass sich
die Eheleute in solchen Fällen immer
einvernehmlich zu einer Aufhebung
und Neufassung durchringen. Selbst
wenn dies geschieht, wird dann der
Notar die Ansicht des Gerichts ak-
zeptieren und eine Neubeurkundung
vornehmen? Müsste aber überhaupt
der Notar die (vielleicht unrichtige)
Ansicht des Gerichts akzeptieren?

Eine Fülle an offenen Fragen, mit
denen ich Sie konfrontieren wollte, um
die Problematik der Rechtslage, wie
sie derzeit im Entwurf vorgesehen ist,
zu verdeutlichen. Diese Probleme
müssten jedenfalls noch gelöst wer-
den.

Fazit: Ich habe erhebliche Zweifel,
ob das „Vereinfachte Scheidungsver-
fahren“ – wie uns der Gesetzgeber
suggeriert – wirklich zu einer unkom-
plizierten, schnellen und preiswerten
Scheidung führt und, vor allem, die
Gerichte entlastet. So wünschenswert
Vereinfachung generell sein mag – auf
diese Art der „Vereinfachung“ können

jedenfalls wir Richter gern verzichten!
Denn was wird die Folge sein, wenn
das Gesetz in der jetzigen Konzeption
in Kraft tritt? Streichung von Familien-
richterstellen mit dem Argument, dass
durch das Gesetz die Justiz entlastet
werde, weil weniger zu tun sei, also
dann auch weniger Bedarf an Richter-
stellen bestünde. Dass die Rede von
der „Justizressource“ hier in die Irre
führt und kontraproduktiv ist, weil den
Familiengerichten neue Aufgaben
oktroyiert werden sollen, habe ich zu
zeigen versucht. Aber es ist ja noch
nicht aller Tage Abend …

Vielen Dank.
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richten kann, hier nun folgender Hin-
weis: Beim Versorgungsausgleich ver-
suchen wir derzeit, den Ausgleich so
umzustrukturieren, dass er schneller
und einfacher funktioniert, nach dem
Modell des Zugewinnausgleichs auf
Stichtagsbasis. Dann wird zukünftig
der Versorgungsausgleich dem Schei-
dungsverfahren ohnehin nicht mehr
verfahrensverlängernd im Weg ste-
hen.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Danke Frau Dr. Grundmann.

VorsRiOLG Professor
Dr. Gerd Brudermüller:

Ich will hier nur klarstellen, dass
meine Ausführungen auf der Ent-
wurfsbegründung beruhen. Warum
schreibt uns der Gesetzgeber vor, dass
wir die notarielle Vereinbarung prüfen
müssen – und zwar auf ihre Trag-
fähigkeit?

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Sie können eine wirksame nota-
rielle Vereinbarung als Gericht doch
nicht verwerfen, Herr Professor Bru-
dermüller. Wie wollen Sie eine wirk-
same Vereinbarung denn aus der Welt
schaffen?

VorsRiOLG Professor
Dr. Gerd Brudermüller:

Das ist ja mein Problem anhand
der Entwurfsbegründung, an die ich
mich halte. Wie soll denn geprüft wer-
den, ob eine „tragfähige” Regelung ge-
troffen wurde? Wenn die Begründung
keine Bedeutung haben soll, wozu gibt
es sie dann? Da steht aber das, was ich
zitiert habe, drin – mit all den aufge-

zeigten Konsequenzen. Wenn der Ge-
setzgeber das so nicht will, darf er das
nicht in seine „Auslegungsanweisung”
schreiben und müsste das Gegenteil
klarstellen.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Aber die Gerichte machen doch
keine Vertragskontrolle. Wo soll denn
das im Gesetz stehen? Zunächst mal
ist doch das Gesetz maßgeblich und
nicht die Begrüdung. Ich bitte aber
jetzt die Zuhörer um Wortmeldungen.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Ich habe hier ein wenig den Ein-
druck, als lebten wir hier in völlig ver-
schiedenen Welten. Ich mache über
den Daumen gepeilt, zweihundert,
vielleicht auch ein wenig mehr Schei-
dungsvereinbarungen pro Jahr und

selbstverständlich sind Scheidungs-
verträge soziologisch und psycholo-
gisch etwas ganz anderes als Ehever-
träge. Von meinen zweihundert Schei-
dungsvereinbarungen pro Jahr sind
vielleicht 80% der Scheidungsfälle
Ein-Anwaltsfälle, vielleicht 10% sind
Zwei-Anwaltsfälle und 10% sind Null-
Anwaltsfälle. Die weit überwiegende
Zahl also sind echte Ein-Anwaltsfälle.
Nur etwa alle fünf Jahre, so würde ich
schätzen, kommt es über eine von die-
sen Vereinbarungen zum Streit. Die
Zahl der Fälle, in denen eine notariell
beurkundete Scheidungsvereinbarung
streitig wird, dürfte sich daher im
unteren Promillebereich bewegen.
Und schon, dass es nicht zum Streit
kommt, spricht gegen die These, dass
die Gerichte zukünftig jede notarielle
Vereinbarung auf ihre Tragfähigkeit
überprüfen sollen.

Rechtsanwalt und Notar
Erich Eisel:

Hier wird von einvernehmli-
chen Vereinbarungsscheidungen ge-
sprochen. Ich glaube, dass es sich um
relativ wenige Fälle handelt, nämlich
diejenigen, in denen es nur um die
Aufhebung der Ehe geht. Hier werden
weder die Familiengerichte noch die
Haushalte belastet. Man sollte in der
Diskussion aber berücksichtigen, dass
bei reinen Familienrechtskanzleien
selbstzahlende Ehegatten möglicher-
weise erforderlich sind, um wirtschaft-
lich überleben zu können. Diese un-
problematischen Fälle sind jedoch in
der Minderzahl. In den meisten Fällen
wird in unerträglicher Weise gestritten,
um den Unterhalt, um die Kinder. Ich
selbst bin Anwaltsnotar in Bochum,
meine Frau und Sozia ist Familien-
rechtlerin. Wenn es hier um Wettbe-
werb und Kooperation geht, könnte
aus unserer persönlichen Sicht ja egal
sein, ob ich den Fall als Notar oder
meine Frau ihn als Anwältin betreut.
Aber ich möchte Herrn Dr. Wolfsteiner
ganz entschieden widersprechen. Die-
jenigen, die derzeit zu Ihnen kommen,
sind die einvernehmlichen Fälle, die
vorher nicht gestritten haben und die
weiterhin nicht streiten werden. Zu-
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künftig werden aber diejenigen zu
ihnen kommen, die in ganz unerträg-
licher Weise über alles streiten, weil
wie Frau Dr. Groß vorhin zutreffend
berichtet hat, die wirtschaftliche Decke
knapp ist und durch die Scheidung
noch immer knapper wird. Diese Ehe-
gatten streiten um fünf Euro. Die strei-
ten um alles, da liegen die Nerven völ-
lig blank. Und es macht keinen Sinn,
diese Sachen notariell zu bearbeiten.
Von meiner emotionalen Einstellung
her würde ich sagen, ich will es auch
nicht. Von meiner fachlichen Ein-
stellung würde ich sagen, ich kann es
zwar noch. Aber juristisch möchte ich
sagen, ich darf es gar nicht. Im Rah-
men von § 17 BeurkG treffen da so
offen unterschiedliche Standpunkte
aufeinander, dass ich mich gar nicht
hinsetzen könnte und sagen dürfte,
ich mache das. Gerade in diesen Fäl-
len ist es erforderlich, wie Frau Groß
geschildert hat, dass manchmal jahre-
lang über Scheidungsfolgen gestritten
wird. Die Vereinbarungsfrist von sechs
Monaten spielt bei der Dauer dieser
streitigen Verfahren überhaupt keine
Rolle. Soll denn ein Familienrechts-
anwalt für einen Beratungshilfeschein
diese langen Beratungen machen und
soll der Notar oder die Notarin hin-
terher, die Leute haben ja nichts mehr,
Prozesskostenhilfe gewähren und
ohne einen Cent zu verdienen, die no-
tarielle Beurkundung machen, nur da-
mit im Ergebnis dem Familiengericht
irgendeine Vereinbarung vorgelegt
werden kann? Ob diese überprüft wer-
den soll oder nicht, lasse ich mal völ-
lig dahingestellt. Das geht, glaube ich,
auch nicht. Das heißt, dieses System
ist nicht geeignet für die unermessli-
che Zahl von streitigen Verfahren und
dazu noch ein Schlusswort: Anwalts-
zwang bedeutet nicht, jemanden zu
zwingen zum Anwalt zu gehen. An-
waltszwang bedeutet jemanden zu
zwingen, anwaltlich beraten zu wer-
den. Und das ist in den genannten Fäl-
len auch dringend notwendig.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Schönen Dank. Wir sammeln jetzt
einfach noch ein paar Wortmeldungen

und dann diskutieren wir gleich hier
oben weiter. Ich darf jetzt Dr. Görk
bitten, dann Frau Brandt.

Notar Dr. Stefan Görk:

Auch ich habe das Gefühl, dass
wir hier ganz unterschiedliche Dis-
kussionen führen. Zunächst einmal
möchte ich an Dr. Wolfsteiner an-
knüpfen und nochmals darauf hin-
weisen, dass die notarielle Beurkun-
dung einer Scheidungsvereinbarung
ja heute schon möglich ist und von
dieser Möglichkeit auch rege Ge-
brauch gemacht wird. Wenn die Man-
danten zu uns kommen und eine
Scheidungsvereinbarung wünschen,
dann werden wir auch tätig, egal, ob

sie sich streiten oder nicht. Wir ver-
suchen dann eben das, was möglich
ist zu beurkunden; wenn keine Eini-
gung möglich ist, schicken wir sie zum
Anwalt. Daran ändert der Gesetzge-
ber nichts. Also was steht denn ei-
gentlich im Gesetz drin? Der Gesetz-
geber stellt in Frage, dass die Ein-An-
waltsverfahren aus Sicht der Man-
danten einen Mehrwert bringen,
wenn eine notarielle Urkunde über
die Scheidungsfolgen vorliegt, die ja
auch heute schon möglich ist. Wir als
Notare haben uns aus dieser Diskus-
sion bisher weitgehend herausgehal-
ten, aber es ist schon Aufgabe der An-
wälte darzulegen, worin denn der

Mehrwert dieser einseitigen anwalt-
lichen Vertretung liegt. Dabei geht es
nicht darum, die bisherige Tätigkeit
von Notaren und Anwälten, die in der
Vergangenheit meist sehr gut mitein-
ander kooperiert haben, in Frage zu
stellen. Aber es geht um eine Antwort
auf die vom Gesetzgeber in den
Raum gestellte Frage nach dem Mehr-
wert der einseitigen anwaltlichen Ver-
tretung und auf diesen Punkt sollten
wir uns konzentrieren.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Ja vielen Dank, ich würde vor-
schlagen, noch Frau Brandt und dann
folgt ein kleines Zwischenresümee
des Podiums.

Notarin Eva Maria Brandt:

Ich kann mich dem Kollegen Dr.
Görk nur anschließen. Ich habe mich
gefragt, ob ich hier den Text oder die
Diskussion nicht verstehe. Ich gebe
Frau Dr. Groß vollständig Recht, dass
die Vierergespräche mit den Ehegat-
ten und zwei Anwälten in den Streit-
fällen unbedingt notwendig sind, aber
darum geht es hier doch gar nicht. Bei
dem Kollegen aus Bochum klang es
gar so, als ob zukünftig alle Ehegatten
das vereinfachte Scheidungsverfahren
wählen müssten. In den Fällen, wo ge-
stritten wird, da wird doch niemand
diesen Antrag stellen. Und es bleibt

Notar Dr. Hans Wolfsteiner
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den Leuten ja auch unbenommen,
sich weiterhin im streitigen Verfahren
scheiden zu lassen. Und als Notar wird
man wie bisher so verfahren, dass
man die Leute auch zum Anwalt
schickt, wenn klar ist, die wollen nur
Geld sparen, aber die Voraussetzun-
gen für eine Einigung liegen nicht vor.
Ich möchte vermeiden, dass es eine
Pseudodiskussion gibt zwischen An-
wälten und Notaren, als ob man sich
etwas wegnehmen wollte. Ich glaube,
es ist weder der Zweck des Gesetzes
noch die Absicht der Notare oder der
Anwälte, sich etwas wegzunehmen,
sondern es geht darum, wo man das
Scheidungsverfahren im Interesse der
Mandanten vielleicht nutzbringender
oder effektiver gestalten kann.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Wenn Sie gestatten, dass wir jetzt
das Podium noch einmal zu Wort kom-
men lassen. Frau Dr. Groß, ich würde
vorschlagen, dass Sie sich vielleicht
zunächst äußern. Vorher darf ich noch
aufgreifen, was Herr Kollege Eisel
gesagt hat. Ich hatte den Eindruck,
Herr Eisel, dass Sie aus Anwaltssicht
befürchten, dass Sie demnächst nicht
mehr generell Anlaufstelle für schei-
dungswillige Ehegatten sind, sondern
die einfachen Fälle beim Notar landen
und beim Anwalt dann die Fälle ver-
bleiben, die ohnehin nicht kosten-
deckend gemacht werden können.
Die vorherige Anlaufstelle Anwalt sei
also nötig, damit die Mischkalkulation
funktionieren könne. Vielleicht darf ich
das mit in die weitere Diskussion ein-
bringen.

Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß:

Ich bin weit davon entfernt, zu be-
haupten, dass die bisherige Arbeit der
Notare nicht in Ordnung gewesen sei.
Ich bin auch ganz sicher, dass ich da-
rüber kein einziges Wort gesagt und
auch keine Andeutung in diese Rich-
tung gemacht habe. Ich habe aber da-
von gesprochen, dass durch diesen
Entwurf, durch die Idee, es werde bil-
liger und es gehe schneller und es sei
ja alles so sanft und es werde nicht ge-

stritten, dass durch diese Vorstellung,
die das Gesetz vermittelt, Menschen
zum Notar getrieben werden, deren
Fall dafür nicht geeignet ist. Darin habe
ich das Problem gesehen und nicht in
den 200 Fällen, die Herr Dr. Wolfstei-
ner aus München jährlich macht. Da-
von abgesehen, Herr Dr. Wolfsteiner,
woher wissen Sie eigentlich, dass die
von Ihnen genannten 80% alle ech-
te Ein-Anwaltsfälle waren? Wie oft
kommt zu mir als Anwalt jemand mit
einem notariellen Vertragsentwurf und
sagt, „was sagen Sie denn dazu, das
hat mein Mann beim Notar machen
lassen“. Von dieser Beratung erfahren
Sie doch gar nicht. Sie sagen, dass wir
einander nichts wegnehmen. Ich kann
es nicht anders sehen, als dass hier
sehr wohl etwas weggenommen wird.
Nach dem Gesetz sollen für alle kin-
derlosen Ehepaare die Notare an die
Stelle der Anwälte treten. Natürlich
wird da etwas weggenommen.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Frau Dr. Groß, ich denke, dass dazu
Herr Dr. Braeuer, der ja beide Felder
vertreten kann, an dieser Stelle etwas
sagen sollte.

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Max Braeuer:

Also ich habe das auch vorhin
bereits gesagt, dass zwischen § 143
FamFG und dem § 630 ZPO kein sehr
großer Unterschied besteht. Das ist
auch so, aber in der Praxis wird sich ein
Unterschied deswegen ergeben, weil
im bisherigen Verfahren der Übergang
zwischen nicht-streitig und streitig flie-
ßend ist. Man trägt eben einfach einen
streitigen Punkt vor und schon ist man
im Verfahren streitig. Jetzt ist es anders;
jetzt kann das Verfahren, das durch ei-
nen notariellen Antrag eingeleitet wird,
nicht ohne weiteres ins streitige Ver-
fahren übergehen, weil das Verfahren
streitig nur von einem Anwalt geführt
werden kann. Man muss also hier ganz
anders als in den bisherigen Verfahren
prüfen: Liegen denn eigentlich die
Voraussetzungen eines einvernehm-
lichen Verfahrens vor oder nicht. Das

kann man ja bisher weitgehend offen-
lassen, wenn im Antrag mit einem
„Schlenkersatz” darauf hingewiesen
wird, dass die Ehe auch aus konkreten
Gründen gescheitert ist und das Schei-
dungsbegehren auch darauf gestützt
wird. Das leitet über zu dem, was Herr
Professor Brudermüller gesagt hat,
nämlich zu der Art, wie der notariell be-
urkundete Scheidungsantrag vom Ge-
richt geprüft wird. Das hat ihn offenbar
alarmiert, und daher die ergänzende
Frage an Frau Dr. Grundmann, ob das
tatsächlich vom Gesetzgeber so ge-
meint sein kann. Ich habe damit na-
türlich nicht das Problem, dass mögli-
cherweise ein Richter eine zusätzliche
Arbeitsbelastung hätte. Ich habe ein
viel grundsätzlicheres Problem, weil
die gerichtliche Prüfung nämlich den
gesamten deutschen Zivilprozess revo-
lutionieren würde. Wir haben bisher an
keiner Stelle in der zivilrechtlichen Aus-
einandersetzung die Amtsermittlung.
Und das ist aus gutem Grund so. Es
gibt nämlich kein objektiv Richtig und
Falsch; es gibt auch beim Unterhalt kei-
ne objektiv richtige oder falsche Unter-
haltshöhe, sondern was rauskommt,
hängt am Verlauf des Verfahrens, in
das die Parteien jeweils ihre Sicht ein-
bringen. Es gibt keine objektive Rich-
tigkeit oder Gültigkeit oder Tragfähig-
keit eines Vertrages, sondern das kann
man als Richter allenfalls dann ermit-
teln, wenn beide Parteien unabhängig
voneinander und streitig ihre Position
dargelegt haben. Im Verfahren, das
durch notariellen Antrag eingeleitet ist,
können die Parteien mangels anwalt-
licher Vertretung aber nichts vortragen.
Der Richter muss, wenn er den Vertrag
prüfen soll, das von Amts wegen tun.
Das wäre das schiere Gegenteil von
dem, was hier beabsichtigt wird durch
ein einvernehmliches Verfahren. Sollte
das tatsächlich so auszulegen sein, wie
Herr Professor Brudermüller es eben
dargestellt hat, dann hätten wir hier ein
Einfallstor in eine Revolutionierung des
Zivilprozesses; das allerdings wäre mit
einem ganzen Dutzend von Warnlam-
pen zu versehen. Vielleicht können Sie,
Frau Dr. Grundmann, mich da wieder
„entwarnen”?
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MDgtn Dr. Birgit Grundmann:

Das würde ich gerne, kann es
aber auf Grund meines eigenen
Kenntnisstandes leider nicht. Ich
möchte aber für die von Ihnen auf-
geworfene Frage nach dem Übergang
zwischen streitigem und nicht-streiti-
gem Verfahren darauf hinweisen,
dass die Wahl des vereinfachten
Scheidungsverfahrens nach § 143
Abs. 3 FamFG jederzeit widerrufen
werden kann. In der Begründung
steht dazu: „Absatz 3 stellt klar, dass
bei Wegfall der in Absatz 1 genann-
ten Voraussetzungen das Verfahren
als reguläres Scheidungsverfahren
ohne die Besonderheiten des verein-
fachten Verfahrens fortgeführt wird.”
Ein nahtloser Übergang ist also auch
nach neuem Recht möglich.

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Max Braeuer:

Das ist in der Tat so, aber die Par-
teien, die ohne Anwalt gekommen
sind, werden sich lange Zeit gegen die-
sen Übergang wehren, weil es natür-
lich Geld kostet, wenn nun doch ein
Anwalt tätig werden muss. Im bisheri-
gen Verfahren ist der Übergang von
streitig zu nicht-streitig finanziell völlig
belanglos.

MDgtn Dr. Birgt Grundmann:

Noch eine Anmerkung zum Amts-
ermittlungsgrundsatz. Ich bin gern be-
reit, Klärungsbedarf in der nächsten
Woche telefonisch oder per E-Mail ab-
zudecken, indem ich meinen Kollegen
Dr. Meyer-Seitz auf die angesproche-
nen Fragen hinweise.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Ich gehe davon aus, dass wir Ihre
Kompetenz, Herr Professor Bruder-
müller, hier nicht in Zweifel ziehen
wollen, wenn wir auch als Berufsstand
Anlass sehen, diesen Fragen nach-
zugehen. Ich darf noch um weitere
Wortmeldungen bitten. Herr Kollege
Dr. Vossius hat sich gemeldet.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Ich habe eine Bitte. Jeder berichtet
hier über bestimmte Fälle und jeder ge-
winnt seine Erkenntnis aus den von
ihm bearbeiteten Fällen. Das ist aber
nicht die Gesamtmenge der Schei-
dungsfälle, keinesfalls. Zu uns Notaren
kommen hauptsächlich die sogenann-
ten einvernehmlichen Scheidungen,
das ist auch nur eine Teilmenge aller
Scheidungsfälle. Sie Frau Dr. Groß, ken-
nen vielleicht weniger die „Geiz ist geil”
Mandanten, die ohne Anwalt zum No-
tar kommen, eine einvernehmliche Re-
gelung beurkunden lassen und dann
anschließend nur einen Anwalt für das
Scheidungsverfahren einschalten. Sie,
Herr Professor Brudermüller, haben
vermutlich bei Gericht ganz fürchterli-
che Fälle, in denen sich die Ehegatten
bereits in zweiter Instanz streiten; auch
das ist vielleicht kein repräsentativer
Ausschnitt aller Scheidungsverfahren.
Diese jeweils ganz unterschiedlichen
Perspektiven sollte man bei der weite-
ren Diskussion im Hinterkopf behalten.

Vielleicht noch eine methodische
Bemerkung zu unserem Rollenbild. Vie-
le Fälle lassen sich vor dem Notar sehr
gut einer einvernehmlichen Regelung
zuführen. Manchmal ist es die richtige
Entscheidung, einen Anwalt einzu-
schalten. Die Frage ist nur, auf Grund
welcher Rechtsgrundlage schicken wir
die Mandanten eigentlich zum Anwalt.
Es gibt genügend Fälle, in denen sich
ein Ehegatte aus nacktem Opferwillen
über den Tisch ziehen lässt. Das ist aus
notarieller Sicht kein Problem, wenn
die Grenze zur Sittenwidrigkeit nicht
überschritten wird. Es gibt aber auch
Fälle, die unter dem Radar des § 4 Be-
urkG hindurchsegeln, woraufhin wir die
Beurkundung nicht verweigern dürfen.
Ich würde mir manchmal wünschen,
eine Pflichtverteidigung zu haben.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Schönen Dank. Daran anschlie-
ßend möchte ich eine Zwischen-
bemerkung machen. Es steht so im
Gesetzentwurf noch nicht drin, aber es
gibt weitere Überlegungen im Ministe-

rium, die vom Notar hinsichtlich eines
vereinfachten Scheidungsverfahrens
vorzunehmende Prüfung im Gesetz zu
verankern. Das heißt also, sogar eine
Verpflichtung des Notars aufzuneh-
men, in bestimmten Fällen die Ein-
schaltung eines Anwaltes anraten zu
müssen. Geprüft wird auch, ob weiter
nicht eine „Cool-Down-Period” zwi-
schen geschaltet werden sollte. Die
Diskussion über die genaue verfah-
rensrechtliche Ausgestaltung des ver-
einfachten Scheidungsverfahrens ist
also auch im Bundesjustizministerium
noch nicht abgeschlossen und auch
von notarieller Seite stehen wir der-
artigen Überlegungen offen gegenüber.

Eine Diskussionsteilnehmerin
(Namensangabe unverständ-
lich):

Es stellt sich hier die Grundsatzfra-
ge, welche Aufklärungspflichten hat
der Notar und welche hat dann der
Richter, wenn er die notarielle Verein-
barung tatsächlich prüfen muss. Muss
der Notar die Parteien zunächst einmal
informieren über alle Möglichkeiten im
Unterhaltsrecht, beim Zugewinnaus-
gleich oder über die Wirkungen von
ehebedingten Zuwendungen? Wenn
all diese Probleme von dem Notar zu-
nächst vor Beurkundung in den Raum
gestellt und offengelegt und dann im
Vertrag verankert werden müssen,
dann würde ich mit meinen Erfahrun-
gen sagen, dann stehen viele Man-
danten auf und sagen: „Ich glaube, ich
bin hier bei Ihnen als Notar falsch; Sie
sollen aufschreiben, was wir wollen
und wenn Sie das nicht tun, und zwar
jetzt und sofort, dann gehen wir wo-
anders hin.” In der Sache selbst geht es
doch darum, den Parteien zu helfen,
einen wirksamen Vertrag schnell und
gut zu vereinbaren. Aber selbst wenn
dann eine solche Vereinbarung vor-
liegt, schicken wir die anwaltlich nicht
vertretenen Parteien in das Gerichts-
verfahren und setzen sie den Fragen
des Gerichts aus, die diese Mandanten
gar nicht vorhersehen können und bei
denen die Ehegatten auch gar nicht
wissen, wie sie darauf antworten müs-
sen, obwohl die Antworten ganz er-
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hebliche Auswirkungen haben können,
etwa bei der gerichtlichen Frage: Seit
wann leben sie getrennt? Oder bei Fra-
gen im Hinblick auf den Versorgungs-
ausgleich. Wenn ich als Notar diese
Dinge nicht hinterfragt habe, bin ich
nach den einschlägigen Entscheidun-
gen des Bundesgerichtshofs in der
Haftung und damit schadensersatz-
pflichtig. Und damit zurück zum Stich-
wort „Vereinfachung”. Wo liegt denn
die Vereinfachung, Frau Dr. Grund-
mann, wenn ich ohne Begründung zu
jedem Zeitpunkt die Einverständniser-
klärung, die ich beim Notar habe beur-
kunden lassen, rückgängig machen
kann, dann ist alles l’art pour l’art.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Ja, schönen Dank. Als Zwischen-
bemerkung möchte ich anmerken,
dass die notarielle Vereinbarung im
Übrigen durch den Widerruf natürlich
nicht zwingend gegenstandslos wird.
Aber das Bundesjustizministerium
kann über diese Frage ja auch noch
einmal nachdenken. Wir machen jetzt
noch eine Schlussrunde, wer sich
noch zu Wort melden möchte, sollte
das jetzt tun.

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Thomas Renner:

Ich bin Anwaltsnotar und möchte
auch aus notarieller Sicht noch einmal
die Ausgangsfrage stellen. Warum soll-
ten wir uns als Notare in dieses neue
Feld weiter einbringen, als wir es bis-
her tun. Wir tun es doch bereits bisher
in einem vernünftigen Rahmen, helfen
den Parteien bei ihren Problemen und
sorgen dann dafür, dass das gericht-
liche Verfahren vernünftig abläuft. Als
Anwalt muss ich Ihnen sagen, es ist ein
deutlicher Unterschied, ob ich einen
Konflikt zwischen Eheleuten regele
oder ob ich einen Kaufvertrag beur-
kunde. Die Personen kommen mit
ganz anderen Voraussetzungen. Die
Parteien eines Kaufvertrags wollen ge-
meinsam etwas erreichen. Diejenigen,
die das Scheitern ihrer Ehe erlebt
haben, die wollen einen Insolvenzbe-
rater, die wollen nicht mehr gemein-

sam etwas erreichen, sondern sie wol-
len möglichst ungeschoren aus der für
sie unangenehmen Situation heraus-
kommen. Und meiner persönlichen Er-
fahrung nach, der ich viele Eheschei-
dungsverfahren begleitet habe, ändert
sich die Motivationslage während ei-
nes Verfahrens auch, z. B. zu dem Zeit-
punkt, wo ein neuer Partner dazu tritt.
Dann ist das alles gar nicht mehr wahr,
was vorher einverständlich geregelt
wurde. Wollen wir uns als Notare tat-
sächlich in diesen Diskussionsprozess
einschalten? Lassen Sie uns aber auch
über Geld reden. Mein allgemeiner
Eindruck ist, dass die Vorschrift des
§ 17 Abs. 2 BNotO nicht unbedingt be-
kannt ist. Ich sehe immer wieder Ur-
kunden, aus denen sich ergibt, dass
beide Parteien Prozesskostenhilfe
ohne Ratenzahlung beantragen könn-
ten. Wenn dann in einem solchen Fall
die Kostennote folgt und die Kollegen
tatsächlich abrechnen, haben sie § 17
Abs. 2 BNotO nicht beachtet. Sollte das
vereinfachte Scheidungsverfahren tat-
sächlich kommen, bedeutet dies für
die Notare: wir werden häufig kosten-
frei bei gleichzeitig erhöhtem Haf-
tungsrisiko tätig und die Frage ist ein-
fach: Wollen wir das? Macht es Sinn,
unser Berufsbild dort einzubringen?
Oder werden wir möglicherweise im
Rahmen einer Mogelpackung in ein
neues Verfahren mit eingespannt, dass
nur die Staatskasse entlastet? Ich finde,
diese Entlastung sollte durch die ge-
plante Änderung der Prozesskostenhil-
fevoraussetzungen umgesetzt werden,
aber nicht auf dem Rücken der Notare
und Notarinnen.

Rechtsanwalt und Notar
Peter Bohnenkamp:

Ich möchte die Dinge noch etwas
fortsetzen. Sie haben in der Diskus-
sion eine Vielzahl von Fragen und
Problemen aufgeworfen, über die
Schwierigkeiten der Notarkunst und
die Probleme der Richterschaft, die
letztlich alle darauf beruhen, dass Auf-
gaben, die nach unserer Rechtsord-
nung dem Rechtsanwalt als ureigene
Aufgabe obliegen, auf einmal auf die
Notare oder Richter verschoben wer-

den sollen. Wir hätten alle Probleme
dieser Diskussion nicht, wenn Sie es
beim Anwalt belassen würden. Sie
haben es mit dem Institut der Ehe zu
tun, mit einem verfassungsrechtlich
geschützten Grundrecht und Grund-
element unserer gesamten historisch
gewachsenen Gesellschaftsordnung.
Und dieses für unser Familienleben
wichtige Institut und dieses für unser
persönliches Leben geschaffene In-
strument des Sozialen lösen Sie auf,
ohne dass Sie den Bürgern dabei ge-
recht werden. Nehmen Sie das bitte
als ganz großen Vorteil unserer Rechts-
ordnung, dass wir den Bürger da
schützen, wo er glaubt, er braucht
nicht geschützt zu werden. Und das
wenige Geld, was das kostet, als Argu-
ment vorzutragen, in so einer wichti-
gen Sache, ist ein Verlust an Kultur.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Vielen Dank Herr Kollege Bohnen-
kamp. Die psychologischen Hinter-
gründe sind selbstverständlich zu be-
rücksichtigen. Ich mache jetzt mal Fol-
gendes und werde meinen Lieblings-
spruch los. „Ich bin 35 Jahre verhei-
ratet und habe nie an Scheidung ge-
dacht, nur an Mord“.

Ich würde vorschlagen, dass wir
jetzt die Schlussrunde auf dem Podi-
um dadurch einleiten, dass Herr Kol-
lege Dr. Braeuer, der ja die notarielle
Ebene hier vertritt, zunächst Stellung
nimmt und anschließend würde ich
vorschlagen Frau Dr. Groß, Herr Pro-
fessor Brudermüller und zum Schluss
Frau Dr. Grundmann.

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Max Braeuer:

Es ist wirklich nicht ganz einfach in
einem Schlusswort etwas zu sagen,
was nicht schon gesagt worden ist. Die
drei letzten sehr engagierten Äuße-
rungen fand ich alle überzeugend und
eigentlich auch richtig. Aber ich bin
nicht ganz sicher, ob sie das Thema
getroffen haben. Die Beurkundung
von Scheidungsfolgenvereinbarungen
ist ja nicht neu, die Schwierigkeiten,
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die Sie beschreiben, die gelten alle
auch jetzt schon. Wir haben es nur mit
einer Neuheit zu tun, nämlich der Be-
urkundung der Verfahrenswahl. Nichts
von alledem, was drum herum ist, ist
dagegen neu und damit gehen die
Äußerungen vieler Vorredner eigent-
lich am Thema vorbei.

Wenn es um die Aufhebung des
Ehebandes geht, dann bitte ich Folgen-
des zu bedenken: Bei der Reform der
Familienrechts 1977 hat man aus der
Scheidungsklage einen Scheidungsan-
trag gemacht, damit es nicht mehr ganz
so böse klingt. Und trotzdem ist das
Verfahren ein streitiges geblieben, was
man daran merkt, dass ein Anwalt, der
erst auf der einen und dann auf der an-
deren Seite im Scheidungsverfahren
steht, sich immer noch des Parteiverra-
tes schuldig macht. Es ist gerade bei
den einvernehmlichen Verfahren auch
rechtspolitisch so gesehen worden,
dass das Scheidungsverfahren ein
Streitverfahren ist. Doch lässt sich ja
nun nicht leugnen, dass es Menschen
gibt, die sich über den Punkt, dass sie
auseinander gehen wollen, völlig einig
sind und der staatlichen, notariellen
wie auch anwaltlichen Bevormundung
bei der Entscheidung dieser Fragen
nicht bedürfen. Und darum hat es, den-
ke ich, rechtspolitisch einiges für sich,
den Grundsatz der Privatautonomie
auch auf den Bereich auszudehnen, wo
jedenfalls völlige Einigkeit darüber be-
steht, dass das Band der Ehe aufgeho-
ben werden soll. Und es hat etwas von
rechtspolitischer Hygiene, dieses Ver-
fahren dann auch aus dem Streitver-
fahren herauszunehmen und ein Kon-
sensualverfahren an dessen Stelle zu
setzen. Die handwerklichen Mängel,
die wir heute festgestellt haben, Sie se-
hen mir das bitte nach, die nehme ich
hier nicht zurück, aber der Grundan-
satz, das Konsensuale auch im Schei-
dungsverfahren zu stärken, liegt in un-
serer rechtspolitischen Tendenz und
sollte von uns befürwortet werden.

Rechtsanwältin Dr. Ingrid Groß:

Zwei Dinge wollte ich sagen. Das
eine betrifft den Anwaltszwang. Wir

haben vorhin gehört, dass die Ehe-
scheidung deswegen nicht, wie zeit-
weilig geplant, zum Notar gehört, weil
man damit zum Ausdruck bringen
wollte, dass die Ehe als verfassungs-
rechtliches Institut von einem Gericht
getrennt werden sollte. Den gleichen
Grund kann man für den Anwalts-
zwang beim Scheidungsverfahren an-
führen. Demjenigen, der einen Schei-
dungsantrag stellt, sollte durch die
zwingende Einschaltung eines Anwalts
die Bedeutung des Antrags bewusst
gemacht werden.

Weiter möchte ich ein Thema auf-
greifen, das vorhin mehrfach ange-
sprochen worden war, nämlich: Was ist
mit den Beratungsgegenständen, die
durch das Raster fallen? Der Notar be-
urkundet die Vereinbarungen, die ihm
vorgelegt werden, natürlich den Unter-
halt, häufig auch den Zugewinn. Aber
wer berät eigentlich über die Dinge, die
außerhalb des notariellen Bereichs
sind? Ein Beispiel: Nehmen wir an eine
Hausfrau, die bei ihrem Mann mitver-
sichert ist, lässt sich scheiden. Wenn
diese Hausfrau nicht innerhalb von ei-
nigen Wochen nach Rechtskraft der
Scheidung einen Antrag stellt, hat sie
das Recht auf Weiterversicherung bei
ihrer bisherigen Versicherung verloren.
Keine andere Versicherung wird sie
nehmen, weil sie schon alt und kränk-
lich ist und keine gute Krankenbiogra-
fie hat. Wer sagt ihr das eigentlich? Ist
das jetzt Ihre notarielle Aufgabe? Ich
denke, es geht wohl über das hinaus,
was sie derzeit tun und ich kann nur
sagen, vergessen Sie es ja nicht, denn
solch ein unterlassener Hinweis kann
ungeheuer teuer werden. Dieses Bei-
spiel verliert durch die Gesundheits-
reform vielleicht an Gewicht – es gibt
aber noch jede Menge weiteren Bera-
tungsbedarf, der bisher völlig außer-
halb Ihres Wirkungskreises war.

VorsRiOLG Professor
Dr. Gerd Brudermüller:

Ich wollte sozusagen als „Advoca-
tus Diaboli“ eine Reihe von kritischen
Fragen zu dem Entwurf anmerken und
deutlich machen, an welchen Stellen

der Entwurf noch der Diskussion be-
darf, und gegebenenfalls der Klarstel-
lung, dass die Begründung so nicht ge-
meint ist. In der jetzigen Fassung muss
die Frage gestellt werden: Wird das Fa-
miliengericht zukünftig zusätzliche
Prüfungspflichten übernehmen müs-
sen? Das hielte ich für bedenklich und
würde systematisch schon gar nicht in
das Konzept der „Vereinfachung“ pas-
sen. Ich sehe jedenfalls eher eine Be-
als eine Entlastung auf die Familien-
gerichtsbarkeit zukommen, und das
bei einer Verknappung der Ressour-
cen! Für Sie als Notare würde die ge-
plante Regelung im Übrigen dazu füh-
ren, dass Sie im Familienrecht in ver-
stärktem Umfang eine Prüfungs-, Hin-
weis und Aufklärungspflicht auferlegt
erhalten, die weit über das hinausgeht,
was von Ihnen bislang verlangt wurde,
also nicht nur ein Funktions- sondern
auch ein Risikozuwachs, mit all den
angesprochenen Problemen. Ich freue
mich, dass die heutige Diskussion, die
ich auch aus meiner richterlichen Sicht
anregen wollte, Anlass gab – und hof-
fentlich noch gibt –, weiter darüber
nachzudenken.

MDgtn Dr. Birgit Grundmann:

Herzlichen Dank an Herrn Dr. Brae-
uer, der noch einmal an die Bedeutung
der Parteiautonomie erinnert hat, die ja
in der Tat der entscheidende rechtspo-
litische Punkt ist. Dann würde ich auch
gerne noch einmal auf die „verfas-
sungsrechtliche Keule“ zu sprechen
kommen. Das ist ein Vorwurf, der ge-
rade das BMJ ganz besonders trifft. Wir
prüfen nicht nur die Gesetzesvorlagen
aller anderen Ministerien auf ihre Ver-
fassungsmäßigkeit, sondern natürlich
in allererster Linie auch unsere eige-
nen. Sie können also davon ausgehen,
dass jeder Gesetzentwurf zunächst
von unseren Verfassungsrechtlern ge-
prüft wird. Unabhängig davon sind
aber natürlich auch die federführen-
den Fachabteilungen bemüht, von
vornherein den verfassungsrechtlichen
Anforderungen Rechnung zu tragen.
Aber wie auch immer: Verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen das ver-
einfachte Scheidungsverfahren zu äu-
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ßern, würde ich doch für sehr gewagt
halten. Ich habe alle Punkte, die heute
diskutiert worden sind, notiert und
werde sie dem zuständigen Referats-
leiter übermitteln. Möglicherweise fin-
det sich dann das eine oder andere
klarstellende Wort im Regierungsent-
wurf. Gerade die Begründung eines
Gesetzentwurfs ist ja insoweit sehr hilf-
reich und ich würde ihren Wert nicht
unterschätzen, so wie das Herr Profes-
sor Brudermüller auch schon gesagt
hat. Und im Übrigen wird am 12. Fe-
bruar Gelegenheit sein, in einem näch-
sten Gespräch zwischen den Notarver-
bänden und dem BMJ die hier ange-

sprochenen Fragen noch einmal zu
thematisieren.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Schönen Dank Frau Dr. Grundmann,
mir bleibt nichts als ein kurzes Schluss-
wort. Wir haben, glaube ich, ein sehr in-
formatives und interessantes erstes Po-
dium gesehen, das sicher nicht davon
geprägt war, dass der Veranstalter ver-
sucht hat, ein ihm genehmes Ergebnis
zu erzielen. Insbesondere das Podium
war so besetzt, dass wir nicht erwarten

konnten, dass unsere Position hier Zu-
stimmung findet. Aber das war, glaube
ich, auch der Zweck der Angelegenheit.
Auch wir als Notare sind in diesen Ta-
gen nicht immer einer Meinung und
auch wir werden weiter diskutieren
müssen. Und ich danke den Referenten
sehr, dass Sie uns weiteres Material für
unsere Überlegungen geliefert haben.
Ich gehe davon aus, dass das Verfahren
im Ministerium, wie Frau Dr. Grund-
mann schon angedeutet hat, weiter be-
trieben wird. Wir werden unsere Anre-
gungen einbringen und dann schauen
wir mal, wie es so schön heißt. Ich dan-
ke Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit.

Zweites Podium: Wie viel Notar braucht das Gesellschafts-
recht?
Einführung durch den Vizepräsidenten des Deutschen Notarvereins Dr. Oliver Vossius, München

Wie viel Notar braucht das Gesell-
schaftsrecht – oder andersherum ge-
fragt: Braucht das Gesellschaftsrecht
den Notar überhaupt? Ein Gesell-
schaftsrecht ohne Notar ist vorstell-
bar. Der angelsächsische Rechtskreis
macht es uns vor und z. B. auch die
Franzosen verzichten seit etwa 20 Jah-
ren auf die Mitwirkung unseres Be-
rufsstandes auf diesem Rechtsgebiet.
Und hierzulande preisen mächtige
Pressure Groups wie etwa der Bundes-
verband der Deutschen Industrie die
schöne neue Welt eines notarlosen
Gesellschaftsrechts. So mancher er-
liegt denn auch dem Gesang der Sire-
nen von der Insel Albion. Verfolgt man
die Diskussion über das MoMIG, dann
möchte man meinen, mit der Einfüh-
rung nicht beurkundungspflichtiger
Mustersatzungen sei das deutsche
GmbH-Recht gerettet. Demgegenüber
sind Fragen wie die Zulässigkeit einer
Cash-Pool-Finanzierung oder die künf-
tige Behandlung kapitalersetzender
Nutzungsübertragungen aus der Sicht
der Verbandsfunktionäre offenbar
nachrangig.

Erstaunlich, denn in all den ver-
gangenen Jahren war doch letzteres
und nicht ersteres im Fokus der Fach-
diskussion. Aus meiner Froschperspek-
tive als Praktiker habe ich diese Dinge
wohl etwas falsch gesehen. Unstreitig
verfügen mächtige Wirtschaftsnatio-
nen wie das Vereinigte Königreich, die
Vereinigten Staaten oder Japan auch
ohne Notar über ein hoch entwickeltes
Gesellschaftsrecht. Das Fehlen des No-
tariats hat dort offensichtlich nicht zum
Zusammenbruch des Rechts- und Wirt-
schaftssystems geführt. Daher folgen-
de Frage: Ist die Mitwirkung unseres
Berufs im Gesellschaftsrecht ökono-
misch gerechtfertigt und in einer Zeit,
in der ständig alles entbürokratisiert,
flexibilisiert und im Interesse eines un-
gehemmten globalisierten Turbokapi-
talismus dereguliert und beschleunigt
werden soll, überhaupt noch zeit-
gemäß?

Dem wollen wir heute Nachmittag
nachgehen. Als Moderator würde ich
mir wünschen, dass wir durchaus
über den vertrauten Rahmen unserer
Rechtsordnung hinaus über die rein

deskriptive Bestandsaufnahme der
Funktion eines Notars in einem Gesell-
schaftsrecht zu deren Bewertung ge-
langen. Der Bewertungsaspekt umfasst
zum einen die mikroökonomische Kos-
ten-Nutzen-Analyse für die Verkehrs-
kreise, die vom Oktroi notarieller Mit-
wirkung betroffen sind, das heißt für die
gewerbliche Wirtschaft. Zum anderen
sollten wir versuchen, die mit notariel-
ler Mitwirkung produzierte Gerechtig-
keit, vorausgesetzt wir können uns
darauf einigen, dass solche überhaupt
produziert wird, einmal unter dem As-
pekt zu betrachten, ob das erzielte Er-
gebnis den hierfür entstehenden Auf-
wand überhaupt rechtfertigt, und zwar
sowohl unter marktökonomischen als
auch rechtsethischen Aspekten.

Ich appelliere nicht zuletzt an die
Teilnehmer der hoffentlich spannen-
den Plenardiskussion: Entgegen oft
vertretener Auffassungen steht der
Notar nicht im Zentrum der Rechts-
ordnung, selbst der bayerische Notar
nicht. Bitte diskutieren Sie fleißig mit
und hinterfragen Sie zugleich Ihre
eigenen Prämissen.
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Bevor ich die Referenten endlich
zu Wort kommen lasse, gebe ich zur
Einstimmung noch eine Lesefrucht
aus dem Daily Telegraph vom 9. De-
zember 2006 zum besten, wobei ich
aus der Internet-Ausgabe, Stand 8.12.
2006 zitiere: „Neuer Angriff von Extre-
misten auf Pharmafirmen. Eversheds,
eine führende Wirtschaftskanzlei,
warnt die Pharmaindustrie, dass extre-
mistische Tierrechtsaktivisten einen
neuen Weg gefunden haben, sie zu
treffen. Fälscher reichen fiktive Insol-
venzanmeldungen beim Companies
House ein. Diese Anmeldungen kön-

nen nur aufgrund Gerichtsbeschlusses
wieder gelöscht werden. In einem Fall
erhielt die Gesellschaft von der Eintra-
gung nur dadurch Kenntnis, dass ihre
Bank drohte, ihre Vermögenswerte
einzufrieren und die Auszahlung von
Gehältern zu stoppen. Betrüger nut-
zen seit einigen Jahren die Kontroll-
defizite beim Companies House aus,
was die Gesellschaften geschätzte
50 Mio. Pfund im Jahr kostet. Laut
David Grey, einem Partner von Ever-
sheds, seien die Folgen dieser An-
griffsform enorm: ,Wenn so etwas
öffentlich bekannt würde, bevor die
Gesellschaft es selbst herausgefunden
hätte, müsste die Londoner Börse die
Aussetzung des Handels der Aktien
dieser Gesellschaft prüfen. Der ver-
nünftige Rat für alle börsennotierten
Gesellschaften ist, die Einreichungen
beim Companies House regelmäßig

zu überwachen. Gewinnt das Problem
an Bedeutung, so wird es sich als nötig
erweisen, zum einen das Verfahren
der Erreichung solcher Anmeldungen
und zum andern die zur Löschung
solcher Eintragungen erforderlichen
Schritte zu überprüfen.‘ Dominic Hof-
fer, ein Insolvenzexperte der Anwalts-
kanzlei sagte: ,Die Insolvenzeröffnung
sah echt aus, der Fälscher hatte ge-
schickt ein echtes Gerichtsaktenzei-
chen, gefälschte Unterschriften und
die korrekten Registrierungsnummern
der benannten Insolvenzverwalter, es
war KPMG übrigens, verwendet.‘“

Soweit zur Einstimmung ein Schock
aus einem etwas exotischen Nachbar-
land.

Was die Reihenfolge der nun fol-
genden Referate betrifft, so bietet sich
angesichts der Besetzung des Podi-
ums zum einen ein Rückgriff auf die
Strafprozessordnung an, zum anderen
eine Rückbesinnung auf Grundsätze
des Gastrechts. Darf ich daher Sie, lie-
ber Herr Dr. Vetter, als unseren Gast
bitten, mit dem Plädoyer der Staats-
anwaltschaft zu beginnen. In diesem
Kreise brauche ich Sie nicht weiter
vorzustellen. Wer die gesellschafts-
und unternehmensrechtliche Diskus-
sion verfolgt, stößt unweigerlich auf
Ihren Namen. Doch nicht allein dies,
denn als Partner einer der führenden
deutschen Wirtschaftskanzleien wis-
sen Sie, wovon Sie reden. Kollege

Thomas Wachter, seit 1. Januar end-
lich in München, darf dann das Plä-
doyer der Verteidigung halten. Wer
Dich nicht kennt, lieber Thomas, sitzt
in der falschen Veranstaltung. Danach
kommt natürlich das Urteil. Die Rolle
des Gerichts obliegt in erster Instanz
Ihnen, sehr geehrter Herr Wiede-
mann. Als Leiter des Registergerichts
in Hamburg, eines der größten deut-
schen Handelsregister, kennen Sie
Ihre Pappenheimer und werden die
Plädoyers wohl zu würdigen wissen.
Sodann bitte ich Sie, lieber Herr Pro-
fessor Bayer, um das Urteil in der Be-

rufungsinstanz. Sie sind ja nicht nur
Hochschullehrer, Autor bekannter
Werke im Gesellschaftsrecht und
nicht zuletzt Cheftrainer eines hoch-
begabten Schülerkreises, sozusagen
der Hommelhoff von Jena, sondern
zugleich auch OLG-Richter. Ihr OLG
hat in den letzten Jahren oft genug un-
ter Beweis gestellt, das man in Jena
nicht scheut, den Finger in Wunden
unserer Rechtsordnung zu legen. Als
Angehöriger des Instituts für Notar-
recht der Universität Jena gehören Sie
im Übrigen zur notariellen Familie, so
dass ich es auch deshalb wagen darf,
Sie an den Schluss der Referenten zu
stellen.

Und dann, so hoffen wir, haben
wir das verehrte Publikum in rasende
Diskussionsekstase versetzt. Herr Dr.
Vetter, Sie haben das Wort.
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Vortrag von Rechtsanwalt Dr. Jochen Vetter, Rechtsanwälte Hengeler Mueller, Düsseldorf

I. Einleitung

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, lieber Herr Dr. Vossius,

vielen Dank für die freundliche
Vorstellung. Als Staatsanwalt habe ich
mich eigentlich nicht gesehen. Der
Staatsanwalt ist meines Wissens zur
Objektivität verpflichtet, ich nicht.

Ich werde Ihnen im Folgenden
vielmehr meine ganz subjektive
Sichtweise des Notars in einem be-
stimmten Segment des Gesell-
schaftsrechts darzulegen versuchen.
Um meine Ausführungen richtig ein-
ordnen zu können, erscheint es mir
fair, deutlich zu machen, aus welcher
Ecke ich komme. Ich bin Rechtsan-
walt in einer großen wirtschaftsbera-
tenden Kanzlei, die auf Unterneh-
menstransaktionen spezialisiert ist.
Wir befassen uns also beispielsweise
mit Unternehmenskäufen, Umstruk-
turierungen, Verschmelzungen und
Kapitalmaßnahmen, häufig mit
grenzüberschreitendem Bezug. Ich
selbst bin Rechtsanwalt in Düssel-
dorf. Mir ist also das Privileg versagt,
gleichzeitig auch als Notar arbeiten
zu dürfen. In unseren Büros in Frank-
furt und Berlin sind jedoch eine Viel-
zahl der Rechtsanwälte zugleich No-
tare.

Im Folgenden möchte ich einige
kurze Schlaglichter auf die Erfahrun-
gen mit notariellen Beurkundungen in
meiner Praxis werfen:

� Bei Unternehmenskaufverträgen,
egal ob im Wege des asset deal
oder des Anteilsverkaufs, füllen
die Vertragsanlagen häufig meh-
rere Aktenordner (in einer Trans-
aktion waren es mehr als 35). Eine
Beurkundung ist trotz der Erleich-
terungen der §§ 13a und 14 Be-
urkG keinem Mandanten, insbe-
sondere keinem ausländischen,
zumutbar. Entsprechend werden
umfangreiche Bezugsurkunden er-

stellt, bei denen die anwaltlichen
Vertreter oder die Notariatsange-
stellten als vollmachtlose Vertreter
auftreten.

� Einige Beispiele: Im letzten Jahr
hatten wir einen Unternehmens-
kaufvertrag in London endverhan-
delt. Verkäufer war eine Luxem-
burger Gesellschaft, Käuferin das
Erwerbsvehikel eines amerikani-
schen Investors. Der Vertrag wur-
de am nächsten Morgen um
7:00 Uhr in der Schweiz vor den
Notariatsangestellten des Notars
beurkundet. Die Mandanten konn-
ten nach dem Verhandlungsmara-
thon der letzten Nacht ausschla-
fen, genehmigten dann nach dem
Frühstück die Erklärungen der
Notarangestellten, die sie persön-
lich gar nicht kannten, und konn-
ten dann pünktlich ihre Flieger in
die verschiedenen Himmelsrich-
tungen erreichen.

� Zufällig im selben Monat hatten
wir einen recht umfangreichen
Unternehmenskaufvertrag abge-
schlossen. Im Rahmen der Kauf-
preisanpassung und der im Zu-
sammenhang damit zu erstellen-
den Stichtagsbilanz wurde auf die

Accounting Guidelines des Ver-
käufers verwiesen. Diese beliefen
sich leider auf knapp tausend
Seiten. Der beurkundende Notar
ließ uns wissen, dass er die Beur-
kundung bis zur finalen Beurkun-
dung des Unternehmenskaufver-
trags am übernächsten Tag zeitlich
nicht unterbringen würde; er war
bereits damit beschäftigt, Bezugs-
urkunden mit den übrigen Anla-
gen zu protokollieren. Wir haben
diese Accounting Guidelines dann
am nächsten Tag an zwei unter-
schiedliche Notare gegeben, die
jeweils knapp 500 Seiten beur-
kundet haben und dafür von mor-
gens acht Uhr bis nachts zwei Uhr
benötigten.

� Ein Kollege sah sich aus Zeitgrün-
den sogar gezwungen, sieben ver-
schiedene Notare parallel Bezug-
surkunden herstellen zu lassen.
Die vollmachtlosen Vertreter wur-
den in diesem Fall tatsächlich über
das Arbeitsamt engagiert.

� In komplexen Transaktionen, bei
denen die Steuer-, Wertpapier-
und sonstigen rechtlichen Anfor-
derungen verschiedener Jurisdik-
tionen beachtet werden müssen,
kann es erforderlich sein, den Ver-
trag noch an einem bestimmten
Tag wirksam werden zu lassen.
Dies hat schon dazu geführt, dass
die Erschienenen ihre Notdurft nur
bei offenen Türen verrichten durf-
ten, um die Verlesung nicht unter-
brechen zu müssen.

� Bei einem größeren Windkraftpro-
jekt im Norddeutschen musste die
Beurkundung um mehrere Tage
verzögert werden, weil der einzige
in Frage kommende Notar vor Ort
zunächst seine Haftpflichtversiche-
rung erhöhen wollte.

� Die Beschränkung auf den vor Ort
ansässigen Notar ist noch ärger-
licher, wenn dieser die in einem
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Spezialgebiet erforderliche Erfah-
rung oder Dienstleistungsmenta-
lität nicht aufweist. In den letzten
Jahren hat sich der Beruf der
Rechtsberater, also Rechtsanwälte
und Notare, stark gewandelt. Je-
denfalls in ordentlich vergüteten
Mandaten erwarten die Man-
danten eine sehr flexible, dienst-
leistungsorientierte Unterstüt-
zung. Wir haben bei Transaktionen
den Notar auch schon für abends
22:00 Uhr mit dem Hinweis be-
stellt, dass die Beurkundung be-
ginnen könne, sobald die finale
Einigung zwischen den Parteien
erzielt sei. Zur Beurkundung kam
es dann teilweise erst in den
frühen Morgenstunden, teilweise
auch gar nicht. Mandanten wäre
es nicht vermittelbar, sie darauf zu
verweisen, dass der Notar nur
zwischen 9.00 und 17.00 Uhr,
noch dazu womöglich in seinen
eigenen Büroräumen, verfügbar
ist.

II. Rechtliche Risiken aus der
Beurkundungsbedürftigkeit

Obwohl bei den Transaktionen,
an denen wir beteiligt sind, Verträge
von beiden Seiten ausführlich und
gründlich vorbereitet werden, ist die
Beurkundung durch Notare doch in
manchen Fällen hilfreich, da die Par-
teien noch einmal gezwungen wer-
den, den Vertrag einmal mehr oder
weniger in Ruhe durchzulesen, und
der Notar, der typischerweise ja ein
erfahrener und scharf denkender Ju-
rist ist, immer wieder einmal hilfrei-
che Kommentare gibt. Trotzdem
habe ich die Befürchtung, dass je-
denfalls in einem bestimmten Markt-
segment die notarielle Beurkundung
mehr Risiken begründet als vermei-
det. Beispiele:

� Die Frage nach dem Umfang der
notariellen Beurkundungspflicht
eines GmbH-Anteilskaufvertrages:
Müssen wirklich alle Nebenverein-
barungen, die die Parteien unter-
einander im Zusammenhang mit

dem Anteilskaufvertrag abschlie-
ßen wollen, mit beurkundet wer-
den? Wie steht es mit Vereinba-
rungen mit Dritten?

� Das Risiko, dass die Mandanten
noch unbeaufsichtigt Nebenab-
sprachen treffen, die die Wirksam-
keit des gesamten Vertrages ge-
fährden: Die Abgrenzung zwi-
schen „Gentlemen’s Agreement“
und rechtlich wirksamer Verein-
barung ist nicht immer einfach zu
treffen.

� Der Trend, das Beurkundungs-
erfordernis immer weiter auszu-
dehnen, hält an. Einige Notare
empfehlen beispielsweise, bei
Vereinbarung einer DIS-Schieds-
gerichtsklausel im Vertrag auch
die DIS-Schiedsgerichtsordnung
mit zu beurkunden. Praktisch läuft
dies so, dass der Notar bereits eine
beurkundete Fassung der Schieds-
gerichtsordnung mit zur Beurkun-
dung bringt, auf die dann verwie-
sen wird. Die Frage, ob dies recht-
lich notwendig oder ein reines
Marketinginstrument der betref-
fenden Notare ist, überlasse ich
Ihnen als Experten.

� Schwierigkeiten treten auch auf,
wenn im Unternehmenskaufver-
trag festgelegt wird, dass der ge-
samte Inhalt des Datenraums ent-
weder vom Verkäufer als richtig
und vollständig gewährleistet wer-
den soll oder der Inhalt des Da-
tenraums als dem Käufer bekannt
und damit als gewährleistungs-
anspruchsausschließend gilt. Üb-
lich ist heute, den Inhalt des Da-
tenraums auf einer CD-ROM fest-
zuhalten. Es fragt sich daher, ob,
und wenn ja, wie deren Inhalt zum
Gegenstand der Urkunde gemacht
werden kann.

Andererseits: In unserer Praxis
sehen wir immer wieder, dass Gesell-
schaften ihr Corporate Housekeeping
nicht im Griff haben. Die Beteili-
gungsverwaltung ist häufig nicht in der

Lage, genau anzugeben, wer mit wel-
chen Anteilen Gesellschafter ist. Die-
se Probleme sind bei ausländischen
Gesellschaften besonders groß. So-
weit Share Certificates existieren, sind
diese häufig nicht auffindbar. Hier er-
weist sich das deutsche System des
Notariats, bei dem notfalls Dokumen-
te nachgefragt werden können, als
hilfreich.

III. Bewertung der einzelnen
Notarakte im
Gesellschaftsrecht

Nach diesen Wehklagen möchte
ich einen kurzen Überblick über die
verschiedenen Bereiche geben, in de-
nen die Notare im Gesellschaftsrecht
aktiv werden, verbunden jeweils mit
einer kurzen subjektiven Einschätzung
des Nutzens. Ich beschränke mich da-
bei auf notarielle Beurkundungen und
lasse bloße Beglaubigungen außen
vor.

1. Gründung, Kapitalerhöhung,
Satzungsänderungen

Bei Rechtsverhältnissen, die im
Grundsatz darauf angelegt sind, nicht
nur die Vertragspartner selbst, sondern
auch später Hinzutretende zu binden
oder sonstige Rechtswirkungen für
Dritte zu entfalten, erscheinen mir
eine neutrale Kontrolle der Rechtmä-
ßigkeit und erhöhte Anforderungen an
die Dokumentation sinnvoll. Insoweit
sehe ich hier auch in Zukunft einen
Raum für die Notare.

Allerdings sollten wir das Ziel
eines Bürokratieabbaus im Gesell-
schaftsrecht nicht aus dem Blick ver-
lieren. Eine doppelte Kontrolle von
Rechtsmaßnahmen durch Notare und
Registergerichte halte ich nicht für ge-
rechtfertigt. Wenn ich wählen dürfte,
würde ich, jedenfalls in meinem Ar-
beitsbereich, immer eine Kontrolle
durch den Notar vorziehen, der heute
regelmäßig eine ganz andere Flexibi-
lität und Dienstleistungsmentalität
aufweist als die Registergerichte. Mein
Appell an Sie wäre, Ihre berechtigten
Interessen nicht durch Verharren im
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status quo zu sichern, sondern aktiv
die Rolle des Notars zu Lasten der
Registergerichte auszudehnen. Die
neuen Kommunikationsmedien sowie
das elektronische Handelsregister
und das Unternehmensregister ge-
mäß EHUG sollten Ihnen dies erleich-
tern.

2. Beurkundung von
Hauptversammlungen und
Gesellschafterbeschlüssen

Hier gelten im Grundsatz ähnliche
Überlegungen. Soweit Drittinteressen
betroffen sind, ist es gerechtfertigt,
dass der Staat sich verstärkt um eine
Rechtsmäßigkeitskontrolle kümmert.
Die Hauptversammlung einer börsen-
notierten AG ohne Notar könnte ich
mir nicht vorstellen.

Anders sieht es beim geschlos-
senen Gesellschafterkreis und we-
niger wichtigen Beschlüssen aus. Auch
hier sollte eine doppelte Kontrolle ver-
mieden werden. Die durch das Gesetz
über die kleine Aktiengesellschaft
1994 eingeführte Möglichkeit, bei
nicht-börsennotierten Gesellschaften
bei gewöhnlichen Beschlüssen auf die
notarielle Beurkundung zu verzichten,
ist zu begrüßen.

3. Strukturmaßnahmen,
Umwandlungsmaßnahmen

Bei Verschmelzungen, Spaltung,
Formwechsel und sonstigen Maßnah-
men nach dem Umwandlungsgesetz
würde ich am Erfordernis der notariel-
len Beurkundung festhalten wollen.
Auf Grund des ohnehin recht komple-
xen und zeitaufwändigen Verfahrens
sehe ich keinen Bedarf an einer Zu-
rückdrängung der Notare. Allerdings
würde ich auch hier begrüßen, wenn
die Notare die Aufgaben der Register-
gerichte möglichst weit übernehmen
würden. Wenn man auf Dauer nicht
Online-Eintragungen im Handelsregis-
ter durch die Notare selbst gestatten
will, sollten die Registergerichte je-
denfalls auf ohne weitere Prüfungen
vorzunehmende Sekretariatsarbeiten
beschränkt werden.

Am Verschmelzungsrecht lässt
sich allerdings eine aktuelle Proble-
matik verdeutlichen, deren Bedeu-
tung in Zukunft noch zunehmen wird:
der grenzüberschreitende Rechtsver-
kehr.

In den §§ 122a ff. des UmwG soll
in Zukunft die grenzüberschreitende
Verschmelzung von Kapitalgesell-
schaften geregelt werden. Nach
§ 122c Abs. 4 E-UmwG ist der Ver-
schmelzungsplan notariell zu beurkun-
den. Gemeint ist damit wohl die Beur-
kundung durch einen deutschen No-
tar. Ausländische Beurkundungen wer-
den für Verschmelzungen teilweise ge-
nerell abgelehnt, teilweise werden sie
unter engen Voraussetzungen aner-
kannt.

Was gilt nun, wenn ausländische
Rechtsordnungen ebenfalls lokale
Beurkundung verlangen? Sollte die
ausländische Rechtsordnung die
deutsche Beurkundung in diesem Fall
nicht für ausreichend erachten, wür-
de an einer doppelten Beurkundung
kein Weg vorbeiführen. Die Beach-
tung unterschiedlicher Formvorschrif-
ten für ein und dasselbe rechtliche
Dokument ist allerdings höchst miss-
lich.

Die Doppelbeurkundung könnte
allerdings vermieden werden, wenn
das deutsche Recht (und möglichst
auch die anderen europäischen
Rechtsordnungen) für den Fall, dass
mehrere Mitgliedstaaten ein nationa-
les Beurkundungserfordernis für den
Verschmelzungsplan vorsehen, die
ausländische Beurkundung anerken-
nen würde. Eine solche Regelung ent-
spräche Art. 5 Abs. 3 Satz 2 des Richt-
linienvorschlags über die grenzüber-
schreitende Verschmelzung von
Aktiengesellschaften vom 14.01.
1985. Der Vereinfachung des Ver-
schmelzungsverfahrens und der mit
der fehlenden Doppelbeurkundung
erreichten Kostenersparnis stünde
zwar möglicherweise eine geminderte
Verwirklichung der mit der Beurkun-
dung erstrebten Warn- und Hinweis-

funktion gegenüber. Trotzdem lohnt es
sich, darüber nachzudenken, zumal
eine Doppelbeurkundung ein Symbol
für die europäische Rechtszersplitte-
rung darstellt.

4. Anteilsübertragungen

a) Dingliche Abtretung

Zunächst zur dinglichen Abtretung
gem. § 15 Abs. 3 GmbHG. Hier ist
wichtig, eine rechtsklare Verände-
rung der dinglichen Rechtslage
sicherzustellen. Haben wir keine
verbrieften Anteilsscheine, ist die
notarielle Beurkundung sicherlich
eine Möglichkeit, Rechtsklarheit zu
schaffen. Allerdings kann diese
auch anders hergestellt werden,
insbesondere durch ein Unterneh-
mensregister.

Eine zwingende Beratung der
Vertragschließenden durch einen
Notar in deren eigenem Interesse
halte ich nicht für notwendig. Auch
hier geht es nicht darum, die
Beratung abzuschaffen. Sie kann
jedoch auch durch Rechtsanwälte
geleistet werden. Es besteht wie-
derum kein Bedarf an einer dop-
pelten Beratung.

Letztlich neige ich allerdings trotz-
dem dazu, das Erfordernis einer
notariellen Beurkundung für die
dingliche Abtretung beizubehal-
ten. Wichtig ist, dass die Anteils-
abtretung mit Vertragsschluss
wirksam wird und alle nachfolgen-
den Eintragungen nur deklarato-
risch sind. Auch scheint mir die
Einführung eines gutgläubigen Er-
werbs von GmbH-Anteilen auf
Grundlage einer notariellen Abtre-
tung zumindest politisch besser
vermittelbar zu sein. Ein solcher
gutgläubiger Erwerb, in dessen
Entwicklung und Ausgestaltung
sich die Notare ja bereits aktiv ein-
gebracht haben und auch weiter-
hin einbringen sollten, ist für die
Praxis sicherlich von großer Be-
deutung.

notar 1/2007

notar intern



34

b) Schuldrechtliches Geschäft

Nach meinen Ausführungen zu
Beginn meines Referats wird Sie
nicht erstaunen, dass ich dem Be-
urkundungserfordernis im Hin-
blick auf den schuldrechtlichen
Kaufvertrag kritisch gegenüberste-
he. Hier noch einmal die wesent-
lichen Argumente:

� Ein öffentliches Interesse an
einer Beweissicherung soll-
te nur im Hinblick auf die
dingliche Übertragung, nicht
das schuldrechtliche Grund-
geschäft und insbesondere
nicht alle damit im Zusam-
menhang stehenden Neben-
abreden bestehen.

� Die Vermeidung eines „speku-
lativen Handels mit Geschäfts-
anteilen“ – dies sah die Geset-
zesbegründung noch als einen
Zweck der notariellen Beurkun-
dung an – wird, wenn man die-
sen Zweck denn überhaupt
noch für sinnvoll hält, wiede-
rum bereits durch die notariel-
le Beurkundung der Abtretung
erreicht.

� Die Richtigkeit der beurkunde-
ten Vereinbarungen kann der
Notar ohnehin nur sehr be-
grenzt gewährleisten, wenn er
in die Vorbereitung der Ver-
träge gar nicht eingeschaltet
war. Im Übrigen ist nicht er-
kennbar, warum der Notar dies
besser machen sollte als die
vom Mandanten ausgewählten
Rechtsanwälte.

� Auch die Beratung und War-
nung der Vertragsbeteiligten
kann durch sonstige rechtliche
Berater in gleicher Weise erfol-
gen. Daneben ist aber zu fra-
gen, warum die besondere
staatliche Fürsorge gerade
GmbH-Gesellschaftern aufge-
zwungen wird. Einerseits sind
diese in der Regel im Vergleich
mit sonstigen Verkehrsteilneh-

mern recht erfahren. Zum an-
deren ist die Veräußerung ei-
nes KG-Anteils typischerweise
ungleich gefährlicher.

� Die Praxis von Auslandsbe-
urkundungen und Beurkundun-
gen durch vollmachtlose Ver-
treter zeigt, dass die ursprüng-
lichen theoretisch denkbaren
Normzwecke heute pervertiert
sind. Notarielle Beurkundung
ist in vielen Fällen zu einem rein
formalen Akt verkommen.

� Wie bereits ausgeführt, fürchte
ich, dass das extensive Beur-
kundungserfordernis im Hin-
blick auf den schuldrechtlichen
Vertrag zu höherer Rechtsun-
sicherheit und rechtlichen Risi-
ken führt, die den Nutzen einer
notariellen Betreuung deutlich
überschreiten.

Dies soll nicht heißen, dass
Notare an den schuldrecht-
lichen Grundgeschäften nicht
mehr beteiligt sein dürfen.
Notare haben gerade als neu-
trale Berater beider Vertrags-
beteiligten Möglichkeiten, die
Rechtsanwälten nicht offen ste-
hen. Gerade weil Notare kom-
petent und kostengünstig bera-
ten und damit wettbewerbs-
fähig sind, wende ich mich aber
gegen ein zwingendes Beur-
kundungserfordernis in diesen
Fällen.

5. Kontakt zum Handelsregister

Jeder, der schon einmal versucht
hat, eine Handelsregistereintra-
gung auf dem normalen Postweg
bei Gericht einzureichen, weiß
die Unterstützung eines lokalen
Notars mit guten Beziehungen
zum Registergericht zu schätzen.
Diese Funktion dürfte allerdings
auf Grund der neuen Telekommu-
nikationsmedien in Zukunft in den
Hintergrund treten, wenn jeder-
mann Unterlagen zum Handelsre-
gister online einreichen kann.

IV. Ausblick

1. Die deutsche Überregulierung und
übertriebene Kontrolle durch ver-
schiedene Instanzen haben keine
Zukunft. Rechtmäßigkeitskontrolle
durch Registergerichte und Notare
ist überholt. Hier würde ich es be-
grüßen, wenn die Notare aktiv ihre
Rolle zu Lasten der Registergerich-
te ausweiten würden.

2. Heutzutage wird Schnelligkeit
immer wichtiger und wird ent-
sprechend auch von Mandanten,
denen Schnelligkeit wichtig ist,
gern separat vergütet. Die Notare
sollten hier überlegen, inwieweit
sie Wege finden können, um län-
ger dauernde gerichtliche Über-
prüfungen abzukürzen oder gar
ganz zu vermeiden. Ein Modell
wäre, dem Rechtsanwender die
Wahl zwischen dem langsameren
Registergericht und dem flexible-
ren und schnelleren, dafür aber
möglicherweise teureren Notar zu
geben.

3. Die Notare sollten sich nicht auf
die Bewahrung des Bestehenden
beschränken, sondern aktiv über-
legen, wo sie echten Mehrwert für
die Mandanten schaffen können.
Hier könnte ich mir vorstellen, dass
sie in weitem Umfang die Funktion
eines „Company’s Secretary“ an-
bieten können, bei dem, vergleich-
bar dem Hausarzt für Kassen-
patienten, die gesellschaftsrecht-
lichen Fäden zusammenlaufen
und in geordneter Weise dauerhaft
archiviert werden. Vorzugswürdig
wäre, wenn die Notare die Rechts-
anwender von dem Nutzen ihrer
Dienstleistung überzeugen könn-
ten und nicht auf ein zwingendes
Gebot angewiesen wären. Wie in
der Krankenversicherung ist durch-
aus denkbar, dass Einzelne diese
Aufgabe auch selbst erfüllen kön-
nen oder anderweitig erfüllen las-
sen möchten.

4. Für die Weiterentwicklung von
notariellen Dienstleistungen im
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Gesellschaftsrecht wäre eine Auf-
gabe der Tätigkeitsbeschränkung
auf den jeweiligen Sitz zu begrü-
ßen.

5. Gleichzeitig wäre es hilfreich, die
zwingende Beteiligung von Nota-
ren in Bereichen, in denen ein
solcher Mehrwert nicht ersichtlich
ist, nicht zu verteidigen. Im Ge-
sellschaftsrecht ist das Paradebei-
spiel § 15 Abs. 4 GmbHG. Dies

dürfte auch im Interesse der
Notare liegen. Im Hinblick auf die
Reform der Abs. 3 und 4 des § 15
GmbHG gibt es drei Möglichkei-
ten: Entweder (i) es bleibt alles,
wie es ist, oder (ii) die notarielle
Beurkundung wird komplett abge-
schafft, oder (iii) das Beurkun-
dungserfordernis wird nur im Hin-
blick auf die dingliche Abtretung
bewahrt, beim schuldrechtlichen
Geschäft dagegen aufgegeben.

Ich favorisiere zwar die letzt-
genannte Möglichkeit. Sollte sich
diese aber nicht durchsetzen las-
sen, würde ich, vor die Wahl zwi-
schen Alternative (i) und (ii) ge-
stellt, sicherlich die komplette
Abschaffung des Beurkundungs-
erfordernisses dem Status Quo
vorziehen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.
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Vortrag von Notar Thomas Wachter, München

Meine Damen und Herren,

ich darf Sie recht herzlich begrü-
ßen.

Nachdem ein Angriff auf die Rolle
des Notars im Gesellschaftsrecht auf
dieser Tagung bislang nicht stattgefun-
den hat, verstehe ich meinen Beitrag
weniger als eine Verteidigung, denn
vielmehr als eine Ergänzung zu den
bisherigen Vorträgen.

Die Fragestellung dieses Teils der
Tagung lautet: „Wie viel Notar braucht
das Gesellschaftsrecht?“. Auf diese
Frage gibt das Referat meines Vor-
redners, der bewusst die Perspektive
einer internationalen Anwaltssozietät
gewählt hat, nur sehr eingeschränkt
eine Antwort. Die ganz überwiegende
Mehrzahl der deutschen Gewerbe-
treibenden sind kleine und mittlere
Unternehmen, also Einzelkaufleute,
Familienunternehmen in Form einer
Personengesellschaft oder GmbHs.
Solche Unternehmen werden die
hoch qualifizierte und spezialisierte
Beratung durch international tätige
Großkanzleien kaum je in Anspruch
nehmen. Große Unternehmenskäufe
und grenzüberschreitende Verschmel-
zungsvorgänge stellen nur ein ganz
kleines Segment aus dem großen
Kreis des Gesellschaftsrechts dar.
Auch in diesem Segment nimmt der
Notar eine wichtige Funktion wahr. Im

Mittelpunkt unserer Betrachtung sol-
len jedoch die zahlenmäßig weit be-
deutsameren kleinen und mittleren
Unternehmen stehen.

Für diese Art von Gewerbetreiben-
den spielt der Aspekt der flächen-
deckenden Versorgung eine wichtige
Rolle. Einen Notar findet man auch
in ländlichen Gegenden alle 20 oder
30 Kilometer. Dadurch wird die Grund-
versorgung mit qualifizierter Betreu-
ung auch im Bereich des Gesell-
schaftsrechts sichergestellt. Während
im Bereich des Familien- und Erb-
rechts auch außerhalb der Ballungs-
räume gute Rechtsanwälte zu finden
sind, ist dies nach meiner Beobach-

tung im Gesellschaftsrecht schwieri-
ger. Wenn es den Notar nicht gäbe,
wäre in manchen ländlichen Regionen
der Weg zum nächsten guten Gesell-
schaftsrechtler sehr weit, was ein wei-
terer Wettbewerbsnachteil für diese
ohnehin vielfach strukturschwachen
Landstriche bedeuten würde.

Dass die Notare imstande sind, die
ortsnahe Versorgung zu gewährleisten,
heißt umgekehrt aber nicht, dass
irgendjemand gezwungen wäre, von
diesem Angebot Gebrauch zu machen.
Es besteht im Gesellschaftsrecht – wie
in jedem anderen Rechtsgebiet – das
Recht der freien Notarwahl. Wer, aus
welchem Grund auch immer, den
Notar seines Vertrauens andernorts in
Anspruch nehmen möchte, wird hie-
ran nicht gehindert. Wer den Weg in
den nächsten Ballungsraum antreten
möchte, darf dies tun. Bei Transaktio-
nen von besonderer wirtschaftlicher
Bedeutung macht der Markt hiervon
bereits heute Gebrauch.

Ein weiterer Aspekt ist die Qualität.
Die fachliche Kompetenz der Notare
wird erfreulicherweise auch im Gesell-
schaftsrecht nicht in Frage gestellt. Der
Notar kann die fachliche Qualität der
Beratung und Beurkundung nicht zu-
letzt deshalb gewährleisten, weil er
diese Aufgaben mit einer gewissen
Regelmäßigkeit wahrnimmt. Qualität
hat jenseits der Frage nach der fach-

Notar Thomas Wachter



36

lichen Qualifikation auch noch einen
praktischen Gesichtspunkt. Es wur-
de heute bereits ein Fall angespro-
chen, bei dem eine Notarurkunde aus
35 Leitzordnern bestand. Neben Fra-
gen des Beurkundungsrechts stellt
sich hierbei das technische Problem,
wie man 35 Leitzordner ausfertigt.
Aufgrund ihrer Routine sind Notare
aber auch büroorganisatorisch in der
Lage, solche gesellschaftsrechtlichen
Mandate mit der nötigen Professiona-
lität abzuwickeln.

Der Rechtsberatungsmarkt ist im
Gesellschaftsrecht gespalten. Auf der
einen Seite gibt es die großen Deals,
die börsennotierten Aktiengesellschaf-
ten. Das ist unbestritten das Markt-
segment internationaler Großkanz-
leien. Man muss neidlos anerkennen,
dass diese hierbei auch qualitativ
einen Wettbewerbsvorsprung haben.
Als Notar – egal ob Einzelkämpfer oder
Sozietät – wird man schwerlich jede
komplexe Gestaltungsmöglichkeit des
Gesellschaftsrechts und des angren-
zenden Kapitalmarktrechts permanent
im Griff behalten können. Auf der an-
deren Seite des Markts stehen die
vielen kleinen und mittleren Unter-
nehmen. In diesem, weitaus größeren,
Marktsegment spielt der Notar eine
herausragende Rolle. Ich will die Frage
nicht vertiefen, ob sich hieran etwas
ändern würde, wenn die Mitwirkung
des Notars zur Disposition der Betei-
ligten gestellt werden würde. Die bis-
herigen Erfahrungen zeigen jedenfalls,
dass diese Unternehmen in gesell-
schaftsrechtlichen Fragen keinen an-
deren Ansprechpartner haben als den
Notar. In der Praxis hat sich dieses
System bestens bewährt. Natürlich ist
nicht jeder Notar ein absoluter Ex-
perte in allen Randbereichen des Ge-
sellschaftsrechts. Doch er kennt das
Unternehmen, seine Historie, seine
familiären und örtlichen Zusammen-
hänge. Auf dieser Grundlage kann er
dem Mittelständler eine solide gesell-
schaftsrechtliche Betreuung anbieten.

Die Notarkosten sind in diesem
Marktsegment erstaunlich niedrig. Das
führt dazu, dass viele kleine und

mittelständische Unternehmen viel-
fach auch in Fragen des Personen-
gesellschaftsrechts oder in anderen
nicht beurkundungspflichtigen Berei-
chen den Service des Notars in
Anspruch nehmen, da sie bemerkt
haben, dass sie für fachlich gleichwer-
tige Beratung andernorts wesentlich
mehr bezahlen müssten.

Bei großen internationalen Trans-
aktionen, die im Vordergrund der Aus-
führungen meines Vorredners stan-
den, laufen die Dinge freilich in vielen
Punkten anders. Die Verträge werden
dort von größeren Anwaltsteams vor-
bereitet und ausgearbeitet. Alle juristi-
schen Fragen sind bereits geklärt, be-
vor der Notar erstmals mit der Ange-
legenheit befasst wird. Im Bereich der
Beratung und Vertragsgestaltung kann
der Notar hier regelmäßig nicht mehr
tätig werden. Doch möchte ich daran
erinnern, dass diese Art des Verfah-
rensablaufs nur auf ein ganz kleines
Marktsegment zutrifft. Im Übrigen den-
ke ich, dass der Notar auch hierbei
eine wertvolle, wenngleich eine ande-
re als die sonst übliche Rolle wahr-
nimmt. Häufig werden die Verträge für
solche Deals unter großem Zeitdruck
erarbeitet. In letzter Minute müssen
wichtige Änderungen eingearbeitet
werden. Da kann es trotz der Mitarbeit
vieler hoch qualifizierter Anwälte nicht
schaden, wenn eine neutrale Person
eine Schlusskontrolle vornimmt und
dabei prüft, ob die nun zu beurkun-
dende Fassung wirklich in allen Teilen
diejenige ist, auf die man sich zuletzt
geeinigt hat, ob noch alle Querver-
weise stimmen, welche Anlagen in
welcher Fassung beigefügt werden
usw. Soweit ich das beurteilen kann,
kommt es bei fast jeder Beurkundung
einer derartigen Transaktion noch zu
vereinzelten Änderungen. Auch wenn
diese vielfach nur Kleinigkeiten betref-
fen, können sie doch einen wichtigen
Beitrag für die Wirksamkeit des Vertra-
ges und seine reibungslose Abwick-
lung bilden.

Ein weiterer Mehrwert der nota-
riellen Beratung in gesellschaftsrecht-
lichen Fragestellungen ist der Blick des

Notars über den Tellerrand des Ge-
sellschaftsrechts hinaus. Der Notar
leistet auch im Immobilienrecht, im
Familien- und Erbrecht, im Steuerrecht
und im internationalen Privatrecht
qualifizierte Beratung. Der Notar ist zur
ganzheitlichen Beratung in der Lage.
Dies erlangt Bedeutung beispiels-
weise bei der Satzungsgestaltung, de-
ren Nachfolgeklausel mit dem Testa-
ment des Gesellschafters abgestimmt
werden muss und deren Güterstands-
klausel auf einer Linie mit dem Ehe-
vertrag sein muss. Diese Fragen hän-
gen aufs Engste miteinander zusam-
men. Natürlich könnte man auch hier
ein Team aus entsprechend spezia-
lisierten Anwälten zusammenstellen.
Für das typische mittelständische Un-
ternehmen dürfte dies jedoch kaum in
Betracht kommen. Die Beratung aus
einem Guss durch den Notar hat sich
hierfür in der Praxis bewährt.

Die Beratungsleistung des Notars
beschränkt sich nicht auf die Ausge-
staltung geeigneter Vertragsklauseln.
Der Notar trägt vielmehr auch dazu bei,
Missverständnisse zu vermeiden. Die-
se Aufgabe gewinnt nicht nur bei recht-
lich wenig erfahrenen Kleinstunterneh-
mern Bedeutung. Sie kann auch dann
eine Rolle spielen, wenn eine Partei
beispielsweise aus dem angloamerika-
nischen Rechtskreis kommt und ihr
manche Nuancen des kontinentaleu-
ropäischen oder im Besonderen des
deutschen Gesellschaftsrechts – ein-
schließlich der Rolle des Notars und
des Handelsregisters – unbekannt
sind.

Ein Merkmal, in dem sich der Notar
von anderen Rechtsberatern unter-
scheidet, ist seine Unabhängigkeit und
Unparteilichkeit. Dieser Aspekt spielt
bei den großen Deals, auf die ich in
diesem Zusammenhang nicht näher
eingehen möchte, zwar möglicher-
weise keine entscheidende Rolle, weil
alle Beteiligten ohnehin umfassend
beraten worden sind. Anders ist dies
jedoch bei den kleinen und mittleren
Unternehmen. Wenn die Satzung
einer Zwei- oder Dreipersonengesell-
schaft zu entwerfen ist, ist die Neu-
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tralität des Beraters eine wichtige Vor-
aussetzung für eine ausgewogene
Gestaltung. Diese könnte sonst oft nur
erreicht werden, indem sich jeder
Gesellschafter einseitig beraten lässt,
was vielfach langwierige Verhandlun-
gen und ungleich höhere Kosten zur
Folge hätte.

Nicht zu unterschätzen ist schließ-
lich die Vollzugstätigkeit, die sich re-
gelmäßig an die Beurkundung an-
schließt. Da der Notar hierfür ver-
antwortlich ist, legt er schon im eignen
Interesse bei der Vertragsgestaltung
Wert darauf, dass sich die Urkunde
später auch reibungslos vollziehen
lässt. Wenn sich für den ordnungs-
gemäßen Vollzug eines Vertrags ein-
schließlich der erforderlichen steuer-
rechtlichen Anzeigen niemand verant-
wortlich fühlt und diese Aufgaben
nicht in der Hand ein und derselben
Person liegen, geht hierbei in der Pra-
xis vieles schief. Auch dieser Aspekt
sollte nicht unterschätzt werden.

Die Hauptaufgabe des Notars liegt
indes woanders. Ich spreche dabei
von der Streitvermeidung, der Präven-
tion. Die zwingende Beteiligung des
Notars beim Abschluss eines be-
stimmten Rechtsgeschäfts soll in
erster Linie vermeiden, dass es später
zu gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen hierüber kommt. Dass der Notar
dieser Aufgabe im Gesellschaftsrecht
gerecht wird, lässt sich auch empirisch
aufzeigen. Notarielle Zuständigkeiten
bestehen bislang vor allem im Bereich
der Kapitalgesellschaften. Vergegen-
wärtigen Sie sich bitte, in welchen
Bereichen es hierbei regelmäßig zu
gerichtlichen Auseinandersetzungen
kommt. Es sind dies in erster Linie
Fragen der Kapitalaufbringung- und
-erhaltung. Die Rechtsprechung hierzu
ist kaum zu überschauen. Doch wie
oft müssen sich Gerichte mit Fragen
befassen, die durch Unklarheiten im
Gesellschaftsvertrag aufgeworfen wer-
den? Oder kennen Sie Urteile, bei
denen Streit darüber bestand, welche
Fassung einer GmbH-Satzung nun
eigentlich gilt? Ich erinnere mich
mit Schrecken an die Gesellschafter-

versammlung einer Personengesell-
schaft, die ich vor Jahren zu betreuen
hatte. Acht Herren saßen an einem
Tisch. Man wähnte sich kurz vor dem
Durchbruch, als der Anwalt eines Be-
teiligten meinte, man hätte einen vor
einigen Jahren vereinbarten Nachtrag
zum Gesellschaftsvertrag der Satzung
bislang noch gar nicht berücksichtigt.
Es folgte eine lange Diskussion darü-
ber, in welcher Fassung der Gesell-
schaftsvertrag nun gültig sei, welcher
Nachtrag wann wirksam geworden sei
usw. Ähnliche Probleme kennt man
aus dem Vereinsrecht und dem Recht
der Stiftung. Diese Rechtsgebiete ken-
nen keine Notarbescheinigungen, wie
sie § 54 GmbHG für die GmbH und
§ 181 AktG für die Aktiengesellschaft
vorsehen. Diese Bescheinigungen ge-
währleisten für die Gesellschafter,
aber auch für Dritte wie Gläubiger,
Banken oder Behörden Klarheit über
den aktuell gültigen Inhalt der Satzung.
Die Beteiligung des Notars gewähr-
leistet demnach Transparenz, Vertrau-
ensschutz und Rechtssicherheit. Wie
Dr. Vossius in seinen einleitenden
Worten zum Ausdruck gebracht hat,
fehlt es genau hieran bei Registern wie
dem britischen Companies’ House.
Die fehlende Filterfunktion der nota-
riellen Beurkundung führt dort zu Pro-
blemen, die bei uns schlichtweg nicht
vorstellbar sind. Von der Beteiligung
des Notars bei gesellschaftsrechtli-
chen Vorgängen profitieren nicht allein
die Gesellschafter und ihre Berater,
sondern vielmehr auch das Gemein-
wesen. Denken Sie allein an die Anzei-
gepflichten gegenüber der FInanzver-
waltung, den Kartellbehörden oder an-
deren Einrichtungen. Ich möchte nicht
wissen, bei wie vielen nicht beurkun-
dungsbedürftigen Rechtsgeschäften
steuerrechtliche Anzeigepflichten –
aus Unkenntnis oder bewusst – nicht
beachtet werden.

Kommen wir zum Thema der Jus-
tizentlastung. In den letzten Jahren hat
sich hierbei gerade durch die Umstel-
lung auf den elektronischen Register-
verkehr schon mancherlei getan. Die
häufig gerügte zu lange Gründungs-
dauer bei GmbHs wird meines Erach-

tens der Vergangenheit angehören, so-
bald die unvermeidlichen technischen
Startschwierigkeiten bei der Einfüh-
rung der elektronischen Handelsregis-
teranmeldung überwunden sein wer-
den. Die Kontrolldichte auf Seiten des
Registergerichts wird abnehmen. Ich
bin davon überzeugt, dass die Über-
mittlung der elektronisch aufbereite-
ten Strukturdaten verbunden mit dem
Wissen, dass eine gewissenhafte Prü-
fung bereits durch den Notar erfolgt
ist, zu einer spürbaren Reduzierung
des Arbeitsaufwands bei den Register-
gerichten führen wird.

Ein weiterer wichtiger Gesichts-
punkt betrifft schließlich die Effizienz
und die Kosten des notariellen Verfah-
rens. Man kann sich gewiss lange
darüber unterhalten, ob der Notar nun
teuer oder günstig ist. Ich denke je-
doch, dass dies in erster Linie eine
Frage der Perspektive ist, mit anderen
Worten davon abhängig ist, welche Art
von Mandat man im Blick hat. Bei einer
umfangreichen Beratung und sehr
individuellen Gestaltung der Satzung
einer GmbH mit gesetzlichem Min-
destkapital fällt das Urteil anders aus,
als wenn der Notar einen von anderen
professionellen Beratern bereits weit-
gehend fertig ausgearbeiteten Entwurf
zugeleitet bekommt. Bei allen Über-
legungen hierzu sollte man stets im
Blick haben, dass der Notar für jedes
von ihm beurkundete Rechtsgeschäft,
unabhängig von der Größe und unab-
hängig davon, wer den Entwurf an-
gefertigt hat, die unbeschränkte und
unbeschränkbare persönliche Haftung
übernimmt. Dadurch nimmt der Notar
gewissermaßen die Funktion eines
Haftpflichtversicherers wahr. An die-
sem Gesichtspunkt sieht man, dass der
Notar auch bei sehr großen Geschäfts-
werten letzten Endes günstig ist. Ver-
gleichen Sie nur einmal die Prämie für
die individuelle Haftpflichtversiche-
rung eines sehr großen Deals mit den
gesetzlichen Notargebühren. Ich habe
mich im Vorfeld dieser Tagung hierzu
nochmals bei verschiedenen Versiche-
rungsgesellschaften erkundigt. Für gro-
ße Transaktionen sind Versicherungs-
prämien von EUR 100.000,00 oder
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200.000,00 keineswegs ungewöhn-
lich, wohingegen die Notargebühren
mittlerweile bei ca. EUR 50.000,00 ge-
deckelt sind. Unter dem Gesichtspunkt
der Haftung sind daher auch bei hohen
Geschäftswerten die Notargebühren
keineswegs unverhältnismäßig.

Morgen wird das Thema Rechts-
dienstleistungsgesetz auf der Tages-
ordnung stehen. Immer mehr Perso-
nen und Unternehmen, Steuerberater
und Banken leisten faktisch bereits
Rechtsberatung, etwa im Bereich der
Testamentsgestaltung. Von dort aus
nähern sich diese Dienstleister all-
mählich der Stiftungsgestaltung und
schließlich der Gestaltung von Ge-

sellschaftsverträgen an. Man darf bei
dieser Diskussion nicht übersehen,
dass viele dieser Berater keine ge-
setzliche Haftpflichtversicherung ha-
ben. Die hieraus resultierenden Pro-
bleme sind noch völlig ungelöst. Mir
ist zu Gehör gekommen, dass es bei
unterschiedlichen schweizerischen
Banken üblich ist, ab einem bestim-
men Vermögen dem Kunden Testa-
mentsentwürfe, Stiftungen und Ge-
sellschaftsverträge von einem Juris-
ten der Bank zur Verfügung stellen zu
lassen. Dafür werden keine zusätz-
lichen Kosten erhoben. Dieser Servi-
ce ist vielmehr mit der Depotgebühr
abgegolten, jedoch ohne Haftpflicht-
versicherung.

Als letzten Aspekt möchte ich auf
die Internationalität des Notariats
hinweisen, die bei grenzüberschrei-
tenden Transaktionen von Nutzen sein
kann. Mit Ausnahme des angloameri-
kanischen Raums gibt es fast überall
auf der Welt Notare. Die Union des
lateinischen Notariats hat eine lange
Tradition. Man kann hier auf ein um-
fangreiches Netzwerk von Kollegen
zurückgreifen. Dadurch hat man als
Notar fast überall einen Ansprechpart-
ner zum grenzüberschreitenden Voll-
zug, auch wenn man nicht allerorten
ein eigenes Büro unterhält.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.
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Vortrag von RiAG Klaus Wiedemann, Leiter des Segments Freiwillige Gerichtsbarkeit
am Amtsgericht Hamburg

Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst möchte ich mich ganz
herzlich bei Ihnen für die Einladung
und für die Möglichkeit bedanken, hier
zu Wort zu kommen.

Als ich während meiner Vorberei-
tung dieses Referats die Namen mei-
ner Mitreferenten las, erfasste mich
zunächst eine gewisse Schreibblocka-
de. So sind doch z. B. Sie, sehr ver-
ehrter Kollege Wachter, mit sage und
schreibe 163 Aufsätzen in Juris ver-
zeichnet! Was könnte ich also zu die-
sem Thema noch beitragen, habe ich
mich gefragt. Zwar sind wir alle zu-
sammen – Notare wie Richter – vor
allem Praktiker der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit. Als Organe der Rechts-
pflege üben wir ein öffentliches Amt
aus und stehen sozusagen auf der-
selben Seite oder besser gesagt: auf
gar keiner Seite, sondern mittendrin.
Und doch gibt es einen Unterschied:
Während Sie – die Notare – den Par-
teiwillen ergründen und diesen in eine
für alle Beteiligten rechtlich vertret-
bare Form gießen, müssen wir – die

Richter – das Ergebnis auf formelle
und materielle Übereinstimmung mit
den einschlägigen Normen prüfen
und sodann Erbscheine erteilen,
Grundeigentümer und Handelsgesell-
schaften eintragen.

Als Richter der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit bin ich gleichzeitig Leiter
des Segments Freiwillige Gerichtsbar-
keit bei dem Amtsgericht Hamburg.
Das Wort „Segment“ ist ein wenig un-
gewohnt in diesem Zusammenhang,
so lassen Sie mich kurz erläutern, was
wir in Hamburg darunter verstehen:
Das Amtsgericht Hamburg-Mitte ist in
vier sogenannte Segmente aufgeteilt:
Ein Zivilsegment, ein Strafsegment, ein
Segment Familie, Vormundschaft und
Insolvenz und eben ein Segment Frei-
willige Gerichtsbarkeit. Zu diesem
gehört neben dem Grundbuch, dem
Nachlassgericht, der Zwangsversteige-
rung von Grundstücken und dem
Schiffsregister auch das Handelsregis-
ter, und zwar eines für ganz Hamburg.
Hier gibt es derzeit rund fünf Richter-
stellen, 10 Rechtspflegerstellen und
30 Stellen für Servicepersonal – übri-
gens letzteres seit Oktober 2001, als

Hamburg das elektronische Handels-
register eingeführt hatte, ausschließ-
lich als Einheitssachbearbeiter, d. h.
jede Akte wird von Anfang bis Ende
nur von einem einzigen bestimmten
Sachbearbeiter geführt. Die Anzahl der
Köpfe unserer Mitarbeiter ist etwas
größer als die Anzahl der Stellen. Mit
dieser Mannschaft bearbeiten wir
einen lebenden Datenbestand von
42.000 Kapitalgesellschaften im B-Re-
gister und von 22.000 Personenhan-
delsgesellschaften und Einzelfirmen
im A-Register sowie auch noch 10.000
Vereine. Diesem sozusagen mittel-
ständischen Betrieb stehen rund
80 hamburgische Notarinnen und
Notare gegenüber, die geschätzt etwa
mindestens 90% der gesamten Anträ-
ge bei uns einreichen. Den größten
Teil meiner Arbeitszeit verbringe ich
allerdings damit, Ihnen – bzw. über-
wiegend Ihren in Hamburg ansässigen
Kolleginnen und Kollegen – das Leben
so leicht wie möglich zu machen. Das
heißt, wir versuchen, das Handels-
register Hamburg zu einem möglichst
servicefreundlichen Unternehmen zu
machen. Wie Sie alle wissen, ist das
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gerade in diesen Monaten besonders
zeitaufwendig, müssen wir uns doch
mit den Anfangschwierigkeiten des
elektronischen Rechtsverkehrs herum-
schlagen. Aber diese Anfangsschwie-
rigkeiten haben nicht nur wir, sondern
auch Sie, liebe Notarinnen und Nota-
re, wenn nicht sogar noch viel größe-
re als wir.

Lassen Sie mich das Thema „Wie
viel Notar braucht das Gesellschaft-
recht?“ aus der Sicht des Registerrich-
ters und -rechtspflegers betrachten.
Wir in Hamburg haben unsere Ge-
schäftsabläufe so organisiert, dass die
Richter und Rechtspfleger nahezu aus-
schließlich das tun können, wozu sie
eigentlich da sind, nämlich das Recht
anzuwenden. Schließlich sind wir
hauptberuflich Rechtsanwender und
nur im Nebenberuf auch Schreibkräfte.

Wie viel Notar das Gesellschafts-
recht nun aus Sicht des Register-
gerichts braucht, ist für uns ganz klar:
möglichst viel. Nicht, um uns Regis-
terrichtern das Leben zu erleichtern –
wir werden immer zu wenig Stellen
haben, das wissen Sie – , sondern um
der Sache willen. Mit der qualifizierten
Vorbereitung der Registeranmeldun-
gen und der Gesellschafterbeschlüsse
durch die Notare wird die Effizienz des
Registergerichts enorm gesteigert.
Das Gesellschaftsrecht wird – allen
Bemühungen des Gesetzgebers zum
Trotz – immer umfangreicher und
komplizierter, vor allem auch wegen
des Zusammenwachsens der Rechts-
ordnungen der europäischen Länder
auf diesem Gebiet. Denken Sie auch
an die vielen Erweiterungen, die z. B.
das Umwandlungsgesetz schon vor
einigen Jahren erfahren hat. All das,
was bereits durch den Filter der Nota-
re gelaufen ist, wird zwar von uns
noch einmal gewissenhaft geprüft, ist
aber nur in Ausnahmefällen zu bean-
standen und auch dann meist nur auf
Grund unterschiedlicher Rechtsauf-
fassungen – sowas soll es ja auch
geben. Das im Vorfeld einer Register-
anmeldung zwischen Notar und Re-
gisterrichter geführte Telefonat, der
vorab zur Prüfung eingereichte Ge-

sellschaftsvertrag sind wichtige Beiträ-
ge zur Steigerung der Effizienz und
Schnelligkeit des Registergerichts. Der
Himmel bewahre uns Handelsregis-
terrichter vor noch mehr Anmeldun-
gen von Zweigniederlassungen eng-
lischer Limiteds, bei denen ein Notar
nur bei der Beglaubigung der Unter-
schriften des anmeldenden Directors
mitgewirkt und die Anmeldung nicht
auch inhaltlich gestaltet hat. Auch die
allseits so geliebten professionellen
Limited-Gründungs- und Geburtshel-
fer sind bis heute immer noch nicht in
der Lage, fehlerfreie Anmeldungen
und Urkunden bei uns einzureichen,

obwohl sie von uns vor bereits Jahr
und Tag eine Checkliste dazu erhalten
haben. Auf der anderen Seite halte ich
es schon aus gebührenrechtlichen
Gründen für die Notare für unzumut-
bar, sich länger als unbedingt nötig
mit der Anmeldung einer Limited zu
beschäftigen. Hoffen wir also auf die
kommende GmbH-Reform des Mo-
MiG, die es sogar dem Alleingesell-
schafter möglich machen wird, schon
mit 5.000 Euro Startkapital eine
GmbH zu gründen, – wobei dann
auch für Sie gebührenrechtlich wieder
alles im Lot bleiben wird.

Und nun zum MoMiG:

Den Referentenentwurf des Mo-
MiG halte ich aus meiner Sicht, also

aus der Sicht eines Registerrichters für
einen insgesamt gelungenen Entwurf.
Ich möchte dazu nur einige wenige
Punkte herauspicken:

Der modernisierten GmbH gibt
der Entwurf eindeutig den Vorzug vor
alternativen Rechtsformen. Die Auf-
gabe der Sitztheorie und die Herab-
setzung des Mindeststammkapitals
wird die Zweigniederlassungen aus-
ländischer Limiteds – und damit mei-
ne ich vor allem die englischen – zu-
nehmend unattraktiver machen, oder
anders gesagt, „attraktiv“ nur noch für
diejenigen, die sich ohnehin schon in
einer unseriösen Ecke aufhalten und
anders nicht können. Und das wird
sich herumsprechen. Wir in Hamburg
haben in diesen Fällen zwar das Ge-
sellschaftsrecht seit der diesbezüg-
lichen Rechtsprechung des EuGH von
Anfang an schon etwas restriktiver aus-
gelegt, d. h. wir haben sehr genau hin-
gesehen. Außerdem haben wir immer
Vorschüsse verlangt. In vielen Fällen
wurden diese gar nicht erst eingezahlt.
Dadurch konnten wir einen großen Teil
dieser Anmeldungen durch Zurück-
weisungsbeschlüsse erledigen. Aber
ich glaube, wir haben die absolute
Anzahl dieser Zweigniederlassungen
nicht wirklich drücken können, die
gewerblichen Anbieter dieser Rechts-
form haben lediglich einen Bogen um
Hamburg gemacht. Ich habe vor eini-
ger Zeit einmal nachgerechnet – wir
können das ja mit unserem elektroni-
schen System – und habe mir mal die
Limiteds heraussuchen lassen. Es
waren in Hamburg, einschließlich der
vielen seriösen, die seit vielen Jahren
schon eingetragen sind, nicht mehr als
250, von wie gesagt 42.000 GmbHs.
Also keineswegs ist bei uns jede vier-
te GmbH schon eine Limited. Aber die
Dunkelziffer ist hoch, die Zurück-
gewiesenen arbeiten munter weiter,
viele melden sich gar nicht erst bei uns
an. Erfahren wir davon, müssen wir sie
mit Zwangsmitteln dazu anhalten, sich
bei uns anzumelden. Ein absurdes
Theater, das hoffentlich bald vorbei ist.
Etwas mehr Notar im Gesellschafts-
recht von Anfang an wäre hier besser
gewesen.
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Die neue Möglichkeit, Gesell-
schaftsanteile an einer GmbH sehr
klein stückeln zu können, wird bei
Notaren und Registergerichten nicht
gerade Stürme der Begeisterung ent-
fachen. Aber wir werden es – mit Hil-
fe der EDV – in den Griff bekommen.
Den Vorschlag des Deutschen Notar-
vereins, die Anteile durchzunumme-
rieren, finde ich sehr gut.

Der Wegfall des Zwanges für den
Alleingründer, für den nicht einge-
zahlten Teil des Stammkapitals eine
Sicherung zu bestellen, wird die Situa-
tion der Einmann-Gründungen deut-
lich entkrampfen.

Die Wellen des Cash Pooling
schwappen im Wesentlichen an den
Registergerichten vorbei, deswegen
möchte ich hier auch nicht darauf ein-
gehen. Wir kommen hoffentlich nicht
so häufig in die Situation, das Merkmal
„Leistung im Interesse der Gesell-
schaft“ auslegen zu müssen.

Der § 16 GmbHG des Entwurfs
lautet: „Im Verhältnis zur Gesellschaft
gilt als Gesellschafter nur, wer als sol-
cher in der zum Handelsregister ein-
gereichten Gesellschafterliste einge-
tragen ist“. Die Gesellschafterliste
wird endlich eine Bedeutung erlangen,
die wir ihr schon immer gern zuge-
wiesen haben wollten. Vor allem den
Notaren wird dies die Arbeit erleich-
tern. Die neue Pflicht des Notars, auch
eine neue Gesellschafterliste einzu-
reichen, wenn er einen Anteilsabtre-
tungsvertrag eingereicht hat, können
wir – wen wundert’s – nur begrüßen.

Verzicht auf Vorlage einer be-
hördlichen Erlaubnis für den Ge-
genstand des Unternehmens für die
Zeit bis zur Eintragung der GmbH: Sie
können sich vorstellen, dass die Re-
gistergerichte über den Mehraufwand
des Hinterherlaufens nach einer Er-
laubnis nicht gerade begeistert sein
werden. Der Papierkrieg kann gewalti-
ge Ausmaße annehmen und es wird
ein Papierkrieg bleiben, kein „elektro-
nischer Papierkrieg“. Diesen den Ver-
waltungsbehörden zu überlassen,

wäre uns bedeutend lieber. Der Ein-
tragungsvorgang wird in diesen Fällen
jedoch enorm beschleunigt. Bei uns
in Hamburg ging es eigentlich immer
schnell, eine GmbH zu gründen.
Denn wir haben die neugegründeten
GmbHs als besondere Eilfälle betrach-
tet und haben eigentlich, die hier an-
wesenden hamburgischen Kollegen
werden das bestätigen können, nie
länger als ein bis zwei Wochen ge-
braucht, um eine solche neue GmbH
einzutragen. Die geplante Rechtsfolge
der Löschung der GmbH bei Nicht-
einreichung der behördlichen Erlaub-
nis – wie bei einer vermögenslosen
GmbH – ist meines Erachtens hart und
vielleicht auch ein wenig ungerecht.
Die Ehrlichen wären hier die Dum-
men, nämlich die, die nicht gleich al-
les, was sie machen wollen in den
Gegenstand des Unternehmens ge-
schrieben haben.

Keine Vorgabe von Muster-
satzungen: Alles bleibt, wie es ist, es
ist kein Mehr an Notar im Gesell-
schaftsrecht, aber auch kein Weniger.
Für die Registergerichte würde sich
auch kaum etwas ändern, denn die
eintragungspflichtigen Tatsachen wer-
den immer individuell bleiben und der
Rest unterliegt ohnehin einer einge-
schränkten Prüfbarkeit.

Das Erfordernis der Beurkun-
dung von Anteilsabtretungsver-
trägen bleibt: Gottseidank sage ich,
hier ist nach wie vor nicht zu viel Notar
im Gesellschaftsrecht. Hier wirkt der
Notar vor allem im Namen der Rechts-
sicherheit. Übrigens: Der Schweizer
Notar ist weit weg von uns Hambur-
gern, er kommt bei uns jedenfalls
recht selten vor.

Die Geschäftsanschrift steht
zukünftig im Handelsregister: Das
können wir nur begrüßen, obwohl
es Mehraufwand bedeutet. Aber viel-
leicht gleicht es einen Teil des bei uns
zu erwartenden Minderaufwands zu-
gunsten eines Stellenerhalts aus.

Ich bin sehr froh darüber, dass Sie,
die Notare, noch keinen Anspruch auf

Übernahme des Handelsregisters
angemeldet haben. So, wie es die Han-
delskammern getan haben. Und das,
obwohl Sie bzw. Ihre Kammern das
Zeug dazu hätten. Sie erinnern sich –
es war vor ein paar Jahren der zurück-
getretene hamburgische Justizsenator,
der eine solche Gesetzesinitiative über
den Bundesrat eingebracht hatte und
damit letztlich im Rechtsausschuss des
Bundestages scheiterte. Ich habe ein
Foto von dieser Sitzung des Rechtsaus-
schusses an die Wand meines Dienst-
zimmers gehängt. Einer meiner Mitar-
beiter war zufällig in Berlin und hat von
der Besuchergalerie dieses Foto ge-
schossen, es war also alles ganz legal.
Neun Sachverständige und der Rechts-
ausschuss sind darauf zu sehen. Die
Sachverständigen wurden gehört und
votierten 6:3 gegen eine Übertragung
des Handelsregisters auf die Handels-
kammern. Im Vorfeld dieses Kampfes
gegen die feindliche Übernahme hat
uns insbesondere die Hamburgische
Notarkammer – allen voran ihr Präsi-
dent – mit Rat und vor allem mit Tat zur
Seite gestanden. Letzteres indem Herr
Präsident Zier (und sein Vorgänger im
Amte bis 2003 Herr Röh) versucht
haben, den Justizsenator mit Worten
und Schriften eines Besseren zu über-
zeugen. Unser ganz herzlicher Dank an
Herrn Präsidenten Zier, Herrn Röh und
den damaligen und den heutigen Vor-
stand der Hamburgischen Notarkam-
mer sei hier nochmals wiederholt. Das
vorläufige Ende ist bekannt: Das EHUG
belässt das Handelsregister ausdrück-
lich bei den Amtsgerichten. Wie ich fin-
de zu Recht. Mit aller hanseatischen
Bescheidenheit: Wir können es immer
noch am besten. Und schließlich
möchten wir doch wenigstens einen
Bereich am Amtsgericht haben, der
kostendeckend arbeitet und mit dem
wir unserem Präsidenten mit positi-
ven Schlagzeilen eine Freude machen
können. Und damit sind wir wieder
beim Thema „Wie viel Notar braucht
das Gesellschaftsrecht?“: der elektroni-
sche Rechtsverkehr der Notare mit
dem Handelsregister. Dessen Anfangs-
schwierigkeiten sind zur Zeit noch eine
besondere Belastung für die Notare
(Stichwort: elektronische Signatur) und
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für die Mitarbeiter in den Notariaten
(Stichwort: Eingabe und Übertragung
der Daten an das Registergericht). Wie
viele Probleme das aufwirft, konnten
wir in Hamburg erst in der letzten
Woche anlässlich einer vierstündigen
von den hamburgischen Notaren und
Notriatsmitarbeitern gut besuchten Ver-
anstaltung feststellen, an der auch Mit-
arbeiter des Registergerichts Hamburg
teilgenommen haben. Insgesamt wa-
ren wir fast 100 Beteiligte. Die Erfas-
sung der Stammdaten und ihre Über-
mittlung an die Registergerichte ma-
chen zur Zeit sehr viel Mühe und be-
deuten eine große Mehrarbeit. Einer-
seits sind wir Ihnen dankbar, dass wir
Texte, die bei Ihnen ohnehin schon seit
Langem in maschinell lesbarer Form
vorliegen, nicht noch einmal wieder für
das Handelsregister abschreiben müs-

sen. Andererseits sehe ich die Gefahr,
dass die Anzahl unserer Stellen über
kurz oder lang auf den Prüfstand
kommt und reduziert werden muss.
Wenn ich es nicht besser wüsste, wür-
de ich behaupten, der elektronische
Rechtsverkehr im Handelsregister sei
das trojanische Pferd, mit dem die No-
tarschaft den Firewall des elektroni-
schen Handelsregisters zu durchbre-
chen versucht, um dort die Herrschaft
an sich zu reißen. Das wäre dann – für
meinen Geschmack – ein bisschen zu
viel Notar im Gesellschaftsrecht. Be-
gehrlichkeiten gibt es ja heute auch
schon in anderen Bereichen der frei-
willigen Gerichtsbarkeit – ich denke da
an das Nachlassgericht.

Jeder Mensch sollte in seinem
Berufsleben nach Möglichkeit immer

das machen, was neben der täglichen
Arbeit auch Freude bereitet. Ich muss
sagen, mein Beruf als Richter in der
freiwilligen Gerichtsbarkeit macht mir
täglich Freude. Und das habe ich vor
allem Ihnen, den Notarinnen und
Notaren, zu verdanken. Sie sind es, die
die vielfältigen Interessen der vertrags-
suchenden Parteien sortieren, filtrie-
ren, relativieren und exzerpieren, um
das Ergebnis dann dem Richter oder
dem Rechtspfleger vorzulegen. Und
hätten wir nicht so viel Notar im Ge-
sellschaftsrecht, wie wir haben, könn-
ten wir bei weitem nicht so schnell
sein, wie wir es sind. Und Schnelligkeit
gepaart mit Effizienz und Qualität sind
nun einmal ganz wesentliche Faktoren
im Wirtschaftsleben.

Vielen Dank!
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Vortrag von Professor Dr. Walter Bayer, Friedrich-Schiller-Universität, Jena

Zum Thema ist schon viel gesagt,
aber noch nicht alles, und insbeson-
dere noch nicht von mir. Mit dieser
Anleihe bei Wolfgang Zöllner, der sich
seinerseits immer auf Karl Valentin
bezieht, möchte ich Ihnen nunmehr
meine Überlegungen vortragen.

Die Schwerpunkte der notariellen
Tätigkeit im Bereich des Gesellschafts-
rechts liegen im Aktienrecht, im
GmbH-Recht und im Umwandlungs-
recht. Hinzu kommt für alle Rechts-
formen die notarielle Beglaubigung der
Unterschrift für die Eintragung in das
Handelsregister, ebenso die Beglaubi-
gung von Vollmachten. Bei Personen-
gesellschaften muss der Notar tätig
werden, wenn Grundstücke oder
GmbH-Anteile eingebracht werden.

Bei der Aktiengesellschaft und der
GmbH beurkundet der Notar die Sat-
zung sowie Satzungsänderungen; zu
beurkunden sind weiterhin alle Unter-
nehmensverträge.

Bei der Aktiengesellschaft sind
zudem alle Hauptversammlungsbe-

schlüsse sowie auch Minderheits-
verlangen und Widersprüche zu beur-
kunden, nicht hingegen die Anteils-
übertragung; bei der GmbH ist es
gerade umgekehrt: Die Anteilsüber-
tragung muss beurkundet werden, Ge-
sellschafterbeschlüsse hingegen nicht.
Eine Annäherung an das Recht der

GmbH ist für nichtbörsennotierte Ak-
tiengesellschaften erfolgt: Hier bedarf
es der notariellen Beurkundung nicht,
„soweit keine Beschlüsse gefasst wer-
den, für die das Gesetz eine Drei-
viertel- oder eine größere Mehrheit
bestimmt“.

Im Umwandlungsrecht sind beur-
kundungsbedürftig Verschmelzungs-
und Spaltungsverträge sowie die ent-
sprechenden Zustimmungsbeschlüs-
se, beim Formwechsel der Umwand-
lungsbeschluss. Von diesem Erforder-
nis werden alle Rechtsformen erfasst;
bei Verschmelzungen oder Spaltungen
zur Neugründung erstreckt sich die
notarielle Beurkundung auch auf die
Satzung oder den Gesellschaftsvertrag
des neuen Rechtsträgers, und zwar
unabhängig von seiner Rechtsform.
Bei Umwandlungen in eine AG, GmbH
oder Genossenschaft ist als Teil des
Umwandlungsbeschlusses auch die
Satzung zu beurkunden.

Braucht man für all dies den No-
tar? Die spontane Antwort auf diese
Frage lautet: selbstverständlich nicht!Professor Dr. Walter Bayer
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Denn warum sollte eine der Vertrags-
freiheit verpflichtete Rechtsordnung
die Gründung einer Gesellschaft und
die spätere Veränderung ihrer Struktur
nicht der Privatautonomie der Gesell-
schafter überlassen können? Wollen
sie die Vorteile der notariellen Bera-
tung nutzen, so steht ihnen dies je-
derzeit frei. Ist die zwingende Mitwir-
kung des Notars daher nur ein alter
Zopf, der endlich abgeschnitten ge-
hört?

Bei näherer Betrachtung ergibt
sich indes ein Bild, das eine differen-
zierte Antwort erfordert.

Die Mitwirkung des Notars bei der
Gründung von Kapitalgesellschaften
beruht in der Tat auf einer langjähri-
gen kontinentaleuropäischen Tradi-
tion. Bereits das ADHGB von 1861
sah vor, dass die Errichtung einer Ak-
tiengesellschaft entweder der gericht-
lichen oder der notariellen Beurkun-
dung bedarf. Eine Vorgängerregelung
findet sich schon im preußischen Ak-
tiengesetz von 1843. Sowohl im Jah-
re 1843 als auch im Jahre 1861 wa-
ren Aktiengesellschaften noch weit-
gehend einer staatlichen Konzes-
sionspflicht unterworfen. Dass trotz
der anschließenden Prüfung durch
die staatlichen Genehmigungsbehör-
den der Gründungsvorgang beurkun-
det werden musste, wird in den Mo-
tiven zum preußischen Aktiengesetz
damit erklärt, dass dies „einerseits
nothwendig ist, damit die Legitima-
tion der Vertreter feststehe, anderer-
seits aber es zweckmäßig scheint,
daß bei Errichtung eines derartigen
Gesellschaftsvertrages ein Sachver-
ständiger zugezogen wird.” In den
Motiven zum Entwurf eines preußi-
schen HGB von 1859, aus dem her-
aus sich dann das ADHGB entwickel-
te, findet sich folgende Feststellung:
„Zum Schutze des Publikums und der
späteren Aktienzeichner ist zunächst
die sichere Feststellung der Bedin-
gungen des Gesellschaftsvertrages
erforderlich. Hierauf zielt die Vor-
schrift, daß die Gründer … den
Gesellschaftsvertrag in einer notariel-
len Urkunde abschließen müssen.

Der notarielle Abschluß gibt zugleich
eine Gewähr dafür, daß der Gesell-
schaftsvertrag den gesetzlichen Be-
stimmungen entsprechend abgefasst
wird.” Damit war für den Gesetzgeber
alles gesagt. Die Pflicht zur notariel-
len Beurkundung der Satzung wurde
bei allen nachfolgenden Änderungen
des Aktiengesetzes beibehalten,
ohne dass diese Frage jemals disku-
tiert oder gar problematisiert worden
wäre. Die ursprünglichen Argumente
der Rechtssicherheit, der Gesetzmä-
ßigkeit der Gründung und des Schut-
zes des Publikums hatten in der Fol-
gezeit offensichtlich nichts von ihrer
Durchschlagskraft eingebüßt. Diese
Einschätzung wird dadurch bestätigt,
dass auch in den meisten anderen
europäischen Rechtsordnungen die
Gründung einer AG notariell beur-
kundet werden muss.

Halten wir daher als erstes Zwi-
schenergebnis fest: Die Errichtung
einer AG ist seit dem Jahre 1884, als
das Konzessionssystem abgeschafft
und durch ein Normativsystem ersetzt
wurde, ein kompliziertes Geschäft.
Dies gilt insbesondere für die häufig
vorkommende qualifizierte Gründung,
wo der Notar in bestimmten Fällen zu-
sätzlich die Aufgabe des Gründungs-
prüfers übernimmt. Funktionell wird
der Notar hier im öffentlichen Interes-
se tätig, indem er eine dem Handels-
register vorgeschaltete Rechtskontrol-
le wahrnimmt, dies aber nicht im Sin-
ne einer doppelten Überprüfung, son-
dern einer beratenden Mitwirkung bei
der Satzungsgestaltung. Der Staat de-
legiert auf diese Weise einen Teil der
ihm anvertrauten Interessen sowohl
der Gläubiger als auch der künftigen
Aktionäre zu einem möglichst frühen
Zeitpunkt auf eine sachkundige und
zugleich neutrale Instanz. Ich habe
daher kein Problem mit der rechts-
politischen Entscheidung des Gesetz-
gebers, die lautet: Wer sich mit einer
Aktiengesellschaft am Rechtsverkehr
beteiligen will, muss dafür bestimmte
Voraussetzungen erfüllen und auch
einen gewissen Preis bezahlen, wozu
auch die Einschaltung des Notars und
dessen Gebühren zählen.

Die Pflicht zur Beurkundung der
Gründung wurde 1892 auch in das
GmbHG übernommen. Allerdings war
dieses Erfordernis im Entwurf des
Reichsjustizamtes noch nicht vorge-
sehen, und zwar mit der Begründung,
dass hierfür mit Rücksicht auf das
gegenüber der Aktiengesellschaft ver-
einfachte Gründungsverfahren kein
Bedürfnis bestehe. Dieser Ansatz ist
zunächst nachvollziehbar, ist doch die
GmbH keine verkleinerte Form der
Aktiengesellschaft, sondern zumin-
dest von ihrer Ursprungsidee her eine
Personengesellschaft im Kleid einer
Kapitalgesellschaft. So wollte auch
der historische Gesetzgeber den Ge-
sellschaftern größtmögliche Freiheit
bei der Ausgestaltung ihrer Rechts-
beziehungen lassen und sich hier-
durch bewusst von der AG abgrenzen.
Insbesondere war etwa auch bei
der Gründung mit Sacheinlagen
weder ein Sachgründungsbericht
mit anschließender Registerkontrolle
noch eine Differenzhaftung bei Über-
bewertung der Sacheinlage vorgese-
hen.

Der Gesetzgeber ist dann jedoch
dem Ansatz des Entwurfs nicht gefolgt.
Ausschlaggebend war letztendlich
auch hier das Argument der Gewähr-
leistung von Rechtssicherheit. Hinzu
getreten sind im Laufe der Rechtsent-
wicklung weitere Funktionen der nota-
riellen Beurkundung, die aus der Be-
lehrung der Gesellschafter folgen,
nämlich die Warnfunktion und damit
verbunden die Funktion der Vertrags-
richtigkeit im Sinne einer gerechten
Vertragsgestaltung.

Im Unterschied zur Aktiengesell-
schaft wird für die GmbH die Pflicht
zur notariellen Beurkundung in jüng-
ster Zeit immer häufiger in Frage ge-
stellt. Dieser Kritik ist zuzugeben, dass
dem Hauptargument für die Einschal-
tung des Notars, nämlich dem staat-
lichen Interesse, hier im Vergleich zur
AG nur geringeres Gewicht zukommt.
Es entfällt insbesondere der Aspekt
des Anlegerschutzes. Daher wäre es
nachvollziehbar, wenn der Gesetzge-
ber für die GmbH auf das Erfordernis
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der notariellen Beurkundung verzich-
ten würde.

Empfehlen möchte ich dies dem
Gesetzgeber allerdings nicht. Zwar ist
es richtig, wenn gesagt wird, dass
auch zahlreiche Anwälte ohne weite-
res eine GmbH gründen können. Und
richtig ist ebenfalls, dass auch Nota-
ren bei der GmbH-Gründung Fehler
unterlaufen können. Legionen un-
wirksamer verdeckter Sacheinlagen
sind hierfür ein beredtes Beispiel.
Rechtspolitisch überzeugend ist die
Kritik indes nicht. Und zwar aus zwei
Gründen:

Zunächst erbringt der Notar auch
bei der GmbH eine vorgeschaltete
Rechtskontrolle und entlastet damit
zum einen das Handelsregister, zum
anderen werden im Interesse der Ge-
sellschafter Zeitverzögerungen durch
mögliche Zurückweisungen der Han-
delsregisteranmeldung vermieden.
Hinzu kommt ein weiterer Aspekt: Der
Notar ist gehalten, im Interesse aller
GmbH-Gründer zu handeln, d. h. er
soll auf einen ausgewogenen und da-
mit möglichst richtigen Vertrag hinwir-
ken und damit zur Vertragsgerechtig-
keit beitragen. Dies ist grundsätzlich
ein legitimes Ziel.

Zu überlegen wäre allerdings, ob
auf die Zuziehung des Notars ver-
zichtet werden kann, wenn eine Ein-
personengesellschaft errichtet wird
oder an der Gründung ausschließ-
lich Unternehmer i.S.v. § 14 BGB
beteiligt sind. Denn hier kommt einer
rechtlichen Betreuung durch den
Notar im Regelfall nur eine unter-
geordnete oder auch gar keine Be-
deutung zu.

Die Einbeziehung des Notars in die
Hauptversammlung der Aktiengesell-
schaft geht auf die Aktienrechtsnovel-
le von 1884 zurück. Die amtliche Be-
gründung verweist allerdings darauf,
dass die notarielle Beurkundung von
Beschlüssen der Aktionärsversamm-
lungen bereits der bislang praktizier-
ten Übung entsprach. Der Gesetz-
geber griff diese Praxis auf und ver-

wies insbesondere darauf, dass durch
die notarielle Beurkundung ein ver-
stärktes Maß an rechtmäßigen Be-
schlüssen gesichert werde. Eine sol-
che rechtmäßige Beschlussfassung
sei im Interesse der Verwaltung, der
Aktionäre und auch im öffentlichen
Interesse.

Ausländische Rechtsordnungen
kennen eine solche weitreichende
Pflicht zur notariellen Beurkundung
von Hauptversammlungsbeschlüssen
teilweise nicht. Dennoch hat sich die
Rechtslage ohne jeden Zweifel be-
währt. Ohne die Hinzuziehung erfah-
rener Notare würde das Risiko be-
gründeter Anfechtungsklagen deut-
lich erhöht. Insbesondere wären um-
fangreiche Streitigkeiten über die
Richtigkeit des Protokolls vorpro-
grammiert. Aus diesen Gründen
möchte ich auch die halbherzige Re-
gelung in Frage stellen, die der Ge-
setzgeber im Jahre 1994 für kleine
Aktiengesellschaften eingeführt hat.
Das Nebeneinander von notariell be-
urkundeten Beschlüssen und Be-
schlüssen, die vom Versammlungslei-
ter protokolliert werden, trägt keines-
falls zur besseren Transparenz bei
und ist vor allem unter Kosten-
gesichtspunkten – das war in der
Reform das Hauptargument – nicht
überzeugend.

Deutlich komplizierter als die
Neugründung einer Aktiengesell-
schaft oder einer GmbH sind Unter-
nehmensumwandlungen. Der Ge-
setzgeber hat im Rahmen des Um-
wandlungsgesetzes von 1995 dem
Notar hier ganz bewusst eine rechtli-
che Begleitung zugewiesen, und zwar
teilweise doppelt: So ist etwa einer-
seits der Verschmelzungsvertrag, an-
dererseits auch der Zustimmungsbe-
schluss zu beurkunden. Die Kritik an
dieser Regelung stützt sich auf zwei
Gründe: Zum einen seien solche
Transaktionen in der Regel durch spe-
zialisierte Anwälte sachkundig vorbe-
reitet, und zum anderen verursache
die – eigentlich überflüssige – Beur-
kundung noch zusätzliche Notarge-
bühren. Letzteres Argument war ins-

besondere bei großen Transaktionen
sehr gewichtig und führte alsbald zu
einer deutlichen Begrenzung der Ge-
bühren.

Die generelle Ausschaltung des
Notars aus Umwandlungsvorgängen
überzeugt allerdings nicht: In zahl-
reichen Transaktionen spielen die
Interessen von Minderheitsgesell-
schaftern eine große Rolle; auch auf
die in den Kapitalschutzvorschriften
zum Ausdruck kommenden Interes-
sen der Gläubiger ist Rücksicht zu
nehmen. Die Hinzuziehung des
Notars verringert hier das Risiko, dass
diese Interessen von den in die
Transaktion eingeschalteten Anwälten
nicht hinreichend berücksichtigt
werden; auch hier ist daher die der
registergerichtlichen Prüfung vorge-
schaltete Rechtskontrolle durch den
Notar sinnvoll.

Ich komme nun zum letzten und
zugleich umstrittensten Teil meines
kurzen Beitrags: der Pflicht zur nota-
riellen Beurkundung des schuldrecht-
lichen Geschäfts wie des Verfügungs-
geschäfts bei der Abtretung von
GmbH-Anteilen. Im Unterschied zur
GmbH-Gründung war dieses Form-
erfordernis bereits im Entwurf des
Reichsjustizamtes vorgesehen. Es
sollte gewährleisten, „daß die An-
theilsrechte der neuen Gesellschaf-
ten nicht zu einem Gegenstande des
Handelsverkehrs werden”. Auch soll-
te dafür Sorge getragen werden, dass
„Zweifel und Unklarheiten über die
Thatsache der Übertragung nicht ent-
stehen können”. Der Gesetzgeber sah
in der Erschwerung der Anteilsabtre-
tung ein wichtiges Merkmal der Ab-
grenzung gegenüber der Aktienge-
sellschaft. Im Schrifttum wurde dies
später auch als Typenschutz bezeich-
net.

Speziell diese rechtspolitische In-
tention ist verstärkter Kritik ausgesetzt.
Mit gutem Grund hat indes auch der
Gesetzgeber der GmbH-Novelle von
1980 die damals massiv geforderte
Börsenzulassung von GmbH-Anteilen
abgelehnt. Die heute diskutierte Dere-
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gulierung des GmbH-Rechts wäre illu-
sorisch, wenn Aspekte des Anleger-
schutzes auch bei der GmbH eine Rol-
le spielen würden. Die GmbH ist und
bleibt die kleine geschlossene Kapital-
gesellschaft.

Würde ohne das Beurkundungs-
erfordernis ein außerbörslicher Han-
del mit GmbH-Anteilen entstehen?
Diese Annahme liegt fern, und daher
hat das Argument des historischen
Gesetzgebers insoweit heute keine
Überzeugungskraft mehr. Die Kritik
daran ist berechtigt. Nun findet sich
allerdings dieses zentrale Motiv für
die Formbedürftigkeit der Anteils-
abtretung nicht im Gesetzeswort-
laut. Und daher ist es bereits im
Rahmen der lex lata methodisch
ohne weiteres erlaubt, den Sinn
und Zweck der zwingenden notari-
ellen Beurkundung woanders zu
suchen.

Von den Befürwortern der Beur-
kundungspflicht werden daher auch
hier oftmals die Argumente der
Rechtssicherheit, der Richtigkeitsge-

währ und der Warnfunktion ins Feld
geführt. Diese Argumente sind zwar
nicht unzutreffend, doch im Vergleich
zur GmbH-Gründung weit weniger
gewichtig. Vor allem stellt sich die
Frage, ob Aufwand und Ertrag in
einem richtigen Verhältnis zueinander
stehen. Auch der Vergleich mit ande-
ren Gesellschaftsformen sowie mo-
dernen Finanzinstrumenten fällt zu
Ungunsten der GmbH aus: Warum
wird gerade der GmbH-Gesellschafter
bei der Abtretung seines Anteils be-
sonders geschützt ?

Hinzu kommt, dass in der Praxis
nicht unerhebliche Komplikationen
daraus entstehen, dass auch sämtli-
che Nebenabreden zu beurkunden
sind, was wiederum Zeit und Geld
kostet. Es spricht daher einiges dafür,
dass die Formbedürftigkeit der An-
teilsabtretung de lege ferenda ohne
weiteres aufgegeben werden könnte.
Dies gilt umso mehr, als künftig die
aktuelle Zusammensetzung des Ge-
sellschafterkreises aus dem Handels-
register ersichtlich sein wird. Doch ge-
rade ein weiterer Reformaspekt des

MoMiG erweckt Zweifel an der Rich-
tigkeit dieser Auffassung: Künftig soll
ein gutgläubiger Erwerb von GmbH-
Anteilen möglich sein, wenn der Ver-
äußerer drei Jahre lang unwider-
sprochen in der Gesellschafterliste
eingetragen ist. Dieser Umstand
könnte dafür sprechen, die Anteils-
übertragung nach wie vor im Bereich
der notariellen Beurkundung zu be-
lassen.

Vielleicht wäre folgender Kompro-
miss vorstellbar: Der schuldrechtliche
Teil – und damit auch sämtliche
Nebenabreden – werden künftig von
der Beurkundung ausgenommen,
formbedürftig bleibt allein noch die
Abtretung als solche. Damit wird
Rechtssicherheit hinsichtlich der Ge-
sellschafterstellung geschaffen; ist das
schuldrechtliche Geschäft aus irgend-
welchen Gründen unwirksam oder
wird es aufgrund von Leistungsstörun-
gen rückabgewickelt, so muss eben
eine Rückabtretung erfolgen. Ich stel-
le diesen Vorschlag gern zur Diskus-
sion und bin auf Ihre Reaktion ge-
spannt!
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Notar Dr. Oliver Vossius:

Herzlichen Dank, Herr Professor
Bayer. Sie sehen es läuft so wie im
richtigen Leben bei Gericht: es ist ein
ständiges Auf und Ab. Wichtig ist zum
einen der Aspekt, bei dem ich immer
an die Namen Max Planck, Heisenberg
und Schrödinger dachte, dass sich
nämlich der Gegenstand der Betrach-
tung mit dem Standpunkt des Be-
trachters ändert. Wir haben mehrere
Referate bekommen, die den Gegen-
stand von unterschiedlicher Seite be-
leuchtet haben und zu unterschied-
lichen Messergebnissen gekommen
sind, die alle irgendwie richtig sind. Wir
haben über Zwecke der Form disku-
tiert und da habe ich festgestellt, dass
Sie, Herr Dr. Vetter, den Zweck deut-
licher bei der Rechtssicherheit sehen,
die Notarkollegen naturgemäß deut-
licher auf Beratung Wert legen, wobei
Sie das für mich schöne Wort Neutral-
berater, also nicht Neutralreiniger
kreiert haben.

Wir haben von Herrn Wiedemann
eine Verteidigung des Vier-Augen-Prin-
zips gehört, der ich mich persönlich an-
schließen kann. Denn wir müssen uns,
glaube ich, auch warm anziehen bei ei-
ner Politik, die irgendwann sagen wird,
„warum sollen die nicht selbst eintra-
gen“. Wir sollten nicht vergessen, dass
das Handelregister in hohem Maße
nicht nur „Eintrager“, sondern eben
auch „Entscheider“ und damit „Richter“
ist.

Ich stelle mir nur den Registerrich-
ter bei der Prüfung einer Mustersat-
zung vor: Der Registerrichter blickt
jetzt schon in zwei Bildschirme und als
Drittes hat er dann das Bundesgesetz-
blatt mit der Verordnung über die Mus-
tersatzung liegen und dann kann er bei
dem, was dann eingereicht ist, unter
Berücksichtigung von Formatierung
und Logo des jeweiligen Unterneh-
mens dann Wort für Wort vergleichen,
ob das, was da vorgelegt worden ist,
der Mustersatzung entspricht.

Wir sind uns auf dem Podium
einig über die Rolle des Notars bei
der Gründung von Kapitalgesellschaf-
ten und bei Umwandlungsvorgängen.
Unterschiedliche Auffassungen be-
stehen dagegen zu § 15 GmbHG.
Mich hat bei den Kommentierungen
zu § 15 GmbHG immer gestört, dass
diese hinsichtlich des Umfanges des
Beurkundungserfordernisses jeweils
von der Palandt-Kommentierung zu
§ 311b BGB, früher § 313 BGB, inspi-
riert waren, ohne die eigentlichen
spezifischen und auch abweichenden
Formzwecke des GmbHG zu durch-

denken. Wenn man einmal die Frage
stellt, was ist denn eigentlich schuld-
rechtliche Geschäft einer Abtretung,
dann kommt man doch ins Grübeln,
wenn ein Weltkonzern eine umfang-
reiche Transaktion vornimmt und
zufällig befindet sich im Anhang
D.327 bei den zu übertragenden
Wirtschaftsgütern der Anteil einer
25.000-Euro-GmbH. Soll dann die
gesamte Transaktion nach § 15
GmbHG beurkundungspflichtig wer-
den?

Über das Thema Anlagen, die mit-
beurkundet werden müssen, werden
wir sicher noch weiter diskutieren.
Daher jetzt Feuer frei für die Diskus-
sion.

Rechtsanwalt und
Notar Ulrich Schäfer:

Drei Anmerkungen. Erstens zu
Herrn Dr. Vetters einleitender Bemer-
kung. Wir alle wissen, dass es bei der
Beteiligung internationaler Gesell-
schaften trotz großer und größter Ver-
träge gewisse Unverträglichkeiten mit
unserem System der Rechtsordnung
gibt. Das beschränkt sich aber nicht
nur auf den Bereich der Notare, das
gilt für auch das gesamte Vertrags-
recht. Daraus abzuleiten, dass das ge-
samte Beurkundungsverfahren Ände-

rungsbedarf hat, das wäre vergleichbar
mit der Forderung, die da lautet, wer
regelmäßig Grundschulden bestellt,
der weiß über alles Bescheid, warum
die notarielle Form? Wegen vielleicht
bestenfalls 1% aller relevanten Unter-
nehmenskaufverträge die Beurkun-
dungsbedürftigkeit für die restlichen
99% in Frage zu stellen, das geht am
Thema vorbei.

Zweite Anmerkung zu § 15. Wir ha-
ben jetzt sowohl von Herrn Dr. Vetter,
als auch von Herrn Professor Bayer ge-
hört, den dinglichen Bereich in der Be-
urkundungsbedürftigkeit zu belassen,
dies für den schuldrechtlichen Bereich
aber abzulehnen. Alle Argumente ha-
ben etwas für sich. Nur gilt auch da,

Publikumsdiskussion zum Thema: Wie viel Notar braucht das Gesellschaftsrecht?

notar 1/2007 45

Notar Dr. Stefan Görk



notar intern

dass wir uns den Normalfall ansehen
müssen. Ich komme aus dem Bezirk
des OLG Hamm mit Großstädten und
sehr ländlichen Bereichen, es handelt
sich vielleicht nicht um ein Spiegelbild
der Bundesrepublik, aber sicherlich
auch nicht um einen Ausschnitt, der
unerheblich wäre. Hier im Bereich des
OLG Hamm spielt bei fast allen Ge-
schäftsanteilsabtretungen die Sicher-
stellung der Kaufpreiszahlung eine
Rolle. Wie machen wir das? Indem wir
sagen, die Abtretung ist aufschiebend
bedingt durch die Zahlung des Kauf-
preises. Bei der Hälfte der Fälle sind
Geschäftsanteile aber nur zum Teil
eingezahlt, es werden daher Verbind-
lichkeiten auf Resteinzahlung vom
Erwerber übernommen. All das sind
praktische Dinge, die dafür sprechen,
schuldrechtliches Geschäft und ding-
liche Abtretung einheitlich zu behan-
deln und es damit bei der notariellen
Form zu belassen. Ich kann nur al-
len davon abraten, lediglich das ding-
liche Geschäft zu beurkunden, was ja
durchaus wegen der Heilungswirkung
auch heute vorkommt. Was passiert
denn dann, wenn schuldrechtliche
Vorgaben nicht erfüllt werden? Haf-
tungsmäßig ist dann keineswegs
sichergestellt, dass durch die Be-
urkundung des dinglichen Geschäfts
bei Nichterfüllung des schuldrecht-
lichen Bereichs nur die Rückabwick-
lung bleibt, sondern was dann ist, ist
sicherlich interessant und würde im
Revisionsverfahren in Karlsruhe ge-
klärt werden müssen. Ich meine, das
ist ein Argument für die Beurkun-
dungsbedürftigkeit des schuldrecht-
lichen Geschäfts, das sicherlich aus
Sicht der Praxis beachtlich ist. Die letz-
te Anmerkung spare ich mir, das wäre
zu lang. Danke!

Rechtsanwalt und Notar
Dr. Rolf Gaupp:

Zunächst zur Heilungswirkung der
Abtretung: Hinsichtlich des Grund-
geschäfts kann es möglicherweise zu
dem unerwarteten Nebeneffekt füh-
ren, dass das Gesamtgeflecht aller im
Vorfeld getroffenen schriftlichen Ver-
einbarungen durch diese Heilungswir-

kung in Kraft gesetzt würde. Ein Punkt,
der nachdenklich stimmt. Ich sehe als
Praktiker hier eine Gefahr.

Der zweite, vielleicht noch wichti-
gere Punkt, bei dem ein gewisser Klä-
rungsbedarf besteht, ist die bisher
nicht erwähnte GmbH & Co. KG. Ich
hatte vor einigen Monaten den Fall
einer typischen GmbH & Co. KG mit
einer kleinen und geringfügigen Kom-
plementärbeteiligung und einem gro-
ßen KG-Anteil. In Zahlen: € 5.000,00
für die Übertragung eines Geschäfts-
anteils und 30 Millionen Euro für
die KG-Beteiligung. Das Konzept der
für die Transaktion zuständigen Groß-
kanzlei sah ausschließlich die Beur-
kundung der dinglichen GmbH-An-
teilsabtretung vor. Dabei wird mir als
Praktiker unwohl, wenn ich mit einer
5.000,00 Euro GmbH-Anteilsübertra-
gung das Grundgeschäft über die
Übertragung eines 30-Millionen-KG-
Anteils rechtswirksam mache. Ich
möchte nur deutlich machen: Es gibt
auch aus Sicht der Praxis Fälle, in de-
nen Rechtsunsicherheit besteht, die
wie auch immer für die Zukunft be-
seitigt werden sollte.

Notar Dr. Felix Odersky:

Der Deutsche Notarverein hat in
Zusammenarbeit mit der Bundes-
notarkammer eine Studie erstellt, die
die Nichtnotare im Raum vielleicht
nicht kennen, woraus sich auch die
Prozentzahlen der Anteilsabtretungen
ergeben. Diese durchaus repräsen-
tative Studie ergibt, dass gerade mal
2% der Anteilsabtretungen einen Ge-
schäftswert von einer Million Euro er-
reichen. Und da sind wir noch lange
nicht bei den ganz großen Unterneh-
menskaufverträgen. Also wir reden bei
den Unternehmenskaufverträgen über
einen äußerst kleinen Teil der Ge-
schäftsanteilsübertragungen; in der
Praxis überwiegt die Kombination
eines ganz normalen schuldrecht-
lichen und dinglichen Geschäfts, wo-
bei wir beachten müssen, dass die Ab-
tretung, wie der Kollege sagte, fast im-
mer bedingt ist, außer bei den wirklich
ganz banalen Geschäften, wo wir

ohnehin den einen Euro als Kaufpreis
haben. Mir ist nicht bekannt, wie man
eine bedingte Abtretung beurkunden
sollte, ohne Kenntnis von dem schuld-
rechtlichen Grundgeschäft zu haben.
Worüber wir uns meiner Meinung
nach unterhalten sollten, ist der Um-
fang der Beurkundungserfordernisse,
sowohl in wissenschaftlicher Sicht als
auch vielleicht im Hinblick auf eine
Änderung des Beurkundungsgesetzes
bei den Anteilsübertragungen.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Es ist angesprochen worden, dass
in Anteilsübertragungsverträgen häu-
fig mit Bedingungen gearbeitet wird.
Dabei wird auch häufig die Möglich-
keit vorgesehen, einseitig auf Bedin-
gungen verzichten zu können. Solch
einseitige Verzichte auf Bedingungen
sind durchaus Usus und ich finde ent-
sprechende Vertragsklauseln auch
sehr praktisch, weil sie einem als No-
tar, wenn man Closing Conditions
feststellen muss, das Leben sehr stark
erleichtern. Es genügt dann, einfach
eine Erklärung zu bekommen, dass
auf eine bestimmte Bedingung ver-
zichtet wird. Das wird an Bedeutung
gewinnen in der Vertragsgestaltung,
wenn man als Notar die Liste erstel-
len muss, an die der gutgläubige Er-
werb anknüpft.

Aber ich würde jetzt gern zunächst
Herrn Professor Bayer und dann Ihnen
Herrn Dr. Vetter Gelegenheit zur Replik
geben.

Professor Dr. Walter Bayer:

Vielen Dank. Es war natürlich zu er-
warten, dass zu § 15 Abs. 3 und 4 die
meisten Wortmeldungen kommen,
und natürlich haben Sie alle Recht mit
dem, was Sie gesagt haben.

Ich bin ausgegangen von der BGH-
Rechtsprechung zur umfassenden und
sehr weitgehenden Beurkundungs-
pflicht im Rahmen des § 15 GmbHG.
Ich habe diese Rechtsprechung gegen
manche Kritik verteidigt, das können
Sie im Lutter/Hommelhoff gern nach-
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lesen. Diese Rechtsprechung ist zu-
nächst von Ihnen zur Kenntnis zu neh-
men und natürlich umzusetzen. Ich
stimme zu, dass es da Schwierigkeiten
gibt, aber es wird nun einmal diese
umfassende Beurkundung verlangt.
Dies führt in der Praxis in der Tat ent-
weder zu ganz großem Aufwand oder
zu Rechtsunsicherheit, wie der von
einem Vorredner erwähnte GmbH &
Co. KG-Fall zeigt. Es stellt sich immer
die Frage, was ist zu beurkunden, was
kann weggelassen werden. Jetzt kann
man natürlich sagen, mit der Zeit wird
sich das einspielen. Herr Dr. Vetter und
ich möchten darauf nicht vertrauen.
Wir haben einen anderen Weg ge-
wählt. Wenn wir noch etwas retten
wollen vom § 15 GmbHG, bevor er
vielleicht ganz wegfällt, dann doch je-
denfalls das dingliche Geschäft, damit
über den Gesellschafterkreis Einigkeit
besteht. Und wenn da der Notar über
die Beurkundung eine Richtigkeits-
gewähr übernimmt, dann ist die ding-
liche Situation zumindest geklärt. Wie
man dann die Verknüpfung zwischen
dem nicht beurkundeten schuldrecht-
lichen und dem beurkundeten ding-
lichen Geschäft herstellt, das müsste
man dann überlegen, wenn eine sol-
che gesetzgeberische Lösung käme.
Ich denke, dass gerade Ihr Berufsstand
dazu auch kreativ beitragen könnte.
Ich hätte da nicht so große Probleme
und sehe auch keine unüberwindba-
ren Schwierigkeiten. Es stimmt natür-
lich, dass die restliche Stammeinlage
manchmal vom Erwerber übernom-
men wird, aber ich denke, auch das
ließe sich in den Griff bekommen. Ein
Problem entfiele allerdings: Zukünftig
würde es bei der Beurkundung des
dinglichen Geschäfts nicht mehr um
die Heilung des nichtbeurkundeten
Grundgeschäfts gehen. Das wäre nach
unserem Vorschlag künftig kein Thema
mehr.

Sie, Herr Dr. Vossius, haben noch
einmal auf die Zwecke der Beurkun-
dungsform abgestellt. Natürlich sind
die Formzwecke nicht die Gleichen,
wie bei Grundstücksübertragungen.
Aber ich möchte noch einmal darauf
hinweisen, dass sich hier die Sicht-

weise im Laufe der Jahre verändert
hat. Der historische Gesetzgeber hat
ganz enge Zwecke vor Augen gehabt.
Ich habe zwei hier zitiert, das sind die
beiden einzigen, die in der Begrün-
dung stehen, nämlich die Verhinde-
rung des späteren Handels mit GmbH-
Anteilen und die Gewährleistung von
Rechtssicherheit. Beratung der Gesell-
schafter, Warnfunktion und ähnliche
Dinge sind nicht im Sinne des histori-
schen Gesetzgebers gewesen. Die Ge-
sellschafter sollten sich wirklich frei
und als Unternehmer an einer GmbH
beteiligen, denken Sie an die hohe
Stammeinlage, die damals erforderlich
war. Das war nicht der kleine Hand-
werker um die Ecke. Die damaligen
Gründer einer Kapitalgesellschaft soll-
ten sich schon selbst darüber im Kla-
ren sein, was erforderlich ist.

Der Zweck hat sich verändert, aber
natürlich die GmbH auch. Weil es heu-
te eben auch die ganz kleine GmbH
gibt, hat der Notar eine sinnvolle
Funktion. Die Frage ist nur, müssen wir
dies bei der Anteilsabtretung zwin-
gend vorschreiben. Der Gesellschafter
kann ja zum Notar gehen; er sollte
vielleicht auch zum Notar gehen,
denn wir haben ja gehört, dass es
beim Notar sogar kostengünstiger
sein kann, als wenn er zum Rechtsan-
walt ginge. Es wird ihm ja nicht ver-
boten. Also warum soll gerade die An-
teilsabtretung beurkundet werden
und andere Geschäfte nicht? Es gibt
viele andere Geschäfte, die wirt-
schaftlich bedeutender sind. Etwa
wenn ich einen KG-Anteil übertrage.
Das kann ich formfrei tun. Das passt
nicht ganz zusammen, deswegen
mein Kompromissvorschlag.

Rechtsanwalt Dr. Jochen Vetter:

Für mich ist es natürlich jetzt recht
einfach, an die Ausführungen von
Herrn Professor Bayer anzuknüpfen,
weil ich nach wie vor der Meinung bin,
dass Herr Professor Bayer Recht hat,
wenn er bei der Beurkundungspflicht
zwischen schuldrechtlichem und ding-
lichem Geschäft unterscheiden möch-
te. Zur Frage des bedingten Geschäfts,

das in der Tat in der Praxis häufig vor-
kommt: Wenn die dingliche Abtretung
bedingt ist, dann gehört die Bedingung
selbstverständlich zum dinglichen Ge-
schäft und muss mit beurkundet wer-
den. Was zur Bedingung gemacht wird
und wovon die Wirksamkeit der ding-
lichen Abtretung abhängt, ist dann
auch nach meinem Konzept nach wie
vor beurkundungsbedürftig. Herr Dr.
Gaupp hat das Beispiel von der GmbH
& Co. KG mit der kleinen Mini-GmbH
als Komplementärin und der riesen-
großen KG dahinter vorgetragen. Hier
mag es in der Tat verwundern, dass die
Heilung der GmbH-Anteilsübertragung
dieses große wichtige Geschäft des
Kommanditanteilskaufs wirksam wer-
den lässt. Die Frage ist nur, welche
Konsequenzen zieht man daraus? Was
ist das Ungewöhnliche? Dass das Ge-
samtgeschäft durch die Heilung des
GmbH-Anteilskaufs insgesamt wirk-
sam wird oder dass bei einem solchen
Geschäft der Verkauf des GmbH-
Anteils an dieser im Vergleich zur Ge-
samttransaktion unwichtigen GmbH
beurkundungsbedürftig ist? Ich würde
das als Beispiel dafür ansehen, dass
das System im Augenblick eben nicht
ganz stimmig ist.

Zu Herrn Schäfer und der angeb-
lichen Inkompatibilität des deutschen
Gesellschaftsrechts: Ich bin da gar
nicht so pessimistisch. Ich habe den
Eindruck, wir haben ein recht gut funk-
tionierendes Gesellschaftsrecht, das
sich auch in internationale Transaktio-
nen weitgehend problemlos integrie-
ren lässt. Allerdings haben wir einige
Besonderheiten, teilweise im mate-
riellen Recht, aber eben gerade auch
im Hinblick auf die Beurkundung, die
immer wieder gerade gegenüber aus-
ländischen Mandanten erläuterungs-
bedürftig sind und die teilweise in der
Tat nicht recht begründbar sind. Ich
habe in der bisherigen Diskussion
eine überzeugende Rechtfertigung
vermisst, warum das schuldrechtliche
Geschäft beurkundungspflichtig sein
soll. Wohl alle Formzwecke lassen sich
doch auch dadurch erreichen, dass
nur das dingliche Geschäft der Beur-
kundungspflicht unterstellt wird.
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Zu Herrn Dr. Odersky: In der Tat, ist
es richtig, und ich gebe das auch ganz
offen zu, dass jeder von uns, und ich
vielleicht ganz besonders, nur ein sehr
beschränktes Bild der Wirklichkeit vor
Augen hat. Auf der anderen Seite
möchte ich auch davor warnen, das
Problem der Formbedürftigkeit des
Anteilskaufs dadurch zu relativieren,
dass es nur bei den wenigen großen
Transaktionen relevant werde. Die
großen Transaktionen, gerade auch
die mit internationalem Bezug, haben
eine erhebliche Ausstrahlungswir-
kung. Ich will jetzt nicht den Unter-
gang des Abendlandes im Gesell-
schaftsrecht in den Himmel malen,
aber wir haben ja insgesamt alle ein
Interesse daran, unser deutsches
Gesellschaftsrecht in die Zukunft zu
retten. Wir alle wollen auch in der
Zukunft lieber GmbHs betreuen, grün-
den und verkaufen, als englische oder
litauische Gesellschaften. In Brüssel
schaut man primär auf die großen
Transaktionen, und jedenfalls bei de-
nen ist die Beurkundungspflicht eines
der kritischen Themen. Auch die ne-
gativen Erfahrungen der Ausländer,
die über deutsches Gesellschaftsrecht
sprechen, stammen vornehmlich aus
diesen großen Transaktionen. Kritik-
punkte, die gerade von Ausländern
geäußert werden, sind die aus der Be-
urkundungspflicht folgende Schwer-
fälligkeit, der zusätzliche bürokrati-
sche Aufwand und die dadurch mög-
licherweise bedingten Verzögerungen
sowie die bei mittelgroßen Transak-
tionen in der Tat möglicherweise ins
Gewicht fallenden Kosten. Daher mei-
ne Empfehlung, die Bedeutung dieser
großen Transaktionen nicht zu unter-
schätzen.

Ganz zum Schluss noch eine kur-
ze Bemerkung zu Herrn Wachter. Ich
teile uneingeschränkt Ihre Ausführun-
gen, dass der deutsche Notar wirklich
kompetent, hervorragend ausgebildet
und der Nachwuchs handverlesen ist.
Sie als Notare erfüllen wichtige Auf-
gaben, sind kostengünstig und er-
bringen in der Beratung Leistungen,
die andere nicht erbringen können.
Nur würde ich daraus einen anderen

Schluss ziehen als Herr Wachter: Ge-
rade weil der Notar auch ohne gesetz-
liche Vorgaben wettbewerbsfähig ist,
müssen wir ihn nicht überall zwingend
vorschreiben. Ein Bereich, in dem ich
auf die zwingende Anordnung verzich-
ten möchte, ist dabei das schuldrecht-
liche Geschäft bei der GmbH-Anteils-
veräußerung.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Danke, bevor ich mit den Wort-
meldungen weitermache, nutze ich
das Privileg des Moderators für
eine Zwischenbemerkung, die be-
reits einen gewissen Ausblick auf das
Thema des morgigen Tages ermög-
lichen soll. Im Lichte einer Freigabe
von Rechtsdienstleistungen bedeutet
die Aufgabe eines Formerfordernisses
automatisch, dass Mitbewerber, die
die Dienstleistung nicht nur kosten-
günstig erbringen können, sondern
scheinbar umsonst, in den Vorder-
grund treten. Dann wird eben die An-
teilsabtretung in Zusammenhang mit
der nachfolgenden Testamentspla-
nung durch die Hausbank erstellt und
kostet angeblich überhaupt nichts,
weil alles in den Bankgebühren mit
einkalkuliert ist. Es ist ohnehin so,
dass man ein bisschen den Eindruck
haben kann, dass wir als Juristen
untereinander über den Markt des
§ 15 GmbHG streiten, mit den Steu-
erberatern als lachenden Dritten, die
natürlich diese Dinge mit erledigen
werden. Das sollte man vielleicht
nicht aus dem Auge verlieren, dass die
Aufgabe von Beurkundungserforder-
nissen automatisch dazu führt, dass
Mitbewerber in den Markt kommen,
denen das Interesse der Beteiligten
an einer tragfähigen Lösung nicht das
Primäre ist, sondern ihr eigenes
Geschäft. Das vielleicht als Hinweis,
bevor ich Sie jetzt, Herr Dr. Görk, um
Ihren Beitrag bitte.

Notar Dr. Stefan Görk:

Dankeschön. Zunächst ein paar
Worte zum Thema Kosten. Das ist
eben das Prinzip der Wertgebühr, das
der Kostenordnung zu Grunde liegt.

Aber man muss auch sehen, dass ge-
rade bei den großen Deals, von denen
Herr Dr. Vetter sprach, die Notarkosten
im Verhältnis zu den übrigen Trans-
aktionskosten nicht die entscheidende
Rolle spielen.

Wir haben bisher noch relativ
wenig über das MoMiG gesprochen.
Wenn der Entwurf des MoMiG tat-
sächlich Gesetz wird, werden wir
einen gutgläubigen Erwerb von Ge-
schäftsanteilen bekommen. Wenn wir
diesen gutgläubigen Erwerb haben
wollen, dann benötigen wir auch
sichere Rechtsgrundlagen für den gut-
gläubigen Erwerb und das beinhaltet
eine Beurkundung sowohl des schuld-
rechtlichen als auch des dinglichen
Geschäfts. Wir haben schon über
Bedingungen gesprochen. Man kann
lange darüber streiten, wann denn
nun eine Bedingung zum schuld-
rechtlichen, wann zum dinglichen und
wann vielleicht zu beiden Geschäften
gehört. Dann gibt es möglicherweise
ein Problem mit dem Durchschlagen
von Unwirksamkeitsgründen vom
schuldrechtlichen auf das dingliche
Geschäft und ähnliche Dinge. Das
sind alles Probleme, die wir uns bei
einem Verzicht auf die notarielle Be-
urkundung des schuldrechtlichen Ge-
schäfts einhandeln würden und die zu
einer sicheren Rechtsgrundlage für
den gutgläubigen Erwerb nicht beitra-
gen würden. Zur derzeitigen Hei-
lungswirkung des dinglichen Ge-
schäfts möchte ich anmerken, dass
das Laisser-faire im Umgang mit der
Heilungswirkung und die Bestrebun-
gen, das schuldrechtliche Geschäft
bei der Beurkundung zurückzudrän-
gen, auch wenig zur Rechtssicherheit
beitragen. Vielleicht sollte man hier so
etwas wie einen § 925a BGB instal-
lieren, dass wir das dingliche Geschäft
nur machen dürfen, wenn wir auch
das schuldrechtliche Geschäft auf den
Tisch bekommen. So könnte man die
Rechtssicherheit erhöhen, die wir
brauchen, um demnächst eine nota-
riell bestätigte Gesellschafterliste ma-
chen zu können, woran dann wiede-
rum der gutgläubige Erwerb anknüpft.
Aus Rechtssicherheitsgesichtspunk-
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ten müsste man also nicht den Vor-
schlägen von Dr. Vetter und Professor
Bayer folgen, sondern eigentlich ge-
nau den umgekehrten Weg einschla-
gen.

Im MoMiG standen unter dem
Gesichtspunkt „Mi“ von Seiten der
Justizverwaltungen verschiedene The-
men im Vordergrund. Ich erinnere an
die Bekämpfung von Unternehmens-
bestattungen, das Thema Mantelver-
käufe und wirtschaftliche Neugrün-
dungen. Eine effektive Missbrauchs-
bekämpfung lässt sich hier nur reali-
sieren, wenn auch das schuldrecht-
liche Geschäft auf den Tisch kommt,
denn ansonsten kann man nämlich
nicht sehen, was genau faktisch hinter
dem zu beurkundenden Geschäft
steckt. Verzichtet man auf die Beur-
kundung des schuldrechtlichen Teils,
würde man das MoMiG auf das Mo
beschränken und das Mi würde unter
den Tisch fallen.

Rechtsanwalt und
Notar Peter Bohnenkamp:

Ein Hinweis aus der Praxis: Sie
haben, Herr Dr. Vetter, in der Einlei-
tung schon einen Hinweis gegeben
auf eine Frage, die in der Praxis immer
wieder vorkommt. Muss das alles be-
urkundet werden? Es geht um diese
Lästigkeit, die die Mandanten empfin-
den, wenn wir seitenlang vorlesen. Ich
will mich über die von Ihnen erwähn-
ten 35 Aktenordner nicht äußern, aber
ich kann aus der Praxis heraus sagen:
Wahrscheinlich hätte es ein halber
auch getan. Ich will Ihnen aber nicht
zu nahe treten. Ich will an dieser Stel-
le die Frage stellen, ob man nicht viel-
leicht die Diskussion an der falschen
Stelle ansetzt und hier das Kind mit
dem Bade ausschüttet. Ich möchte
den Hinweis geben auf § 13a BeurkG.
Dort haben wir eine Regelung, dass
wir viele Dinge, die wir früher vorlesen
mussten, nicht mehr vorlesen müs-
sen, und wer in der Zeit vor dem § 13a
BeurkG beurkundet hat, der weiß sehr
wohl, welches Leid damit verbunden
war, dass man seitenlang Bilanzen
vorgelesen hat. Das ist das, was es

vielleicht in der Praxis erleichtert, es
muss nicht mit beurkundet werden, es
müssen nicht drei oder gar zehn
Seiten Text von Verschwiegenheitsver-
einbarungen vorgelesen werden. Das
kann man durch eine Ergänzung des
§ 14a BeurkG sehr wohl regeln. Es
geht also um eine Modernisierung des
Beurkundungsverfahrens, wenn man
den Beurkundungsvorgang auf das
Wesentliche konzentriert. Meines Er-
achtens reicht es absolut aus, wenn
man hier ansetzt. Ich denke, dass dies
in unsere heutige Diskussion hinein-
gehört, weil ich mir das in der Praxis
sehr gut, und zwar unter voller Ein-
haltung der Belehrungs- und der Be-
ratungsfunktion des Notars, vorstellen
kann.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Wir haben jetzt Herrn Dr. Wolf-
steiner und hier noch zwei Wort-
meldungen. Ich bitte, die Ausführun-
gen kurz zu fassen, damit ich nicht
über Redezeitbeschränkungen nach
dem Aktiengesetz nachdenken muss.
Das Podium möchte ich im Anschluss
dann noch zu abschließenden Kurz-
statements auffordern.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Ich möchte zu den internationalen
Argumenten erwidern. Erstens: Die
angelsächsischen Formen des Unter-
nehmenskaufs sind kein Jota weniger
aufwändig als die deutsche Beurkun-
dungspraxis. Was da an Aufwand im
Hinblick auf den Geschäftsschluss, ein
späteres Closing etc. betrieben wird,
auch an hohem bürokratischen Auf-
wand, ist durchaus mehr als ver-
gleichbar mit unseren Anforderungen.
Und wenn ich meine eigenen Erfah-
rungen zugrunde lege, habe ich noch
keinen amerikanischen Unternehmer
gesehen, der sich über die Beurkun-
dung beschwert hätte. Meiner Erfah-
rung nach sind es die deutschen An-
wälte, die sich beschweren. Ich selbst
habe z. B. einmal das erfreuliche Er-
lebnis gehabt, dass nach einer vier-
zehn- oder sechszehnstündigen Beur-
kundung ein Vertrag unterschrieben

worden ist und sechs Wochen später
ist mir aus Amerika ein großes Paket
zugegangen, und in diesem Paket war
der Vertrag mit allen Anlagen in Leder
gebunden. Der amerikanische Unter-
nehmer war so glücklich über den Ver-
tragsabschluss, dass er mir ein leder-
gebundenes Exemplar zur Verfügung
gestellt hatte. Das nur zur Abneigung
der internationalen Geschäftswelt ge-
gen die Beurkundung.

Rechtsanwalt und
Notar Karl-Heinz Rennert:

Wir diskutieren im Moment die
Frage der Beurkundungsbedürftigkeit
anhand von Extremfällen in den Be-
reichen, in denen es letztlich nur
noch um die Frage des Verlesens
geht. Das ist meiner Meinung nach
nicht das Kernfeld unserer Tätigkeit,
nämlich belehren, beraten und dann
verlesen. Deswegen glaube ich, kön-
nen wir diese Fälle durchaus verlas-
sen und mit Herrn Schäfer weiter
überlegen, was wir in der Breite un-
serer Tätigkeit und im Hinblick auf
den Mittelstand wirklich machen. Sie
hatten Herrn Wachter eben als Ver-
teidiger bezeichnet. Er hat seine Rol-
le hervorragend ausgefüllt. Er hat sich
ganz typisch für einen Verteidiger ver-
halten. Er hat nämlich nicht geschil-
dert, was ist, sondern was hätte sein
sollen.

Es ist nämlich leider nicht so, dass
wir vom Mittelstand als der berufene
Berater in diesen Fragen zur Kenntnis
genommen werden, sondern wir wer-
den häufig erst sehr spät in diese Sa-
chen mit einbezogen. Ich entnehme
Ihren Bemerkungen, Herr Dr. Vossius,
dass sich auch der Rechtsberatungs-
markt verändern wird. Wir werden also
in stärkerem Maße mit anderen
rechtsberatenden Berufen in Kon-
kurrenz treten; mit Steuerberatern,
Rechtsanwälten usw. Wichtig ist aber
– wie Sie auch geschildert haben –
dass wir unsere Leistung am Markt
richtig darstellen, aber in dem Punkt
sind wir im Moment doch noch auf
uns selbst angewiesen, denn die Be-
ratung eines Rechtsanwaltes, z. B.
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beim Testament, umfasst ja nicht den
Hinweis an den Mandanten, dass er
beim Notar weniger bezahlen würde.
Also bleibt uns doch nur übrig, uns
selbst darum zu kümmern, unsere
Praxis richtig darzustellen. Das Stich-
wort auf neudeutsch lautet Marketing.
Wenn wir uns weiterhin Fesseln an-
legen und in der Öffentlichkeit über
unseren Berufsstand nicht reden kön-
nen, weil immer die Frage der Kon-
kurrenz eine Rolle spielt, haben wir
grundsätzlich ein Problem und wer-
den wir in Zukunft noch ein viel grö-
ßeres Problem bekommen, weil ande-
re Marktteilnehmer immer intensiver
an den Markt herantreten werden.
Deswegen werden wir sicherlich über-
legen müssen, was wir tun, um unse-
re Position richtig darzustellen, denn
wir liefern Gutes und kostengünstige
Arbeit von der Beratung und Beleh-
rung bis zur späteren Verlesung, die
auch mal etwas länger dauern kann.
Ich kann daher nur anregen, über mei-
nen Punkt einmal nachzudenken und
zu überlegen, wie wir unsere Notar-
ordnung den neuen Marktgegeben-
heiten anpassen können. Tue Gutes
und rede darüber!

RiLG Klaus Lerch:

Wie Sie wissen, beschäftige ich
mich seit Jahren mit dem Berufsrecht
der Notare. Hier wurde die Frage nach
§ 13 BeurkG, nämlich der Vorle-
sungspflicht, aufgeworfen. Dies ist in
der Tat ein Problem, was aber der Ge-
setzgeber lösen muss. Braucht man
wirklich die uneingeschränkte Vorle-
sungspflicht des Notars? Man sollte
doch einmal über den Tellerrand der
eigenen Nation schauen. Wir haben
in Holland und in der Schweiz Mo-
delle, und die fahren doch offenbar
ganz gut damit. In Holland z. B. liest
der Notar nur noch die wesentlichen
Teile des Vertragstextes vor. Das
scheint mir sinnvoller zu sein, als
sinnlos 36 Seiten vorzulesen, wo je-
der weiß, dass bereits bei der Seite
10 einer der Vertragsbeteiligten weg-
geschlafen ist. Weiter handelt es sich
auf der internationalen Ebene um ein
rechtskulturelles Problem. Wir haben

hier die Position des römischen
Rechts, der die Position des angloa-
merikanischen Rechts gegenüber
steht. Darauf fokussiert sich das Gan-
ze. Das römische Recht kommt weit-
gehend ohne Regelungen aus, weil
vieles im Gesetz geregelt ist. Der
Amerikaner ist es gewohnt über jede
Einzelheit im Vertrag eine Regelung
zu treffen, weil er die Regelung durch
das Gesetz nicht kennt. Deswegen ist
natürlich die Gefahr bei großen Trans-
aktionen mit internationaler Beteili-
gung besonders groß, enorm viel zu
regeln.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Ich bitte um Verständnis, wenn ich
die Rednerliste jetzt schließe. Ich
möchte die verbleibende Zeit nutzen,
um unseren Referenten die Gelegen-
heit für ein Schlusswort zu geben.
Thomas Wachter, ich würde vorschla-
gen, Du machst den Anfang.

Notar Thomas Wachter:

Es ist ganz interessant festzustel-
len, dass bei dem Thema „Wie viel
Notar braucht das Gesellschaft?“ sich
die Debatte doch stark auf das
GmbH-Recht und dort insbesondere
auf den § 15 GmbHG konzentriert
hat. Ich habe das Thema bewusst
etwas weiter verstanden, weil das
GmbH-Recht natürlich eine große
Rolle spielt, aktuell aufgrund des Ent-
wurfs des MoMiG und natürlich auch
in der notariellen Praxis, aber das war
nicht das eigentliche Thema. Ich den-
ke, daraus kann man umgekehrt ab-
leiten, dass es in den anderen Berei-
chen um die notarielle Mitwirkung im
Gesellschaftsrecht nicht so schlecht
stehen kann. Dies gilt offensichtlich
für die Gründungsphase, was ja in der
Diskussion in den vergangenen Jah-
ren durchaus auch anders gesehen
wurde. Hier besteht also offensicht-
lich ein großer Konsens über die Mit-
wirkung eines Notars. Das Thema
Mustersatzung wurde heute allenfalls
am Rande einmal angesprochen; dies
scheint also auch kein Thema zu sein,
wo es Bedarf für eine Änderung gibt.

Das bestehende System hat sich hier
offensichtlich ganz gut bewährt.

Ein zweiter Gesichtspunkt, der an-
gesprochen wurde, betrifft die Frage
des Umfangs der Beurkundung. Da
besteht natürlich möglicherweise in
der Tat ein gewisser Handlungsbedarf
im Einzelfall. In diesem Zusammen-
hang möchte ich ergänzend auf einen
noch nicht angesprochenen Aspekt
des Themas GmbH & Co. KG zu spre-
chen kommen. Wir haben in der Dis-
kussion gehört, dass es hier einen
großen Graubereich gibt. In diesem
Graubereich stelle ich eine gewisse
Diskrepanz zwischen Theorie und
Praxis fest. Wenn Sie die typische
GmbH & Co. KG nehmen, finden Sie
in jedem besseren KG-Vertrag Ver-
zahnungsklauseln. Wenn der KG-An-
teil abgetreten wird, dann muss auch
der GmbH-Anteil abgetreten werden.
Und Sie können überall wunderbar
nachlesen, dass diese Verzahnungs-
klauseln über eben jenen § 15 Abs. 4
GmbHG, so wie wir ihn im Moment
haben, zur Beurkundungspflicht des
gesamten Vertrages führen. Also so-
wohl die KG- als auch die GmbH-
Anteilsabtretung müssen beurkun-
det werden. Die Praxis ist aller-
dings außerordentlich unterschied-
lich, wenn ich das richtig beobachte
und in ganz vielen Fällen wird in der
Tat nur die GmbH, also der Komple-
mentär-Anteil, notariell übertragen,
während die KG privatschriftlich mit-
läuft. Man muss ja als Notar gar nicht
unbedingt wissen, dass es sich bei
der GmbH-Anteilsabtretung in Wahr-
heit um die Abtretung des Geschäfts-
anteils einer Komplementärin han-
delt. Da kann man sich natürlich auf
die Heilungswirkung berufen, obwohl
die Rechtsprechung diesbezüglich
doch sehr unsicher ist. Es fehlen wirk-
lich klare Entscheidungen, wie weit
die Heilungswirkung geht und unter
welchen Umständen sie genau ein-
greift. Trotzdem haben wir gerade bei
größeren Unternehmenskaufverträ-
gen noch Klärungsbedarf und hier
sollte man durchaus noch einmal
über den Umfang des Beurkundungs-
erfordernisses nachdenken.
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Ein dritter Punkt. Es wurde mehr-
fach das Thema angesprochen, wa-
rum die Gesellschaftsformen im Hin-
blick auf das Beurkundungserforder-
nis unterschiedlich behandelt werden
und natürlich stellt sich die Frage,
warum gerade bei der GmbH die
Anteilsübertragung beurkundet wer-
den soll, während es bei der GmbH &
Co. KG keiner so genau weiß und es
bei der normalen KG sicherlich kein
Beurkundungserfordernis gibt, genau
so wie bei der normalen Aktie. Und
natürlich wäre es kühn zu behaupten,
man müsste den anderen Weg gehen
und sagen, wenn ich das System
stimmig machen will, dann dehne ich
die Beurkundungspflicht auf alle Ge-
sellschaftsformen aus. Das wird es
mit Sicherheit nicht geben. Aber man
muss sich natürlich schon die Frage
stellen nach dem Zweck der Beur-
kundung. Zweck der Beurkundung ist,
jenseits der historischen Überlegun-
gen, im GmbH-Bereich eine gewisse
Beratung und Information sicherzu-
stellen. Das haben wir ja heute mehr-
fach gehört und da ist das GmbH-
Gesetz historisch durch das Beur-
kundungsgesetz überlagert worden.
Wenn es um Beratung und Belehrung
geht, muss man sich nur einmal an-
schauen, was in den letzten Jahren
gerade im Bereich des Kapitalmarktes
geschehen ist. Hier haben die Kapi-
talanleger sehr schlechte Erfahrungen
gemacht, auch mit Kapitalanlagebera-
tern. Da stellt sich natürlich schon die
Frage, ob hier der Schutz der Anleger
immer wirklich ausreichend ausge-
staltet wird. Ich habe jedenfalls mit
Interesse zur Kenntnis genommen,
dass die Rechtsprechung für diesen
Kapitalanlegerschutz neuerdings auf
§ 826 BGB zurückgreifen muss, wo
man in einem älteren Kommentar
nachlesen kann, dass es eine sitten-
widrige Schädigung heute angesichts
des allgemeinen Verfalls der Sitten
kaum mehr geben kann. Die Recht-
sprechung muss hier auf solche Not-
anker zurückgreifen, was die Frage
aufwirft, ob man nicht auch in diesen
Bereichen anstelle einer bloß nach-
folgenden Kontrolle vielleicht auch im
Vorfeld stärker berät und informiert.

Ich denke, dass das GmbH-Recht bis-
her mit der Kontrolle im Vorfeld ganz
gut gefahren ist.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Dankeschön. Ich war in der Dis-
kussion ein bisschen unbefriedigt, als
sich alle wie die Hyänen nur auf
den § 15 GmbHG gestürzt haben. Ein
Aspekt scheint mir zu kurz zu kom-
men, da wollte ich Sie Herr Wiede-
mann noch um Antwort bitten. Es geht
um einen wirklich zukunftsweisenden
Aspekt. Wird durch das elektronische
Handelsregister der Notar zum Nadel-
öhr, durch das das Kamel Rechts-
verkehr schlüpfen muss, um ins Han-
delsregister zu gelangen, und zwar in
allen Bereichen und wenn ja, ist das
gut so?

RiAG Klaus Wiedemann:

Also wir werden unser Bestes tun,
dass es nicht so kommt und dass das
Nadelöhr groß genug ist, dass alles
hindurchschlüpft. Im Moment haben
wir noch die Anfangsschwierigkeiten
und wir bemühen uns, jedenfalls in
Hamburg, dass auf kurzem Wege das
gegenseitige Verständnis für diese
Anfangsschwierigkeiten geweckt wird
und der Ablauf dann noch etwas
schneller vonstattengeht. Ich bin
eigentlich sehr erfreut, aber auch ein
bisschen verwundert, dass schon jetzt
so viele Daten von den Notaren kom-
men. Wir haben eigentlich mit weni-
ger gerechnet, weil die Notare ja nicht
gezwungen werden, die Strukturda-
ten mitzuliefern. Aber die Daten kom-
men trotzdem. Ich könnte mir vor-
stellen – diese Bitte ist aus der No-
tarschaft auch schon einmal geäußert
worden – dass wir im Gegenzug spä-
ter einmal dazu kommen können,
dass wir bei bestehenden Gesell-
schaften unsere Datensätze auch den
Notaren zur Verfügung stellen, damit
diese damit elektronisch weiterarbei-
ten können und nicht wieder alles
noch einmal von vorn abschreiben
müssen. Wir werden mal sehen, wie
das weiterläuft. Ich habe auch nicht
so furchtbar Angst, dass wir nun ent-

völkert werden und das Registerge-
richt von nun an nur noch ganz weni-
ge Mitarbeiter haben wird, denn das
MoMiG gibt zwar einige Erleichterun-
gen, aber auch einige zusätzliche Auf-
gaben für die Registergerichte. Dane-
ben gibt es vor allen Dingen auch viel
Klarheit und deswegen denke ich, bin
ich guten Mutes, dass es in die Bah-
nen kommt.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Ja, herzlichen Dank, aber jetzt sind
Sie, Herr Dr. Vetter, noch einmal ge-
fragt.

Rechtsanwalt Dr. Jochen Vetter:

Ich will das Thema § 15 GmbHG
nicht nochmals im Detail ansprechen.
Auf einen Widerspruch in der Argu-
mentation möchte ich allerdings hin-
weisen. Ich bin auch der Meinung,
dass der beabsichtigte gutgläubige Er-
werb ganz klar für die notarielle
Beurkundung der Geschäftsanteils-
übertragung spricht, allerdings aus
meiner Sicht eben nur des dinglichen
Geschäfts. Es war gesagt worden,
eigentlich müsste dann auch das
schuldrechtliche Geschäft beurkundet
werden. Fehler des schuldrechtlichen
Geschäfts könnten ja durchschlagen.
Diese Argumentation widerspricht je-
doch ein wenig dem Vorschlag, im
Hinblick auf die schuldrechtliche Be-
urkundung nur die wesentlichen Be-
standteile des schuldrechtlichen Ge-
schäfts zu beurkunden. Dies wäre aus
meiner Sicht zwar ein Fortschritt, aber
letztlich läuft das natürlich der ersten
Intention, etwaige auf das dingliche
Geschäft durchschlagende Mängel
von vornherein zu verhindern, zuwi-
der. Letztlich wäre dies doch eine
halbherzige Regelung. Für den Gut-
glaubensschutz reicht die dingliche
Beurkundung. Beim schuldrechtlichen
Geschäft meine ich, ein klarer Schnitt
durch Verzicht auf das Beurkundungs-
erfordernis wäre die bessere Lösung.

Eine Bemerkung zu Herrn Dr.
Wolfsteiner: Ich persönlich bin sehr
für die Beurkundung des Anteilskaufs,
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nämlich aus sehr egoistischen Grün-
den. Auch bin ich natürlich dankbar,
wenn der Notar bei Unternehmens-
kaufverträgen noch einmal darüber-
schaut. Bei jedem Fehler, der nicht
eine Minute nach, sondern vor der
Unterschrift gefunden wird, sind wir
Anwälte wahrscheinlich diejenigen,
die sich am meisten darüber freuen.
Wenn ich mich allerdings etwas zu-
rücknehme und auch die Interessen
sonstiger Beteiligter berücksichtige,
dann meine ich schon, dass die
Zwangsbeglückung der Rechtsanwen-
der in diesem Bereich nicht unbedingt
erforderlich ist. Es gibt Leute, die sind
schutzbedürftiger als GmbH-Anteils-
käufer.

Als letztes noch zu Herrn Rennert.
Es scheint mir ein sehr wichtiger
Punkt zu sein, dass die Notare ihr
Marketing verstärken. Ich bin ja ein
Außenstehender, der sich in der
Kostenordnung und den Interna der
Notare nicht so gut auskennt wie Sie
alle. Mein Eindruck ist, dass in der
Öffentlichkeit ein gewisses Vorurteil
gegenüber den Notaren und den
Notargebühren besteht. Ich selbst
habe lange Zeit ebenfalls völlig fal-
sche Vorstellungen darüber gehabt,
was beispielsweise eine Beurkun-
dung einer GmbH-Gründung kostet
und war erstaunt, dass dies bei einer
25.000-EUR-GmbH nur etwa EUR
130,00 sind. Das ist ein Betrag, für
den man diese Leistung nicht kosten-
deckend erbringen kann. Auch in
anderen Bereichen können Sie Ihre
Vorteile wirklich zu Markte tragen. Ich
glaube, ein Problem, mit dem Sie zu
kämpfen haben, ist Folgendes: So-
bald man den Rechtsanwendern vom
Staat von oben her oktroyiert – „man
muss zum Notar“ –, hat man leicht
mit einer gewissen Antipathie zu
rechnen. Sie hätten es möglicher-
weise leichter, wenn Sie am Markt
auftreten würden als einer, der eine
gute wertvolle Leistung anzubieten
hat, die auch zu marktgerechten Kon-
ditionen erbracht wird. Selbst in den
höherpreisigen Wertsegmenten lie-
gen die Notare jedenfalls heute von
den Kosten her meistens durchaus in

einem für die Rechtsanwender ak-
zeptablen Rahmen, sofern sich ihre
Tätigkeit nicht auf das bloße Vorlesen
von Dritten entworfener Dokumente
beschränkt.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Bevor ich Sie, Herr Professor
Bayer um das letzte Wort bitte, noch
eine kleine Zwischenbemerkung. Ich
habe den Hinweis von Herrn Dr.
Vetter wohl verstanden, ich bin auch
der Meinung: Halbschwanger geht
nicht, also Beurkundung light wäre
wohl der falsche Ansatz. Es ist sicher-
lich richtig, dass man durchaus darü-
ber nachdenken kann, welche Be-
standteile der notariellen Urkunde
wirklich notwendigerweise verlesen
werden müssen. Manche Dokumente
kann man vielleicht auch nur zu
Beweiszwecken beifügen; in anderen
Fällen genügt eine Inventarliste, an-
statt Hunderte von Versicherungsver-
trägen zu verlesen. Da kann man viel
tun, um den Umfang der Beurkun-
dung zu reduzieren. Wenn man das
schuldrechtliche Beurkundungserfor-
dernis aufgibt, dann muss man sich
klar sein, das dies die Art und Weise
einer Vertragsabwicklung und eines
Vollzuges gravierend verändern wür-
de. Dann käme man wohl zum an-
gelsächsischen signing und closing.
Dann müsste man in der Kaufpreissi-
cherung völlig neue Wege gehen, die
unter Umständen bei den Notaren
höhere Transaktionskosten auslösen
als das bisherige Modell. Aber jetzt
halte ich auch schon den Schnabel.

Professor Dr. Walter Bayer:

Danke. Ich habe das Problem,
dass eigentlich alles gesagt ist. Viel-
leicht ein kleines Ergebnisprotokoll:
Wir haben gesehen, und darüber
bestand sehr weitgehende Einigkeit,
dass der Notar im Gesellschaftsrecht
von Nutzen ist und ein weitreichen-
des Betätigungsfeld hat und auch zu-
künftig haben soll; wir hatten hier
über das Aktienrecht, das Umwand-
lungsrecht und alle Gründungsvor-
gänge von Kapitalgesellschaften ge-

sprochen. Auch hat sich keiner auf
dem Podium für Mustersatzungen bei
der GmbH-Gründung ausgespro-
chen. So habe auch ich mich in
der Diskussion letztlich auf den § 15
GmbHG konzentriert. Vielleicht des-
wegen, um den Notar im GmbH-Ge-
setz zu erhalten. Es gibt wirtschaft-
liche und politische Interessengrup-
pen, die das ändern wollen. Wenn der
Gesetzgeber nun reformieren will,
muss man ihm vielleicht auch etwas
anbieten, was er reformieren kann.
Und daher könnte man vielleicht bei
§ 15 GmbHG ansetzen. Vielleicht ist
das ein Opfer, das man bringen kann,
ohne dass das Gesamtsystem zu-
sammenfällt. Herr Dr. Vossius hat voll-
kommen Recht, dass die von mir vor-
geschlagene Änderung des § 15
GmbHG zu Veränderungen in der ver-
tragsgestaltenden Praxis führen wird.
Man wird aber, wenn man sich einmal
vertieft mit den Fragestellungen be-
schäftigt, auch Lösungswege finden.
Was die Öffentlichkeitsarbeit der
Notare angeht, sehe ich ebenfalls
noch Verbesserungspotential. Wenn
ich nicht zufällig dem Institut für
Notarrecht an der Universität Jena
verbunden wäre, hätte ich auch keine
richtigen Vorstellungen zu den ent-
stehenden Notarkosten. Sie bieten
eine gute Leistung zu angemessenen
Preisen, und die sollten sie ruhig
auch in der Öffentlichkeit vermitteln.
Danke schön!

Notar Dr. Oliver Vossius:

Einen ganz herzlichen Dank an
meine Referenten und herzlichen
Dank auch an die Diskussionsteilneh-
mer. Ich freue mich darauf, Sie morgen
alle wiederzusehen.
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Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Ich darf Sie ganz herzlich begrü-
ßen. Wir setzen unsere Tagung in
diesen etwas bescheideneren Räum-
lichkeiten fort. Gestern hat man uns
freundlicherweise den Vortritt gelas-
sen. Die Gewerkschaft ist heute et-
was vor uns anwesend gewesen, wie

sich das gehört. Wie Sie sehen, sind
wir in unserer Zeitplanung recht flexi-
bel, was uns ermöglicht, auf Herrn
Benneter zu warten, der gerade ein-
getroffen ist. Ich darf Sie in diesem
Kreis auch im Namen des Deutschen
Notarvereins sehr herzlich als Kolle-
gen begrüßen. Wir werden heute Vor-
mittag in der im Programm vorgese-

henen Weise vorgehen. Die Tagung
wird also nicht mehr unterbrochen,
und das Foyer steht zu unserer allei-
nigen Verfügung, so dass wir uns in
den Pausen ungestört unterhalten
können.

Ich darf nun Herrn Dr. Wolfsteiner
das Wort überlassen.

notar 1/2007

Drittes Podium: Die Berufsbilder im Wandel: neue
Herausforderungen durch das Rechtsdienstleistungsgesetz

Einführung durch den Ehrenpräsidenten des Deutschen Notarvereins Dr. Hans Wolfsteiner,
München

Guten Morgen, meine Damen
und Herren. Es freut mich, dass Sie
zu diesem nicht so beliebten Sams-
tagvormittag so zahlreich erschienen
sind. Das liegt natürlich, hoffe ich, an
meinem Podium, das prominent be-
setzt ist und den eigentlichen Anreiz
bietet.

Ich begrüße zu meiner Rechten
Herrn Rechtsanwalt und Notar Klaus
Uwe Benneter, Mitglied des Deut-
schen Bundestages, Mitglied des
Rechtsausschusses des Deutschen
Bundestages, in dem sich, wenn ich
recht verstanden habe, der Entwurf

eines RDG, mit dem wir uns heute be-
schäftigen werden, in wenigen Tagen
befinden wird. Sie, Herr Benneter, be-
finden sich in Doppelfunktion hier,
nämlich als Gesetzgeber einerseits
und als Kollege und damit auch als
Betroffener des RDG auf der anderen
Seite.

Die Exekutive ist heute vertreten
durch Herrn Ministerialrat Dr. Kurt
Franz, der das Referat leitet, in dem
dieser Gesetzentwurf, vorsichtig ge-
sagt, entworfen worden ist. Etwas
weniger vorsichtig kann man sagen,
Sie haben ihn geschrieben.

Herzlich willkommen, Herr Rechts-
anwalt Thomas Hund. Herr Hund ist
stellvertretender Hauptgeschäftsfüh-
rer der Bundessteuerberaterkammer,
die auch eine umfangreiche Stellung-
nahme abgegeben hat.

Zu meiner Linken begrüße ich
Herrn Notar Dr. Timm Starke, lang-
jähriger Hauptgeschäftsführer der
Bundesnotarkammer, jetzt Mitglied im
Berufsrechtsausschuss der Bundes-
notarkammer.

Und schließlich heiße ich Herrn
Rechtsanwalt Frank Johnigk herz-
lich willkommen. Herr Johnigk ist
Geschäftsführer der Bundesrechts-
anwaltskammer und damit gewisser-
maßen der Hauptbetroffene in die-
sem Kreis.

Wir wollen sogleich einsteigen. Ich
möchte vorher jedoch versuchen, we-
nigstens eine Frage zu beantworten.
Wir haben hier Vertreter verschiedener
rechtsberatender Berufe eingeladen.
Doch wieso interessiert sich eigentlich
der Notar für das RDG und damit für
ein Gesetz, in dem er außer in einer
marginalen Änderung der Bundes-
notarordnung überhaupt nicht vor-
kommt? Wenn man das RDG näher
betrachtet, stellt man fest, dass auch
die anderen rechtsberatenden eigent-
lich kaum darin vorkommen. In Wirk-

Rechtsanwalt Thomas Hund, Rechtsanwalt und Notar Klaus Uwe Benneter,
Notar Dr. Hans Wolfsteiner und MR Dr. Kurt Franz
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lichkeit, verzeihen Sie bitte, Herr Dr.
Franz, ist das RDG keineswegs ein
Gesetz, das die qualifizierte Rechts-
dienstleistung regelt, sondern es ist
ein Gesetz, das die unqualifizierte
Rechtsdienstleistung regelt. Eigentlich
müsste es heißen „Gesetz zur Rege-
lung der unqualifizierten Rechts-
dienstleistung“.

Diese Sichtweise erklärt, warum
auch die vordergründig kaum betrof-
fenen Notare das Vorhaben mit gro-
ßem Interesse verfolgen. Denn mit
unqualifizierter Rechtsdienstleistung
schlagen wir uns oft genug herum.
Lassen Sie mich das an einem Beispiel
veranschaulichen. Wenn ein Handwer-
ker zu mir kommt und eine Ein-Mann-
GmbH gründen möchte, kann das
Beratungsgespräch darüber, was eine
GmbH ist, wie er sich zu verhalten hat,
was für Vor- und Nachteile er hat, ein-
schließlich der Beurkundung unter
günstigen Umständen in einer halben
Stunde abgeschlossen sein. Wenn hin-
gegen ein armer Teufel kommt, dem
man eine Limited aufs Auge gedrückt
hat und der von der IHK nun aufge-
fordert worden ist, eine Zweignieder-
lassung zum Handelsregister anzu-
melden, dann komme ich unter an-
derthalb Stunden schwerlich weg. Er-
stens hat der Mandant nur untaugliche
Unterlagen. Zweitens weiß er über-
haupt nicht, was er gekauft oder ge-
gründet hat. Und drittens muss ich
ihm nahebringen, was alles Schreck-
liches auf ihn zukommen kann, so lan-
ge das auch dauern mag.

Sie sehen, der Notar hat ein erheb-
liches Eigeninteresse daran, unqualifi-
zierte Rechtsberatung vom Markt fern-
zuhalten. Das ist der eine Bereich, in
dem der Notar von dem RDG berührt
wird, der Bereich der Kooperation.

Den zweiten Bereich möchte ich
mit dem Schlagwort „Wettbewerb“
überschreiben. Es gibt unterschied-
liche Materien, in denen der Notar mit
anderen Rechtsdienstleistern in Kon-
kurrenz steht.

Dazu gehört insbesondere das
Erbrecht. Dort wird in erbrechtlichen
Angelegenheiten beraten. Bekanntlich
drängen gerade die Banken mit aller
Macht in dieses Marktsegment. Von der
Nachfolgeplanung über die Gestaltung
von Testamentsentwürfen bis hin zur
Testamentsvollstreckung soll dabei al-
les aus einer Hand angeboten werden.
Spätestens dann, wenn ich den zehn-
ten Testamentsentwurf sehe, in dem
die Sparkasse als Testamentsvollstre-
cker eingesetzt wird, werde ich mir die
Frage stellen müssen, ob das dem wirk-
lichen Willen des Testators entspricht
oder ob vielmehr der Berater eigene
Interessen in die Testamentsgestaltung
hat einfließen lassen. Im Bereich der
Vermögensnachfolge besteht freilich
auch heute schon ein Konkurrenzver-
hältnis insbesondere mit den Rechts-
anwälten. Wenn mit den Banken nun
aber ein weiterer Anbieter in den Markt
drängt, der zum einen über die
erbrechtliche Beratung hinausgehende
Eigeninteressen verfolgt und zum an-

deren kein voll qualifizierter Rechts-
berater ist, droht der Wettbewerb eine
Gestalt anzunehmen, die nicht mehr
zum Vorteil des Rechtsuchenden ist.

Der dritte Bereich, in dem wir
Notare vom RDG berührt sein können,
betrifft die Frage der Sozietätsmöglich-
keiten. Auch hier stehen gewiss die
Rechtsanwälte im Fokus der Regelun-
gen und des Interesses. Doch auch die
Anwaltsnotare werden sich bald die
Fragen stellen müssen, ob eine Sozie-
tät z. B. mit einem Architekten, der auch
als Bauträger tätig ist, zulässig und sinn-
voll ist. Gegenwärtig stellen sich solche
Fragen nicht. Wenn ich das richtig sehe,
wird das RDG solche Sozietäten jeden-
falls grundsätzlich ermöglichen, und
möglicherweise wäre der Notar in mei-
nem Beispielsfall nicht einmal von der
Beurkundung der Bauträgerverträge
ausgeschlossen. Hier besteht gewiss
noch erheblicher Diskussionsbedarf.

So viel nun zur Einführung und zu
der Frage, warum der Deutsche Notar-
verein den Entwurf des RDG auf die
Tagesordnung seiner fünften Tagung
Berufspolitik gesetzt hat. Sie kennen in-
zwischen das Prozedere, das wir auch
heute nicht ändern wollen. Ich bitte die
Gäste hier auf dem Podium, zunächst
eigene kurze Stellungnahmen abzuge-
ben, und anschließend werden wir in
die eigentliche Diskussion eintreten.

Das Parlament hat Vorrang, und
deswegen möchte ich Ihnen, Herr Ben-
neter, gern als Erstem das Wort geben.
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Herr Dr. Wolfsteiner, Herr Dr.
Zimmermann, herzlichen Dank für die
Einladung.

Meine Damen und Herren Kolle-
ginnen und Kollegen,

wenngleich die einleitenden Worte
von Herrn Dr. Wolfsteiner eigentlich auf
die Vorrangstellung des Bundestages
im Gesetzgebungsverfahren hindeu-
ten, wird die entscheidende Vorarbeit
für ein neues Gesetz, wie Sie wissen,
vor allem von den Ministerien geleis-
tet. Das wird Herr Dr. Franz aufgrund
seiner Einwirkungsmöglichkeiten bei
der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs
sicherlich bestätigen können.

Im parlamentarischen Verfahren
werden die Gesetzentwürfe nichts-
destoweniger intensiv diskutiert, was
nach meiner Einschätzung auch auf
das RDG zutrifft. Der vorliegende Ge-
setzentwurf ist einen sehr gründlichen
Beratungsweg mit intensiven Diskus-
sionen, Beteiligungen und Anhörun-
gen der verschiedenen Interessenver-
bände gegangen. Wenngleich in vielen
Fällen der Ausgleich zwischen den
widerstreitenden Interessen bei einer
Reform schwierig ist, wie sich gegen-
wärtig sehr gut an der Diskussion
um die Urheberrechtsnovelle ablesen
lässt, habe ich beim RDG den Eindruck
gewonnen, dass die überwiegende
Zahl der Probleme in Zusammenarbeit
mit den Rechtsanwalts- und Notar-
verbänden gelöst werden konnte. So
haben auch die meisten Vorschläge
des Deutschen Notarvereins Eingang
in die Gesetzesformulierungen gefun-
den. Beispielhaft sei hier die Ausdeh-
nung der anwaltlichen Berufspflichten
auf die erleichterte Zusammenarbeit
mit nichtjuristischen Dienstleistern,
wie Ärzten oder Architekten, genannt.

Das hat auch einen guten Grund,
denn aus meiner Sicht teilen der Ge-
setzgeber und die Interessenverbände
der rechtsberatenden Berufe das
gleiche Ziel bei der Reform, nämlich die

verfassungsrechtlich und europarecht-
lich gebotene Liberalisierung der so ge-
nannten „einfachen“ Rechtsberatung
bei gleichzeitiger Absicherung der not-
wendigen Qualität der Rechtsberatung.

Die verfassungsrechtliche Notwen-
digkeit der Liberalisierung der Rechts-
beratung zeigt sich auch daran, dass mit
dem Gesetzesentwurf in vielen Punkten
lediglich die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts umgesetzt wird.
Das Bundesverfassungsgericht hatte
aufgrund der zunehmenden recht-
lichen Durchdringung aller Lebenssach-
verhalte zwischen der „echten“ Rechts-
dienstleistung im Sinne einer konkreten
Rechtsprüfung im Einzelfall und der all-
gemeinen Dienstleistung mit rechtli-
chem Bezug unterschieden und letzte-
re aus dem Anwendungsbereich des
Rechtsberatungsgesetzes genommen.
Diese Leitlinie findet sich insbesondere
in den Neuregelungen über die erlaub-
nisfreie allgemeine Rechtsberatung,
über die erlaubnisfreie Rechtsdienst-
leistung als bloße Nebenleistung zu
einer im Schwerpunkt anderen Dienst-
leistung und in der Ausdehnung der
erlaubnisfreien Mitgliederberatung auf
alle Vereine wieder.

Darüber hinausgehend wird die
unentgeltliche Dienstleistung liberali-
siert. Das halte ich für richtig, da es ge-
rade im Bereich der altruistischen und
karitativen Rechtsberatung häufig um
Hilfe für Menschen geht, die in ihrer
sozialen Situation regelmäßig nicht
zum Anwalt gehen und weil die Qua-
lität der Rechtsberatung meines Erach-
tens hier angemessen abgesichert ist.

Die Frage der Qualitätssicherung
der Rechtsberatung wurde natürlich be-
sonders intensiv diskutiert. Wenngleich
es noch einige Kritikpunkte geben mag,
sieht der Gesetzesentwurf wichtige Vor-
schriften zur Qualitätsabsicherung vor.
So wird im Bereich der gerichtlichen
Vertretung das bestehende Anwaltsmo-
nopol zum Teil ausgebaut, dadurch dass
außer bei unentgeltlicher Rechtsbera-

Vortrag von MdB Rechtsanwalt und Notar Klaus Uwe Benneter, Berlin
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MdB Rechtsanwalt und Notar Klaus
Uwe Benneter

tung im Familienkreis grundsätzlich nur
noch der Anwalt die Prozessvertretung
wahrnehmen kann.

Auch die konkrete, außergerichtliche
Rechtsprüfung des Einzelfalls bleibt
dem Anwalt vorbehalten. Dort wo im
außergerichtlichen Bereich eine Libera-
lisierung der Rechtsdienstleistung not-
wendig ist, geht diese mit einer ange-
messenen Qualitätsabsicherung einher.

– So wird bei der Liberalisierung der
außergerichtlichen Rechtsdienst-
leistung als bloße Nebenleistung
die Qualität der Rechtsdienstleis-
tung mittelbar dadurch gesichert,
dass die für die Nebentätigkeit not-
wendigen Rechtskenntnisse nicht
diejenigen Rechtskenntnisse über-
schreiten dürfen, die für die Haupt-
tätigkeit notwendig sind.

– Die liberalisierte unentgeltliche
Rechtsdienstleistung außerhalb des
familiären Bereichs und die Auswei-
tung der erlaubnisfrei zulässigen
Mitgliederberatung auf alle Vereine
erfolgt mit der Einschränkung, dass
diese jeweils nur durch juristisch
qualifizierte Personen erfolgen darf.

Insbesondere die Liberalisierung
der Rechtsdienstleistung als Neben-
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leistung wurde in letzter Zeit häufig kri-
tisiert. Aber auch hier wird die Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts umgesetzt, die schon bislang
darauf abstellt, ob eine Rechtsberatung
im Schwerpunkt Rechtsdienstleistung
oder Nebenleistung zu einer allge-
meinen Dienstleistung ist. Der Gesetz-
entwurf zum RDG beugt zudem einer
ausufernden Auslegung der Neben-
leistung vor, indem er Kriterien für die
Reichweite einer Nebenleistung nennt.
Hier ist insbesondere die bereits ange-
sprochene Anforderung zu nennen,
dass die Rechtskenntnisse der Neben-
leistung nicht die der Hauptdienstleis-
tung überschreiten dürfen.

Wir werden im Laufe der Dis-
kussion sicherlich noch Gelegenheit
haben, über dieses und andere Pro-
bleme des Gesetzentwurfs vertieft zu
diskutieren, wie etwa die Kritik der

Bundesnotarkammer, dass die Mitwir-
kungsverbote der Notare gemäß § 3
Nr. 4 und Nr. 7 des Beurkundungsge-
setzes nach dem Wegfall des Verbots
der Sternsozietät auch auf mittelbar
mit dem Notar verbundene Personen
ausgedehnt werden müssen.

Soweit der mir zugedachte Einstieg
in die Diskussion. Vielen Dank!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner

Vielen Dank, Herr Benneter, für
Ihre sehr interessanten Ausführungen.

Herr Dr. Franz, wir feiern heute ein
Jubiläum. Genau vor einem Jahr, am
27. Januar 2006, ist in der Bildzeitung
ein ganzseitiger Artikel erschienen. Un-
ter der Überschrift „Der größte Ratge-
ber aller Zeiten! Ihr Rechtsexperte hilft

bei Streit mit Nachbar, Chef, Vermie-
ter!“ konnte man die Ergebnisse einer
Kampagne bestaunen. Bei der Aktion
haben acht Stunden lang Experten aus
dem Bundesjustizministerium, aus Ver-
braucherzentralen, Fachverbänden und
Gewerkschaften am Telefon Rechtsrat
bei Scheidung, Rentenkürzung und
Mieterhöhung erteilt. Konkret standen
als Ansprechpartner zur Verfügung:
eine Bundesjustizministerin, drei Be-
amte aus dem Bundesjustizministe-
rium und 21 Verbandsvertreter, darun-
ter sieben aus Verbraucherzentralen,
aber auch vom ADAC oder von der Ge-
werkschaft Verdi, die hier neben uns
tagt, weiterhin zwei als Fachjournalisten
betitelte Personen und vier Rechtsan-
wälte. Die Anwaltsquote des Berater-
teams lag bei 13%, die Quote sonsti-
ger qualifizierter Rechtsberater bei 0%.
Herr Dr. Franz, ist das die Zukunft der
Rechtsberatung nach dem RDG?
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Vortrag von MR Dr. Kurt Franz, Referatsleiter am Bundesministerium der Justiz, Berlin

Vielen Dank Herr Dr. Wolfsteiner!
Guten Tag meine Damen und Herren,

das, was Sie geschildert haben, die
Rechtsberatung durch die Medien, ist
kein Kernproblem unseres Gesetzent-
wurfs. Das Bundesverfassungsgericht
hat sich mit ähnlichen Sachverhalten
bereits befasst und entschieden: Das
geltende Rechtsberatungsgesetz ge-
stattet es den Medien, im Rahmen
ihres Auftrages, der verfassungsrecht-
lich besonders geschützt ist, Rechtsrat
zu erteilen und Rechtsinformationen
zu geben. Dabei stellt die Qualität
der Rechtsberatung durch die Medien
nach meiner Überzeugung kein Pro-
blem dar. Es liegt im eigenen Interes-
se der Medien, Beratungsqualität zu
gewährleisten. Wenn „Bild“ in dem
geschilderten Fall Fachleute mit der
Bundesministerin der Justiz an der
Spitze zu Wort kommen ließ, belegt
dies, dass es hier keine Konflikte gibt.

Dann vielleicht noch ein kurzes
Wort zum Bundesjustizministerium. Es

wurde gesagt, der Entwurf des RDG
stamme aus meiner Feder. Das ist
schon so. Allerdings habe und hatte ich
auch sehr qualifizierte Mitarbeiter. Be-
sonders hervorheben möchte ich Frau
Caliebe, Kommentatorin zum Rechts-
beratungsgesetz. Sie ist jetzt Richterin
am BGH. Ihre Ideen standen am An-
fang. In enger Zusammenarbeit mit der
Anwaltschaft hat sie das Grundkonzept
für das Reformvorhaben erarbeitet.
Nachdem Frau Caliebe zur Richterin
am Bundesgerichtshof berufen wor-
den ist, übernahm Herr Sabel ihre Auf-
gaben. Herr Sabel ist Richter am Ober-
landesgericht in Hamm.

Ich möchte jetzt in meinem Einfüh-
rungsstatement drei Fragen behandeln.

(1) Führt das RDG zu mehr Wettbe-
werb auf dem Rechtsberatungs-
markt?

(2) Welche Funktion hat der Erlaubni-
statbestand für Rechtsdienstleis-
tungen als „Nebenleistungen“?

(3) Wie wird die Einhaltung des Be-

rufsrechts bei Ausweitung der so-
zietätsfähigen Berufe gesichert?

(1)Die erste Frage – mehr Wett-
bewerb durch das RDG? – beant-
worte ich in zwei Teilen:

– Müssen sich die klassischen
rechtsberatenden Berufe künf-
tig vermehrt dem Wettbewerb
mit anderen Berufsgruppen
stellen? Meine Antwort lautet ja.

– Wird der Wandel durch das
RDG verursacht? Meine Ant-
wort lautet nein.

Mit dem RDG wird das geschrie-
bene Recht – lediglich – an die
höchstrichterliche Rechtsprechung
angepasst. Nur die substantielle
Rechtsprüfung unterfällt dem Ge-
setz. Das ist spätestens seit der Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zu Masterpat (BVerfGE 97,
12) Allgemeingut. Der heftig disku-
tierte Erlaubnistatbestand des § 5
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RDG, der Rechtsdienstleistungen
als Nebenleistungen allen Unter-
nehmen gestattet, orientiert sich an
den Wertungen des geltenden
Rechts: Tätigkeiten, die im Kern und
Schwerpunkt rechtsberatend sind,
bleiben auch künftig den Angehöri-
gen der rechtsberatenden Berufe
vorbehalten. Es bleibt also bei
einem sehr weit reichenden An-
waltsmonopol. Insbesondere der
Forderung von Fachhochschuljuris-
ten, etwa als Wirtschaftsjurist selb-
ständig rechtsberatend am Markt
auftreten zu können, wurde nicht
entsprochen. Dabei kann man doch
sicher sagen, dass ein Fachhoch-
schuljurist, der vier Jahre Jura stu-
diert hat, auch qualifiziert ist. Trotz
dieser hohen, wenn auch nicht so
hohen Qualifikation, wie wir sie für
die Anwälte zu Recht fordern,
wollen wir dieser Gruppe also kei-
nen Zugang zum Rechtsberatungs-
markt eröffnen. Deshalb ist auch
der Titel des Gesetzes richtig, RDG,
also Gesetz für (hoch) qualifizierte
Rechtsdienstleistungen.

Kern meiner ersten These ist die
Aussage: Der Markt ist der Motor
des Wandels. Ich zitiere hierzu nur
zwei Stimmen:

– Rechtsanwalt Prof. Benno
Heussen, Mitglied des DAV-Vor-
standes, stellt unter der Über-
schrift „Rechtsberatung in der
Absatzbar“ fest, dass es „einen
Bedarf für Fastfood“ in der
Rechtsberatung gibt. Restriktive
Abwehrstrategien, so Heussen,
gegenüber solchen Entwick-
lungen würden misslingen, der
Markt werde sich durchsetzen
(AnwBl. 2006, 29).

– Der Redakteur der Financial
Times Deutschland Matthias
Ruch stellt fest, das Monopol
der Anwaltschaft „mag auf dem
Papier nach wie vor bestehen,
in der Realität hat es der Markt
längst unterspült“. (AnwBl.
2006, 620, 621)

(2) Ich komme zum zweiten Teil mei-
nes statements und möchte Ihnen
darlegen, warum der Erlaubnistat-
bestand für Rechtsdienstleistun-
gen als Nebenleistungen künftig
weiter gefasst sein soll, als die Vor-
gängerregelung des § 5 RBerG, der
Annexberatungen – so wird die
Vorschrift jedenfalls überwiegend
interpretiert – nur ausnahmsweise
gestattet.

Die Rechtsprechung hat die ver-
fassungsrechtlich gebotene Ein-
schränkung des Rechtsberatungs-
gesetzes über eine Eingrenzung
des Gesetzesbegriffs „geschäfts-
mäßige Rechtsbesorgung“ erreicht.
Nach geltendem Recht liegt eine
erlaubnispflichtige Rechtsbesor-
gung nur vor, wenn eine Tätigkeit –
so die ständige Rechtsprechung –
im Kern und Schwerpunkt rechts-
beratend ist. Die Rechtsprechung
hat so ganze Berufe pauschal aus
dem Anwendungsbereich des Ge-
setzes ausgenommen, ich nenne
zum Beispiel die Entscheidung zur
Testamentsvollstreckung. Das RDG
verfolgt demgegenüber eine ande-
re Linie. Nach § 2 RDG, der den Be-
griff „Rechtsdienstleistung“ und da-
mit den Anwendungsbereich des
neuen Rechts definiert, ist nicht für
ganze Berufe oder eine gesamte
berufliche Tätigkeit, sondern für die
einzelnen Tätigkeiten innerhalb ei-
nes Berufs zu prüfen, ob diese eine
besondere Rechtsprüfung erfor-
dern. Damit wird der Anwendungs-
bereich des Gesetzes im Vergleich
mit dem geltenden Recht ausge-
weitet.

Diese Ausweitung ändert nun
natürlich nichts an den verfas-
sungsrechtlichen Grenzen für das
Rechtsberatungsrecht. Im Gegen-
zug muss daher die Regelung zu
den Nebenleistungen in § 5 RDG
einen größeren Anwendungsbe-
reich haben als § 5 RBerG. Dabei
ist § 5 RDG als Generalklausel
ausgestaltet, die alle unternehme-
rischen Tätigkeiten erfasst. Die –
kaum denkbare – Alternative

wären unzählige Detailregelungen
für alle beruflichen Tätigkeiten. Da
es nur mit einer Generalklausel
geht, muss die Vorschrift „beweg-
lich“ sein. Ich möchte dies an Hand
zweier Beispiele verdeutlichen:

– Betriebswirte, die aufgrund ihrer
fachlichen Qualifikation von den
Insolvenzgerichten auch als Insol-
venzverwalter eingesetzt werden,
dürfen alle Rechtsfragen im Zu-
sammenhang mit der Prüfung
eines Insolvenzgrundes und der
Insolvenzantragspflicht beantwor-
ten. So entschieden vom BVerwG
zum geltenden Recht mit der
Bemerkung, dass eine kleinliche
Betrachtung nicht angezeigt sei
(BVerwG NJW 2005, 1293). Nach
§ 5 RDG gilt in diesem Fall nichts
anderes. Ein maßgebliches Ab-
wägungskriterium, das das Gesetz
ausdrücklich nennt, ist die Qua-
lifikation für die Haupttätigkeit.
Wenn Betriebswirte gut qualifi-
ziert sind und in Teilbereichen
auch rechtlich qualifiziert sind,
dann bedeutet dies, dass Sie
als Nebenleistungen im Einzelfall
Rechtsdienstleistungen in nicht
unerheblichem Umfang erbringen
dürfen.

– Andererseits dürfen – und dies ist
mein zweites Beispiel, das in der

notar 1/2007

MR Dr. Kurt Franz
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Öffentlichkeit immer wieder dis-
kutiert wird – Kfz-Werkstätten
Rechtsdienstleistungen nur in
sehr begrenztem Umfang erbrin-
gen: Beratungen zu Personen-
schäden werden ihnen ebenso
wenig gestattet wie Beratungen in
allen Fällen, in denen die Regu-
lierung dem Grunde nach streitig
ist. Erlaubt wäre etwa eine Vertei-
digung einzelner Rechnungspos-
ten der eigenen Rechnung durch
eine Kfz-Werkstatt gegenüber
dem Versicherer. § 5 RDG be-
grenzt daher, wo erforderlich, den
Umfang zulässiger Rechtsdienst-
leistungen.

(3) Ich komme zum dritten und letz-
ten Punkt meiner Ausführungen
und möchte ansprechen die
Erweiterung der beruflichen Zu-
sammenarbeitsmöglichkeiten von
Rechtsanwälten mit Angehörigen
„vereinbarer“ Berufe (§ 59a Abs. 4
BRAO-E; § 5 Abs. 3 RDG-E). Die-
ser Regelungsvorschlag kann zu
einem echten Wandel führen. Die
Regelung eröffnet Anwälten Chan-
cen, interprofessionell Dienstleis-
tungen anzubieten. Wenn Anwäl-
ten dies weiter verwehrt wird, wird
der Markt für solche Dienstleistun-
gen möglicherweise von anderen
Berufen besetzt werden.

Gegen den Vorschlag zur Erweite-
rung der beruflichen Zusammen-
arbeitsmöglichkeiten wird insbe-
sondere eingewandt, die Einhal-
tung des Berufsrechts sei nicht ge-
währleistet. Ich halte dem Folgen-
des entgegen: Nach dem Entwurf
ist der Rechtsanwalt „verpflichtet
sicherzustellen, dass bei der beruf-
lichen Zusammenarbeit (seine)
Berufspflichten eingehalten wer-
den“ (§ 59a Abs. 4 Satz 3 BRAO-
E). Rechtsdienstleistungen müs-
sen – so ausdrücklich der Entwurf
– „eigenverantwortlich“ durch den
Anwalt erbracht werden (§ 5 Abs.
3 RDG-E). Der Gesetzentwurf setzt
dabei auf die berechtigte
Erwartung, dass Anwälte als Organ
der Rechtspflege die ihnen aufer-
legten Pflichten auch einhalten
(vgl. BVerfGE 108, 150, 162 f. –
Sozietätswechsel, Verbot der Ver-
tretung widerstreitender Interes-
sen). Die anwaltliche Verschwie-
genheitspflicht, das Zeugnisver-
weigerungsrecht und das Be-
schlagnahmeverbot werden durch
begleitende Änderungen im Straf-
gesetzbuch und in der Straf-
prozessordnung abgesichert. Die
Einhaltung der anwaltlichen Be-
rufspflichten ist damit gesichert.
Andernfalls, und dies ist mein letz-
ter Satz, hätte der Deutsche An-

waltverein die Vorschläge der
Bundesregierung auch sicher nicht
praktisch wortgleich in seine eige-
nen Reformvorschläge für die
Bundes rech tsanwa l t so rdnung
übernommen (AnwBl 2006, 721
ff., 729).

Vielen Dank!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Ich danke Ihnen, Herr Dr. Franz.
Was Sie sagten, wird sicherlich weiter-
hin Gegenstand der Diskussion sein.

Herr Dr. Starke, Sie sind hier als
Vertreter der Bundesnotarkammer
und damit als Vertreter der öffentlich-
rechtlichen Seite des Notariats. Der
Notar ist nach einer Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts – und dar-
an wird auch eine etwaige Sozietät
des Anwaltsnotars mit notarfremden
Berufen, wie z. B. Architekten, nichts
ändern – ein Vollrechtsberater mit der
uneingeschränkten Berechtigung zur
Beratung in allen rechtlichen und steu-
erlichen Angelegenheiten. Uns würde
nun interessieren, welche Vorstellun-
gen und Wünsche die Bundesnotar-
kammer, die bekanntlich die haupt-
beruflichen Notare und Anwaltsnotare
gleichermaßen vertritt, hierzu hegt.
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Vortrag von Notar Dr. Timm Starke, Mitglied im Ausschuss für notarielles Berufsrecht der
Bundesnotarkammer, Bonn

Vielen Dank, Herr Dr. Wolfsteiner.
Meine Damen und Herren,

„Neue Herausforderungen durch
das Rechtsdienstleistungsgesetz” lautet
das Thema. Wenn ich überlege, dass
das Thema nach anderem Lauf der Din-
ge auch hätte lauten können „Neue He-
rausforderungen durch die Förderalis-
musreform“, ist das ein gutes Thema.

Ich kann und möchte weniger
einen offiziellen Standpunkt der Bun-

desnotarkammer als vielmehr meine
eigenen Gedanken vortragen. Diese
möchte ich in drei Thesen zusammen-
fassen:

1. Meine erste These lautet:
Das RDG wird an den Aufgaben und
Tätigkeiten des Notars nichts ändern.

Diese These ist nahezu selbsterklä-
rend, wenn man den Gesetzeswortlaut
und die Begründung des RDG liest,
und auch Herr Staatssekretär Harten-

bach hat das gestern noch einmal her-
vorgehoben und betont, dass die Al-
leinstellung des Notars im Bereicht der
vorsorgenden Rechtspflege unberührt
bleibt. Es ist aber auch schon ange-
klungen, dass es nichtsdestotrotz in
bestimmten Bereichen unserer Tätig-
keit heute schon Wettbewerb gibt. Ich
denke hierbei vor allem an den Bereich
der Testamentsvollstreckung.

2. Die zweite These: Das RDG wird
das Umfeld, man könnte vielleicht
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auch sagen das Vorfeld, notarieller
Tätigkeit verändern.

Man kann sicherlich, Herr Dr.
Franz, sagen, dass das RDG bestimm-
te Entwicklungen gewissermaßen
nachzeichnet, die durch die Recht-
sprechung schon längst in Gang ge-
setzt wurden. Gleichwohl glaube ich,
dass nach Inkrafttreten des RDG der
Wettbewerb zunehmen wird. Ob das
RDG dafür die Ursache ist oder nicht,
lasse ich dahinstehen. Der Wettbe-
werb jedenfalls wird sich verstärken.
Als Beispiel aus unserem Tätigkeits-
feld nenne ich wiederum die Testa-
mentsvollstreckung, aber auch den
gesamten Bereich der Nachfolgebera-
tung. Gestern war einmal die Rede
von der „modularen Mitwirkung” an-
derer Rechtsdienstleister an derarti-
gen Beratungen. Ich glaube ehrlich
gesagt nicht, dass sich bestimmte
Wettbewerber, wie z. B. Banken, da-
rauf beschränken lassen werden, nur
eine modulare Mitwirkung anzubie-
ten. Ein schönes Beispiel für das, was
sich Banken teilweise vorstellen, fin-
det sich in der letzten Ausgabe der
ZEV. Dort ist eine Entscheidung des
Anwaltssenats des Bundesgerichts-
hofs abgedruckt. In dieser Entschei-
dung ging es um einen Bankange-
stellten, allerdings nicht um einen
normalen Bankangestellten, sondern
um einen certified estate planner.
Dieser certified estate planner hatte
folgende Aufgaben, ich zitiere aus
dem Urteil: Ihm oblag es, „die Ein-
kommens- und Vermögensverhält-
nisse des Kunden unter erbrecht-
lichen und steuerlichen Gesichts-
punkten zu begutachten und auf
dieser Grundlage Handlungs- und
Gesta ltungsalternativen hinsichtlich
letztwilliger Verfügungen, lebzeitiger
Vermögensübertragungen, der Siche-
rung der eigenen Belange des Kun-
den, der Gründung von Gesellschaf-
ten und Stiftungen, zum notwendigen
Abgleich der getroffenen Erbfolge-
regelung mit Gesellschaftsverträgen
und”, man höre, „zur Ausarbeitung
der erforderlichen Vertrags- und Tes-
tamentsentwürfe vorzuschlagen.” Der
certified estate planner wollte nun

den Beruf des Rechtsanwalts ergrei-
fen. Dies hat ihm jedoch der Anwalts-
senat des Bundesgerichtshof verwei-
gert mit der sicherlich zutreffenden
Begründung, dass die Rechtsbera-
tung, die dieser planner anbietet,
Rechtsberatung im Geschäftsinteres-
se der Bank ist, was in dieser Form mit
der Stellung eines Rechtsanwalts un-
vereinbar ist.

Ich denke, an dieser Linie des Bun-
desgerichtshofs wird sich auch unter
der Geltung des RDG nichts ändern.
Vielleicht kann Herr Johnigk anschlie-
ßend dazu noch etwas aus seiner Sicht
sagen. Diese Entscheidung zeigt je-
denfalls, wohin die Reise bei den Ban-
ken geht. Deshalb gestatten Sie mir
hierzu folgende Anmerkung. In die-
sem Zusammenhang halte ich flankie-
rende Regelungen nicht nur für sinn-
voll, sondern für dringend erforderlich.
Dabei meine ich keine flankierenden
Regelungen im RDG, sondern im
Zivilrecht. Das Recht der Testaments-
vollstreckungen, wie wir es aus dem
BGB kennen, geht als Leitbild nicht
von einer geschäftsmäßigen Testa-
mentsvollstreckung aus und gestaltet
deshalb die Rechte des Erben gegen-
über dem Testamentsvollstrecker eher
schwach aus. Hier sollte man zumin-
dest ernsthaft darüber nachdenken,
die Rechte des Erben bei einer ge-

schäftsmäßigen Testamentsvollstre-
ckung zu verstärken, etwa durch er-
leichterte Entlassungsmöglichkeiten
im Hinblick auf den Testamentsvoll-
strecker. Unabhängig von solchen
Regelungen wird es aber notwendig
werden, in der Beratung Interessen-
konflikte aufzuzeigen, die hier ange-
legt sein können, d. h. mögliche Inter-
essenkonflikte zwischen den Erben
und dem Testamentsvollstrecker. Be-
reits dieses Beispiel zeigt, wie wichtig
aus Sicht des Klienten die unabhängi-
ge, nicht interessengeleitete Beratung
ist, und zwar gerade dann, wenn der
Rechtsdienstleistungsmarkt sich er-
weitert.

3. Damit bin ich bei meiner dritten
These. Diese lautet: Das Notariat wird
aus dem auf diese Weise intensivier-
ten Wettbewerb um Rechtsdienstleis-
tungen gestärkt hervorgehen. Diese
These ist vielleicht nicht unbedingt
selbsterklärend. Sie ist indes auch
nicht allein dem Umstand geschuldet,
dass mir als Rheinländer der Opti-
mismus sozusagen in die Wiege gelegt
worden ist. Ich glaube, es gibt gute
Gründe für diese Annahme. Lassen
Sie mich zwei nennen:

a) Das Auftreten weiterer Rechts-
dienstleister auf dem Markt wird
das Bewusstsein dafür schärfen,
dass in bestimmten Lebensberei-
chen eine qualifizierte Beratung
wichtig ist.

Nehmen Sie als Beispiel wiede-
rum die Testamentsvollstreckung
oder die Nachfolgeplanung und
versetzen Sie sich in die Lage der
Banken, die in dem Urteil des
Bundesgerichtshofes eine Rolle
spielen. Die Bank muss ihren cer-
tified esta te planner bezahlen
und wird schon deshalb ein Inte-
resse haben, möglichst viele Kun-
den für eine solche Nachfolge-
planung zu gewinnen. Der auf
diese Art und Weise sensibilisier-
te Kunde wird schnell auf den Ge-
danken kommen, dass es nicht
nur den certified esta te planner
als den berufenen Nachfolgepla-
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ner gibt, sondern auch andere
Berufsträger, die das möglicher-
weise sogar besser können, weil
sie nämlich unabhängig und un-
parteilich und nicht im Geschäfts-
interesse der Bank tätig sind. Ich
glaube, dass auf diese Art und
Weise für uns Notare der Grund-
satz fruchtbar werden wird, wo-
nach Konkurrenz das Geschäft
belebt.

b) Mein zweiter Aspekt ist folgender.
Das modulare Zusammenwirken
verschiedener Berater im Vorfeld,
von dem mehrfach die Rede war,
erhöht naturgemäß die Verantwor-
tung desjenigen, der diese Modu-
le prüft, bearbeitet und zu einem
sinnvollen Ganzen zusammen-
setzt. Es ist die sinnvolle Gesamt-
lösung, die der Bürger anstrebt.
Nehmen Sie wieder meinen er-
wähnten certified estate planner.
Natürlich wird dieser seinem
Bankkunden raten, sein gesamtes
Vermögen schon zu Lebzeiten und
natürlich auch darüber hinaus sei-
ner Bank anzuvertrauen, flankiert
durch eine entsprechende Testa-
mentsvollstreckung. Nun wird der
Kunde aber vielleicht auch noch
einen Steuerberater haben, der
ihm möglicherweise empfiehlt,
ganz andere Schritte einzuschla-
gen, vielleicht im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge zur
Steuerersparnis bestimmte Maß-
nahmen vorwegzunehmen. Und –
jetzt muss man vielleicht ein bis-
schen Phantasie entwickeln –
nehmen wir einmal an, der Kunde
hat einen wunderschönen Old-
timer, der sein ganzer Stolz ist.
Diesen Oldtimer bringt der Kunde
nun zu seiner Werkstatt, und der
Werkstattbesitzer – sensibilisiert
durch das RDG – hat natürlich
schon den Vertrag in der Tasche,
den Dauerpflegevertrag für den
Oldtimer über den Tod hinaus.
Wohin wendet sich unser armer
Kunde? Ich glaube, aus diesem
Kunden kann sehr schnell ein
Klient werden, ein Klient des No-
tars nämlich.

Worin liegt also unsere Chance,
meine Damen und Herren? Ich
glaube, unsere Chance, aber auch
die Herausforderung für unseren
Berufsstand liegt darin, dass wir
in dem verstärkten Wettbewerb
unsere Kernkompetenz schärfen
und natürlich auch herausstellen.
Ich brauche das in diesem Kreis
nicht weiter hervorzuheben: Wir
Notare sind die einzigen wirklich
unabhängigen und unparteilichen
Rechtsberater, die zugleich über
die Verfahrensgewährleistungen
des öffentlichen Amtes verfügen
und das Instrument der notariellen
Urkunde anbieten können, flan-
kiert durch die persönliche Haf-
tung. Wir haben ja bereits gehört,
dass dies auch ein Wettbewerbs-
vorteil ist. Die Staatssekretärin
im Sächsischen Justizministerium,
Frau Hauser, hat gestern den
Grundsatz geprägt: „Berufsrechtli-
che Schranken können Freiräume
sichern.” Diese Freiräume, meine
Damen und Herren, sind zugleich
Argumente im Wettbewerb, denn
es handelt sich letztlich um Frei-
räume nicht nur für Berufsträger,
sondern um Freiräume zuguns-
ten unserer Klienten. Wir sollten
deshalb die Unabhängigkeit, die
Unparteilichkeit und die Pflicht
zur höchstpersönlichen Amtsaus-
übung nicht als Beschränkung,
sondern als Wettbewerbsvorteil
sehen. Wenn wir hier im Sinne
einer falsch verstandenen Libera-
lität und Deregulierung dieses
Bereiches Nivellierungen zulas-
sen, verspielen wir diesen Wett-
bewerbsvorteil. Hierzu gehört im
Übrigen auch, dass der soziale
Ansatz unserer Gebührenordnung
erhalten bleibt. Es muss nach wie
vor möglich sein, dass eine weit-
gehend vermögenslose Person
bei uns eine qualifizierte Beratung
und Beurkundung eines Testa-
ments zu Kosten von vielleicht
€ 80,00 erhält. Das aber bedeu-
tet, dass das jetzige System der
Wertgebühr, Herr Dr. Franz, erhal-
ten bleiben muss.

Wenn wir unsere Kernkompetenz,
ich hätte beinahe gesagt unser Allein-
stellungsmerkmal, in diesem Sinne
schärfen, dann, so denke ich, werden
wir gestärkt aus dem Wettbewerb um
Rechtsdienstleistungen hervorgehen.
Dann wird auch der Wunsch, den Herr
Staatssekretär Hartenbach gestern ge-
äußert hat, nämlich der Wunsch nach
„guten Beurkundungen”, sich erfüllen.
Trotz oder vielleicht sogar wegen des
neuen RDG.

Vielen herzlichen Dank!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank, Herr Dr. Starke. Mir
jedenfalls wurde der Optimismus lei-
der nicht in dem Maße in die Wiege
gelegt, wie das bei Rheinländern üb-
lich zu sein scheint.

Ich erinnere mich, wir hatten vor
nicht allzu langer Zeit im Vorstand des
Bayerischen Notarvereins eine ganze
Mannschaft zu Gast, sechs oder acht
Leute einer Großbank. Diese Leute
bildeten die Abteilung für Nachfol-
geberatung. Was ich bei diesem Ge-
spräch zu hören bekommen habe, war
verwunderlich und erschreckend glei-
chermaßen. Ich habe erhebliche Zwei-
fel, ob hier das in Anbetracht der
Bedeutung der Materie erforderliche
fachliche Niveau der Beratung stets
gewährleistet werden kann.

Herr Hund, Steuerberater sind be-
reits nach heutigem Recht in begrenz-
tem Umfang zur Rechtsberatung be-
fugt. Die Berufsverbände der Steuer-
berater versuchen seit langem, diese
Befugnis auszuweiten und auf Rechts-
beratungsleistungen außerhalb des
Steuerrechts zu erstrecken. Anderer-
seits hat die Bundessteuerberater-
kammer in einer Stellungnahme Skep-
sis geäußert, ob Rechtsberatung in
adäquater Weise auch durch nicht
juristisch qualifizierte Berufsträger er-
bracht werden kann.

Herr Hund, darf ich Sie nun um
ihren Vortrag bitten.
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Vortrag von Rechtsanwalt Thomas Hund, Stellvertretender Hauptgeschäftsführer der
Bundessteuerberaterkammer, Berlin

Vielen Dank, Herr Dr. Wolfsteiner.
Meine sehr verehrten Damen und
Herren!

Es könnte in der Tat so scheinen,
als ob hier als Vertreter der Bundes-
steuerberaterkammer, die 80.000
Steuerberater vertritt, jetzt jemand zu
Ihnen spricht, den man als Kriegsge-
winnler aus der Abwicklungsmasse
des geltenden Rechtsberatungsgeset-
zes ansehen könnte. Das ist jedoch
keineswegs der Fall. Dr. Wolfsteiner
hat bereits angedeutet, dass das Ver-
hältnis des steuerberatenden Berufes

zum RDG sehr viel differenzierter ist.
Ich möchte mich auf ganz wenige
Aspekte beschränken, wo wir glau-
ben, dass das RDG eine befriedigende
Lösung gefunden hat, und zwar nicht
nur für die Interessen der steuerbera-
tenden Berufe, sondern auch für die
Allgemeinheit.

Ich komme zum ersten Bereich,
den ich überschreiben will mit „maß-
volle Liberalisierung des Rechtsbera-
tungsmarktes”.

Der Gesetzgeber hat, was wir
ausdrücklich begrüßen, bewusst von
einer vollständigen Deregulierung
des Rechtsberatungsmarktes abgese-
hen. Vielmehr soll im RDG als Grund-
satz der Anwaltsvorbehalt erhalten
bleiben. Mit der Bestätigung der
Anwaltschaft als einzigem umfassen-
den Rechtsberatungsberuf hat der
Gesetzgeber zugleich einer weiter-
gehenden Deregulierung aus Grün-
den des Verbraucherschutzes eine
Absage erteilt.

Ich komme zu dem zweiten für uns
bedeutenden Aspekt, den ich über-
schreiben will mit „Neudefinition des
Begriffs der Rechtsdienstleistung“.

Begrüßt wird von der Bundes-
steuerberaterkammer die vorgesehe-
ne Definition der Rechtsdienstleis-
tung. Im Mittelpunkt derselben steht
das Erfordernis der besonderen recht-
lichen Prüfung des Einzelfalls. Sie
muss subjektiv oder objektiv Bestand-
teil der Dienstleistung sein. Dabei
muss die Tätigkeit über die bloße An-
wendung von Rechtsnormen auf den
Sachverhalt hinausgehen. Zwar fehlt
es daran, wenn rechtliche Vorgänge
nach der maßgeblichen Verkehrs-
anschauung ohne eine individuelle
rechtliche Prüfung abgewickelt wer-
den, wie etwa in Fällen des schlichten
Vertreterhandels, oder die rechtliche
Beurteilung einer Frage auch für juris-
tische Laien so leicht und eindeutig ist,
dass es einer besonderen juristischen
Prüfung nicht bedarf.

Wenn demgegenüber der Bun-
desrat in seiner Stellungnahme am
13. Oktober 2006 zum Regierungs-
entwurf vorgeschlagen hat, aus der
Definition der Rechtsdienstleistung
das Wort „besondere” (im Sinne des
Erfordernisses einer besonderen
Rechtsprüfung) zu streichen, halten
wir diesen Ansatz für falsch. Er fällt
hinter die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichtes zurück, das

mehrfach entschieden hat, dass nicht
jede Geschäftstätigkeit auf rechtli-
chem Gebiet als erlaubnispflichtige
Rechtsbesorgung angesehen werden
dürfe. Vielmehr komme es entschei-
dend darauf an, ob eine besondere
rechtliche Prüfung ausdrücklich ver-
einbart oder zumindest erkennbar er-
wartet worden sei. Insofern ist es kon-
sequent, wenn der Gesetzgeber in Zu-
sammenhang mit der Neuregelung
des Begriffs der Rechtsdienstleistung
einen Katalog von Tätigkeiten aufstellt,
die er ausdrücklich nicht als Rechts-
dienstleistung ansieht. Von besonde-
rer Bedeutung für die Steuerberater
ist dabei die Mediation in Gestalt der
Wirtschaftsmediation. Als freiberuf-
liche Tätigkeit, die die Wahrnehmung
fremder Interessen einschließlich der
Beratung zum Gegenstand hat, ist die
Mediation dem Steuerberater gemäß
§ 57 Abs. 3 Nr. 2 des Steuerbera-
tungsgesetzes gestattet. Die Recht-
sprechung hat zu der Frage einer mög-
lichen Kollision mit dem Rechtsbera-
tungsgesetz in den letzten Jahren in-
des uneinheitliche Signale ausgesen-
det. Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung sorgt in diesem Punkt nun-
mehr für Klarheit. Allerdings könnte
sich neuer Zündstoff aus der Frage
ergeben, wann der Mediator die – ich
zitiere – „Form der gesprächsleiten-
den Streitbeilegung” verlässt. In die-
sem Fall schlägt nämlich die Media-
tion in eine Rechtsdienstleistung um.
Es handelt sich dann um eine Streit-
lösung mit auch rechtlichen Mitteln.
Ob das eine oder das andere vorliegt,
bleibt dem Einzelfall überlassen. So
entsteht eine Zone der Unsicherheit,
die der Gesetzgeber offensichtlich der
Rechtsprechung zur Auflösung zuwei-
sen will.

Ich komme damit zum dritten Be-
reich, der Neuregelung des Begriffs
der Nebentätigkeit. Von besonderer
Bedeutung für den Berufsstand der
Steuerberater sind die Rechtsdienst-
leistungen als Nebentätigkeit. Steht
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fest, dass es sich bei der in Frage ste-
henden Tätigkeit um eine Rechts-
dienstleistung handelt, so ist sie ge-
mäß § 5 Abs. 1 des Entwurfes dem
nichtanwaltlichen Leistungserbringer
dann gestattet, wenn sie in Zusam-
menhang mit einer anderen beruf-
lichen oder gesetzlichen Tätigkeit
steht und als Nebenleistung zu quali-
fizieren ist. Ob eine Nebenleistung
vorliegt, ist nach ihrem Inhalt und Um-
fang sowie nach dem Zusammenhang
mit der Haupttätigkeit unter Berück-
sichtigung der Rechtskenntnisse zu
beurteilen, die für die Haupttätigkeit
erforderlich sind. Eine Nebenleistung
liegt demnach nur dann vor, wenn
die allgemein rechtsberatende oder
rechtsbesorgende Tätigkeit die Leis-
tung insgesamt nicht prägt. Es wird
also künftig darauf abgestellt, ob eine
Dienstleistung überwiegend als recht-
lich oder als wirtschaftlich geprägt an-
zusehen ist. Damit geht die im Ent-
wurf vorgesehene Regelung nur in ei-
nem Punkt über die geltende Fassung
des Rechtsberatungsgesetzes hinaus,
das in Art. 1 § 5 des geltenden Rechts
dem Steuerberater die Rechtsbera-
tung als Annextätigkeit gestattet. Ob
die sprachliche Neufassung tatsäch-
lich zu einer merklichen Erweiterung
der Rechtsberatungsbefugnis des
Steuerberaters führen wird, muss be-
zweifelt werden.

Es spricht jedenfalls für die gute
Lobbyarbeit der Anwaltschaft, dass
selbst dieser zaghafte Neuansatz dem
Bundesrat zu weit geht und er in seiner
schon zitierten Stellungnahme vom 13.
Oktober 2006 darauf dringt, Nebentä-
tigkeiten nur dann zuzulassen, wenn
sie sich als untergeordnete Nebenleis-
tung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild
darstellen und zur vollständigen Erfül-
lung der mit der Haupttätigkeit verbun-
denen gesetzlichen oder vertraglichen
Pflichten notwendig sind. Damit schlägt
der Bundesrat eine Rückkehr zur bis-
herigen Regelung des Rechtsbera-
tungsgesetzes vor, die Steuerberatern
Rechtsberatung als Nebentätigkeit nur
gestattet, wenn sie in unmittelbarem
Zusammenhang mit ihrer beruflichen
Aufgabe steht und diese Aufgabe ohne

die Rechtsberatung nicht sachgemäß
erledigt werden kann. Eben die sich da-
rin ausdrückende Beschränkung hat
das Bundesverfassungsgericht aber als
Problem angesehen. Auch in diesem
Punkt bleibt der Bundesrat hinter den
Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts zurück. Denn dieses hat wieder-
holt darauf hingewiesen, dass ange-
sichts der rechtlichen Durchdringung
aller Lebensbereiche die Besorgung
wirtschaftlicher Belange ohne ergän-
zende Rechtsberatung regelmäßig
nicht ordnungsgemäß erledigt werden
kann. Nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts folgt hieraus, dass
Rechtsdienstleistungen als Teil erlaub-
nisfreier Geschäftsbesorgung nicht
dem Erlaubnisvorbehalt unterfallen,
wenn der Kern und der Schwerpunkt
der Tätigkeit insgesamt auf erlaubnis-
freiem Gebiet liegen. Das Bundes-
verfassungsgericht wählt damit für die
Definition zulässiger Rechtsdienstleis-
tung eine wirtschaftliche Betrachtungs-
weise, während sich der Bundesrat auf
formale Zuordnungskriterien zurück-
zieht und damit die geltende Regelung
verteidigt.

Aber zurück zum Gesetzentwurf
des RDG. Positiv ist aus unserer Sicht
zu würdigen, dass der Gesetzge-
ber ebenfalls in Zusammenhang mit
den Nebentätigkeiten klarstellt, dass
Rechtsdienstleistungen, die in Zu-
sammenhang mit einer Testaments-
vollstreckung, einer Haus- und Woh-
nungsverwaltung oder einer Förder-
mittelberatung erbracht werden, stets
als erlaubte Nebenleistungen zu gel-
ten haben. Für diese Tätigkeit wird jetzt
durch Gesetz unwiderlegbar vermutet,
dass sie stets erlaubt sind, auch wenn
der rechtsdienstleistende Teil der Tä-
tigkeit im Einzelfall über den Umfang
der sonstigen Dienstleistung hinaus-
geht. Der Gesetzgeber greift damit
hinsichtlich der Übernahme von Tes-
tamentsvollstreckungen durch Steuer-
berater sowie bei der Fördermittel-
beratung durch einen Nicht-Rechts-
anwalt die Entwicklungen in der
höchstrichterlichen Rechtsprechung
auf, wonach solche Tätigkeiten nicht
gegen das RDG verstoßen.

Ich komme damit zum Fazit. Aus
Sicht der steuerberatenden Berufe
handelt es sich bei den hier vorge-
stellten Punkten um überfällige An-
passungen des geltenden Rechts an
die nicht wegzudiskutierende Tat-
sache der unaufhaltsamen recht-
lichen Durchdringung aller Lebens-
bereiche. Die Rechtsprechung, zumal
die des Bundesverfassungsgerichts
und des Bundesgerichtshofs, hat da-
raus die notwendigen verfassungs-
und einfach-rechtlichen Schlussfolge-
rungen gezogen. Der Gesetzgeber tut
mit seinem Entwurf zum RDG nicht
weniger, aber auch nicht mehr als
notwendig ist, um diese Vorgaben
umzusetzen. Von einer Erweiterung
der Rechtsberatungsbefugnisse des
Steuerberaters, gar von einer deut-
lichen Erweiterung, wird man nicht
sprechen können, sondern nur von
notwendigen Klarstellungen, die der
Gesetzgeber als Reaktion auf eine
veränderte Rechtsprechung vor-
nimmt. Danke!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank, Herr Hund. Ich er-
kenne hier eine Gewichtung, die ich
der Stellungnahme der Bundessteu-
erberaterkammer so nicht entnom-
men habe, nämlich dass Ihnen die
stärkere Entfesselung der Steuerbera-
ter wichtiger als die Knebelung der
anderen nicht rechtsberatenden Be-
rufe ist.

Herr Johnigk, es ist schwierig, in
der Anwaltschaft eine geschlossene
Meinung zur Rechtsberatung zu er-
kennen. Hierbei meine ich nicht die
mitunter abweichenden Stellungnah-
men der öffentlich-rechtlichen berufs-
ständischen Organisationen einerseits
und der privatrechtlichen andererseits.
Ich denke dabei eher an die Tenden-
zen hin zu einer wieder stärker wer-
denden Zuwendung zum Bild des
Rechtsanwalts als einem Organ der
Rechtspflege. Wie sieht das die An-
waltschaft?

notar 1/2007
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Vortrag von Rechtsanwalt Frank Johnigk, Geschäftsführer der Bundesrechtsanwaltskammer,
Berlin

notar 1/2007

notar intern

Vielen Dank Herr Dr. Wolfsteiner.
Meine Damen und Herren,

Herr Hund hat sich bereits größ-
tenteils lobend zu dem Entwurf des
RDG geäußert. Das möchte ich hier
nicht wiederholen, sondern mich auf
die aus anwaltlicher Sicht weiterhin
bestehenden Probleme konzentrie-
ren. Es handelt sich um drei Punkte,
mit denen wir noch nicht zufrieden
sind. Das erste Problem ist die Defini-
tion dessen, was eine Rechtsdienst-

leistung ist (§ 2 RDG). Schwierigkeiten
haben wir zweitens mit dem Anwalt als
Sub-Unternehmer (§ 5 Abs. 3 RDG)
und drittens sind wir nicht glücklich mit
den Bestimmungen über die Sozietät
mit vereinbaren Berufen. Die vorgese-
henen neuen Sozietätsmöglichkeiten
gehen deutlich über das geltende
Recht hinaus.

Zum ersten Komplex, der Defi-
nition der Rechtsdienstleistung. Da
kann man natürlich über Begrifflich-
keiten streiten. In den Tagungsunter-
lagen finden Sie in den Papieren
von Herrn Dr. Franz den § 2 RDG.
Danach kommt es bei der Frage, ob

eine Rechtsdienstleistung erbracht
wird, auf die erkennbare Erwartung
des Rechtskunden an und außerdem
muss eine besondere rechtliche Prü-
fung des Einzelfalls erforderlich sein.
Ob der Begriff „besondere“ irgend-
einen Erkenntnisgewinn zur Folge
hat, wage ich zu bezweifeln. Es ist
sicherlich richtig, dass man die ein-
fachen Rechtsauskünfte dadurch von
der Rechtsdienstleistung abgrenzt.
Diese sind natürlich keine Rechts-
beratung. Schauen wir in die Begrün-
dung, werden unsere Zweifel an der
Geeignetheit der Definition genährt.
Denn nach der Begründung sollen die
sogenannten Schrottimmobilienfälle
generell aus dem Begriff der Rechts-
dienstleistung herausfallen. Dabei
handelt es sich doch um die denkbar
umfassendste Rechtsbesorgung, die
man sich vorstellen kann, denn in den
mit den Treuhandimmobilienverträ-
gen zusammenhängenden Vollmach-
ten entäußert sich ja der Anleger allen
Rechts. Er überträgt die Möglichkeit
alle Rechtsgeschäfte vorzunehmen,
mit Ausnahme vielleicht der Auswahl
der Grabstelle auf dem Friedhof.
Gleichwohl geht die Begründung des
Entwurfs davon aus, es handele sich
nicht um eine Rechtsdienstleistung,
weil der Anleger keine Rechtsbera-
tung erwartet, sondern so eine Art
atypischen Kaufvertrag. Damit würde
der Verbraucherschutz, den der BGH
in ständiger Rechtsprechung auf die-
sen Gebieten aufgebaut hat, vollstän-
dig wieder abgeschafft. Das zeigt aus
unserer Sicht die Probleme, wenn
man auf den tradierten Begriff der
Rechtsbesorgung verzichtet. Denn
mit dem Verzicht auf den Begriff der
Rechtsbesorgung wird dann nach der
Begründung das, was bisher in stän-
diger Rechtsprechung Rechtsbera-
tung ist, in Zukunft nicht mehr Rechts-
beratung sein.

Der zweite Punkt ist der Anwalt als
Subunternehmer (§ 5 Abs. 3 RDG).
Der Entwurf geht davon aus, dass

Rechtsdienstleistung als Haupttätig-
keit künftig auch von Nicht-Juristen
erbracht werden kann, solange sie
sich nur eines Rechtsanwalts bedie-
nen, der dann diese Rechtsdienst-
leistung innerbetrieblich eigenverant-
wortlich erbringt. Das ist aus unserer
Sicht deshalb bedenklich, weil die
Vertragsziehung zwischen dem Nicht-
Juristen und dem rechtsuchenden
Bürger zustande kommt und nur im
Innenverhältnis zwischen dem Nicht-
Juristen als Rechtsdienstleistungsan-
bieter und dem Anwalt eine weitere
Vertragsbeziehung besteht, der zwar
sicherlich von der Rechtsprechung als
Vertrag mit Schutzwirkung zu Gunsten
Dritter ausgelegt würde, aber der
unmittelbare Kontakt zwischen dem
Rechtsanwalt und dem rechtsuchen-
den Bürger geht auf diese Weise ver-
loren. Natürlich kann die Kfz-Werkstatt
ihrem Kunden sagen, sie habe einen
qualifizierten Rechtsanwalt, an den
sich der Kunde wenden solle. Tat-
sächlich werden die Marktverhältnisse
aber so sein, dass die Kfz-Werkstätten
mit dem Argument „alles aus einer
Hand“ an den Markt gehen und ver-
suchen werden, die Rechtsdienstleis-
tung als ihre eigene Dienstleistung
zu verkaufen. Im Hinterzimmer wird
zwar ein Anwalt sitzen, aber durch die
Unterbrechung der sonst grundlegen-
den Vertrauensbeziehung zwischen
Rechtsanwalt und rechtsuchenden
Bürger ist weder gewährleistet, dass
die Anfrage des rechtsuchenden Bür-
gers korrekt an den Rechtsanwalt
weitergeleitet wird, noch ist gewähr-
leistet, dass das Beratungsergebnis,
das Produkt des Rechtsanwalts, kor-
rekt an den rechtsuchenden Bürger
weitergeleitet wird. Und wenn in
dieser Weiterleitungskette Störungen
auftreten, dann hat das auch Folgen
für die Haftung des Anwalts. Denn
wenn er die Anfrage korrekt beant-
wortet hat, haftet er nicht mehr
gegenüber dem Bürger, wenn der
Mangel auf Seiten des nicht-juristi-
schen Dienstleisters steht, der aber

Rechtsanwalt Frank Johnigk
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keine Berufshaftpflichtversicherung
besitzt.

Der dritte Punkt: Die Sozietät mit
vereinbaren Berufen, wie es im Ent-
wurf heißt, erweitert die Sozietäts-
fähigkeit nicht nur auf die klassi-
schen Freiberufler (Steuerberater,
Wirtschaftsprüfer), sondern auch auf
alle anderen Berufe, die nach der
Rechtsprechung mit dem Beruf des
Anwalts vereinbar sind. Das sind so
ziemlich alle Berufe außer Makler-
tätigkeiten. Das heißt, ich muss auch
damit rechnen, dass man eine Sozie-
tät mit einem Kfz-Meister eingeht.
Wird das passieren? Die Inanspruch-
nahme dieser weltweit einzigartigen
Erweiterung der Sozietätsfähigkeit ist
ja keine Pflicht, sondern lediglich
eine Option. Internationale Sozieäten
werden solche Verbindungen zur ge-
meinsamen Berufsausübung nicht
eingehen können, weil nirgendwo
sonst auf der Welt derartige Sozietä-
ten existieren, sondern mit dem je-
weils geltenden Berufsrecht unver-
einbar sind. Weiter könnte sich das
Problem in der Praxis dadurch erle-
digen, dass jedenfalls die gewerbe-
steuerpflichtigen Berufe für den An-
walt in der Sozietät unattraktiv sind,
weil diese die anwaltlichen Einnah-
men gewerbesteuerpflichtig machen
würden. Noch nicht geprüft wurde
die Frage, welche Auswirkungen eine
solche Sozietät auf die Verbindung
mit anderen bisher sozietätsfähigen
Berufen wie Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer hätte. Der Entwurf
meint, dass in einer solchen Sozie-
tätsmöglichkeit für die Anwaltschaft
Chancen liegen. Das sehen wir an-
ders. Der Rechtsanwalt braucht eine
solche Sozietät nicht, da er auch heu-
te schon mit solchen Berufen koope-
rieren kann, ohne sich zur gemein-
samen Berufsausübung zu verbin-
den. Das kann jeder Rechtsanwalt so
handhaben, wenn er das möchte.
Aber wer braucht eine solche Sozie-
tätsverbindung? Nicht die Anwälte,
sondern diejenigen, die sich bisher
nicht mit dem Anwalt soziieren kön-
nen und die dann versuchen wer-
den, Rechtsdienstleistungen mit ihrer

Hauptdienstleistung aus einer Hand
anzubieten. Unabhängig davon, ob
der Vorschrift eine große praktische
Bedeutung zukommen würde, wenn
sie denn käme, sind wir aus prinzi-
piellen Erwägungen dagegen, weil sie
nämlich das Einfallstor für die gesell-
schaftsrechtliche Herrschaft des Ka-
pitals bei einem Organ der Rechts-
pflege darstellt. Bisher haben wir im
Anwaltsbereich weltweit ein Fremd-
kapitalbeteiligungsverbot. Eine Lo-
ckerung des Verbots wurde in Groß-
britannien diskutiert, wird aber wie-
der zurückgenommen. Dieses mit
gutem Grund bestehende Fremd-
kapitalbeteiligungsverbot wird ausge-
hebelt durch die Sozietat mit einem
Kfz-Meister, einer Kfz-Werkstatt, viel-
leicht auch einem Bankier oder ähn-
lichen Berufen. Unproblematisch
sind allein Verbindungen mit Ärzten
oder Architekten, da gilt es nur
das Problem der Verschwiegenheits-
pflicht und des Zeugnisverweige-
rungsrechts zu regeln, aber das
ist relativ unproblematisch möglich.
Aber uns geht es hier um das Grund-
sätzliche. Wir wollen nicht, dass über
neue Sozietätsmöglichkeiten durch
gesellschaftsrechtliche Verbindungen
mit nichtverkammerten Berufen ein
Organ der Rechtspflege über das Ge-
sellschaftsrecht fremdbestimmt wer-
den kann.

Ein letzter Punkt, den ich noch an-
bringen möchte. Obwohl ich wie Herr
Dr. Starke aus dem Rheinland stam-
me und sogar meine Stelle bei der
Bundesrechtsanwaltskammer ihm ver-
danke, teile ich nicht seinen Opti-
mismus, dass der Notar aus dem
Konkurrenzkampf mit den Banken als
Sieger hervorgehen wird. Wir haben
nicht so sehr das Problem der Testa-
mentsvollstreckung. Bei einer Testa-
mentsvollstreckung kommen die Fäl-
le immer dann in die Anwaltschaft,
wenn sich die Erwartung der Bank,
Testamentsvollstreckungen seien lu-
krativ, nicht bewahrheitet hat. Dann
versuchen die Banken, die zu ihren
Gunsten oder dann Lasten angeord-
nete Testamentsvollstreckung loszu-
werden. Deshalb landen sehr häufig

die kranken Fälle in der Anwaltschaft.
Auch im Vorfeld bei der Testaments-
beratung und -gestaltung agieren die
Banken, das wissen wir aus einzelnen
Verfahren, mit einem für den norma-
len Bürger recht starken Argument:
Bei uns ist das Testament kostenlos.
Und das überzeugt die meisten, weil
sie eben nicht darüber aufgeklärt
werden, dass sie die Kosten für die
Testamentsberatung und -gestaltung
natürlich über andere Bankkosten
mitbezahlen. Wir haben auch wun-
derschöne Belege dafür, dass es bei
den Banken dann auch unseriös zu-
gehen kann. So hatte z. B. eine deut-
sche Großbank einer betagten Erb-
lasserin ein inhaltlich nicht zu bean-
standendes Testament vorgeschla-
gen, in dem selbstverständlich die
Testamentsvollstreckung durch diese
Großbank angeordnet war. Die Bank
hatte der Dame das Testament
maschinenschriftlich vorformuliert
und – wie bei Bankformularen üblich
– mit einem Unterschriftsfeld verse-
hen. Dieses füllte die Erblasserin brav
aus. Leider fehlte der Hinweis da-
rauf, dass sie das Testament entwe-
der hätte eigenhändig abschreiben
oder aber notariell beurkunden las-
sen müssen, so dass das Testament
formunwirksam war. Ähnliche Fälle
erleben wir in der Praxis immer
wieder, und deshalb teile ich wirk-
lich nicht den Optimismus von Herrn
Dr. Starke. Entscheidend ist das Argu-
ment der Banken, Testamentsbera-
tung und Testamentserrichtung seien
kostenlos, der teure Besuch beim
Notar sei entbehrlich. Entsprechend
kommen die Leute gar nicht erst auf
den Gedanken, zum Notar zu gehen,
weil sie die vermeintlich gleiche
Beratung im Rahmen der Kunden-
betreuung bei der Bank ebenfalls
bekommen. Danke!
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Publikumsdiskussion zum Thema: Die Berufsbilder im Wandel: neue Herausforderung durch das
Rechtsdienstleistungsgesetz

notar 1/2007

notar intern

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Auf der einen Seite gibt es altruis-
tische Rechtsberatung durch gemein-
nützige Organisationen, die die Be-
teiligten mitunter animieren möchten,
ihnen Vermögen zu vererben. Da wird
dann beispielsweise geraten: „Du hast
ohnehin keine Kinder, also setze doch
bitte die Bayerische Gesellschaft zur
Bekämpfung der Multiplen Sklerose
als Erbin ein.“ In solchen Situationen
ist neutraler Rechtsrat besonders
wichtig.

Wir haben weiterhin unterschied-
liche Stellungnahmen zu den künf-
tigen Sozietätsmöglichkeiten des An-
waltsnotars gehört.

Ich möchte nun dem Podium
Gelegenheit geben, zu dem Gesagten
Stellung zu nehmen.

MR Dr. Kurt Franz:

Es ist richtig, dass nach dem Ent-
wurf des RDG die unentgeltliche
Rechtsberatung in größerem Umfang
freigegeben werden soll, als das bis-
her der Fall ist. Eine vorbehaltlose Frei-
gabe erfolgt aber nur innerhalb des
Familienkreises und enger persön-
licher Beziehungen. Soweit Verbände
unentgeltlich Rechtsberatung vorneh-
men dürfen, sind organisatorische Vor-
kehrungen vorgesehen, um sicherzu-
stellen, dass ordentliche Rechtsbera-
tung betrieben wird. Es muss immer
ein Anwalt oder wenigstens Volljurist
beteiligt sein. Zumindest muss er er-
reichbar sein, um die Beratungstätig-
keit zu kontrollieren. In der konkret
genannten Konstellation, in der ein
Verein Mitglieder dazu bewegen
möchte, dem Verein Vermögen zu
überlassen, muss man sich zunächst
fragen, ob überhaupt eine Rechts-
dienstleistung vorliegt. Wenn ich etwa
Herrn Dr. Zimmermann bitte, er solle
mir € 1.000,00 geben, dann erbringe
ich damit noch keine Rechtsdienstleis-

tung. Wenn ein solches Ansinnen für
schädlich gehalten wird, gehört das
nicht ins RDG. Im Übrigen weiß der
Rechtsuchende, welchen Rat er von
einem Verein erwarten kann. Ein ge-
nerelles Verbot für alle gemeinnüt-
zigen Organisationen, unentgeltlich
Rechtsberatung zu betreiben, schütte-
te das Kind mit dem Bade aus. Das ist
nicht die Intention unseres Entwurfes.

Notar Dr. Timm Starke:

Zu den beiden Punkten, die Sie
angesprochen haben, Herr Dr. Wolf-
steiner. Ich beginne mit der altruisti-
schen Rechtsberatung im parteiischen
Sinne. Ich stimme Ihnen darin zu, dass
diese durch das RDG in weiterem Um-
fange zulässig wird als bisher, wenn-
gleich es natürlich auch jetzt schon
eine Grauzone gab. Es war auch bisher
niemandem verboten, sich bei einem
potentiellen Erblasser sehr deutlich in
Erinnerung zu bringen. Er kann das zu-
künftig auch in der Form tun, dass er
das Testament gleich vorformuliert.
Das gefällt mir zwar nicht, genauso we-
nig wie es mir gefällt, dass Banken zu-
nehmend in diesen Markt hineindrän-

gen werden, aber – und jetzt bin ich
wieder bei meinem Optimismus – wir
hier wissen doch alle, dass wir das bes-
ser können. Wir wissen doch alle, dass
wir eine qualifiziertere Dienstleistung
erbringen können und dass das nota-
rielle Testament zudem in der Regel
den Erbschein ersetzt. Vielleicht wissen
das noch nicht alle anderen Bürger die-
ser Republik, aber dann ist es mögli-
cherweise unsere Aufgabe, dafür zu
sorgen. Die Rheinische Notarkammer
führt seit kurzem Erbrechtstage in ver-
schiedenen Teilen des Kammerbezir-
kes durch. Andere Kammern werden
Ähnliches tun. Es liegt an uns, unsere
Wettbewerbsvorteile und unsere Al-
leinstellungsmerkmale etwas in den
Vordergrund zu stellen. In diesem
Punkt sollten wir die Zurückhaltung in
Fragen der Werbung aufgeben. Wohl-
bemerkt, ich beziehe mich hierbei auf
die Kollektivwerbung.

Ganz kurz zu dem anderen Punkt,
den Sie angesprochen haben, Herr
Dr. Wolfsteiner. § 59a RDG, da sehe
ich in der Tat noch Klärungsbedarf,
was die zukünftigen Sozietätsmöglich-
keiten des Anwaltsnotars betrifft. Ich
verstehe diese Vorschrift so, dass die
ersten Absätze des § 59a RDG unver-
ändert bleiben. In diesen ersten Ab-
sätzen steht unter anderem, dass der
Anwaltsnotar eine Berufsverbindung
nur im Hinblick auf seine anwaltliche
Tätigkeit eingehen darf, dass er aber in
einer solchen Berufsverbindung die
Regeln des notariellen Berufsrechts zu
beachten hat. Das notarielle Berufs-
recht wird im Rahmen des RDG nicht
verändert. Jedenfalls verstehe ich den
Entwurf so. Das bedeutet, der An-
waltsnotar darf sich nach wie vor nur
mit den Berufsträgern im Sinne von § 9
BNotO soziieren. Aus meiner Sicht ver-
sperrt dies dem Anwaltsnotar die Ver-
bindung mit den weiteren in § 59a Abs.
4 RDG genannten Berufsträgern. Ähn-
liches wird man wahrscheinlich auch
für Steuerberater und Wirtschaftsprüfer
sagen müssen. So lautet jedenfalls
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meine Einschätzung. Was das Bundes-
verfassungsgericht dazu sagt, ist natür-
lich, Herr Dr. Wolfsteiner, das räume ich
gern ein, eine andere Frage.

Rechtsanwalt Frank Johnigk:

Die von Ihnen, Herr Dr. Wolfsteiner,
angesprochene Problematik der altru-
istischen Rechtsberatung in der Kon-
stellation, dass eine gemeinnützige
Stiftung die Empfehlung ausspricht, ihr
einen Vermögensvorteil zuzuwenden,
sehe ich so wie Herr Dr. Franz. Das hal-
te ich nicht für eine Rechtsdienstleis-
tung. Das ist schlicht ein wirtschaftlich
motivierter Wunsch. Die altruistische
Rechtsberatung im Übrigen ist aus un-
serer Sicht nicht das Problem. Denn
bei wirklich unentgeltlicher Beratung, –
und damit meine ich insbesondere
nicht die Beratung durch Banken, bei
denen die Kosten andernorts versteckt
werden, – wird nicht das professionel-
le Vertrauen in Anspruch genommen,
das bezahlten Beratern entgegenge-
bracht wird. Wer weiß, dass er unent-
geltlichen Rat von nicht qualifizierten
Personen erhält, nimmt entsprechen-
de Abstriche bei der Qualität der Bera-
tungsleistung in Kauf. Wer hingegen
ernsthaften Beratungsbedarf in wichti-
gen Angelegenheit verspürt, der wird
sich auf nicht qualifizierte Berater oh-
nehin nicht einlassen. Hier sehen wir
deshalb keine große Gefahr.

Zum zweiten Punkt: Ich stimme
Herrn Dr. Starke zu, dass es nach gel-
tender Rechtslage einem Anwaltsnotar
nicht möglich ist, eine Sozietät mit an-
deren vereinbaren Berufen einzuge-
hen. Das Bundesverfassungsgericht
mag das möglicherweise anders se-
hen, aber da die Verwerfungskompe-
tenz nur dort gegeben ist und nicht bei
uns, nicht bei den Kammern, nicht bei
den einzelnen Gerichten, muss man
bis zu einer etwaigen Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts das
geltende Recht anwenden. Der Be-
reich der Sozietäten nach § 59a Abs. 4
RDG wird jedoch keine große Rolle
spielen. Im internationalen Vergleich
stellt er überdies einen Sonderweg
dar. Das englische Berufsrecht bei-

spielsweise kennt eine solche Sozietät
nicht. In einer gemischtnationalen
englisch-deutschen Kanzlei muss man
sich entscheiden: Will ich eine Sozie-
tät mit dem Unternehmensberater
oder mit den englischen Anwälten? In
der Praxis wird der Gesichtspunkt hin-
zutreten, dass sich wohl kaum ein An-
walt einen gewerbesteuerpflichtigen
Beruf in die Sozietät holen und damit
seine freiberuflichen Einkünfte infi-
zieren will. Anwaltsnotare können es
nicht. Wenn ich Steuerberater und
Wirtschaftsprüfer in meiner Sozietät
habe, dann ist es auch schwierig. Bei
den Steuerberatern gibt es wohl die
Möglichkeit, sich eine solche Verbin-
dung durch die Steuerberaterkammer
genehmigen zu lassen. Aber im Grun-
de genommen dürfte sich der Bereich
auf den reinen Anwalt verengen.

Rechtsanwalt Thomas Hund:

Ich kann mich meinen Vorrednern
im Wesentlichen anschließen. Wenn
§ 59a RDG in der hier diskutierten
Fassung Rechtswirklichkeit werden
sollte, könnte ich mir nicht vorstellen,
dass nach geltendem Berufsrecht dem
Steuerberater eine Sozietät mit einem
Anwaltsnotar möglich wäre.

Die Gefahr für unser Berufsrecht
und für das der Wirtschaftsprüfer sehe
ich jedoch woanders, nämlich darin,
dass diese Regelung Schrittmacher-
funktion haben könnte. Mit anderen
Worten besteht die Gefahr, dass der
Gesetzgeber sich inspirieren lässt und
die Sozietätsregelung auch für Steuer-
berater und Wirtschaftsprüfer entspre-
chend ändert. Das fände ich in der Tat
fatal. Denn ich kann nicht nachvollzie-
hen, was das Brückenglied zwischen
der derzeitigen Regelung und der
künftigen Ausweitung des Zeugnis-
verweigerungsrechts sein soll. Was
nach außen als Stärkung des Zeugnis-
verweigerungsrechts dargestellt wird
(nach dem Motto: Wenn wir uns
schon einen sozietätsfähigen Beruf
mit ins Boot holen, soll er gefälligst
dem gleichen Berufsrecht unterlie-
gen.), ist bei näherer Betrachtung eine
Schwächung des Zeugnisverweige-

rungsrechts. Es wird zu einer inflatio-
nären Ausweitung der Zeugnisverwei-
gerungsrechte kommen, was der Ge-
setzgeber vor dem Hintergrund der
Terrorismusbekämpfung nicht zulas-
sen wird. Wie man an der aktuellen
Diskussion um die Vorratsdatenspei-
cherung sehen kann, wird in die Struk-
turen der Berufsgeheimnisträger ganz
massiv eingegriffen.

Wir fangen mit § 59a Abs. 4 RDG
klein an, aber die Auswirkungen kön-
nen beachtlich werden.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Herr Hund, Sie haben im Bereich
der Steuerberatung die (allerdings
streng reglementierten) Lohnsteuer-
hilfevereine. Was hindert mich nach
Inkrafttreten des RDG, einen gemein-
nützigen Rechtshilfeverein zu grün-
den, der bundesweit Rechtsberatung
unter der Aufsicht eines einzigen
Anwalts anbietet? Ich stelle mir da-
bei einen „Verein zur Förderung der
Rechtskultur in Deutschland“ vor, für
den die Mitglieder einen jährlichen
Beitrag zahlen, im Übrigen aber un-
entgeltlich Rechtsberatung erhalten.

MR Dr. Kurt Franz:

Die angebotene Leistung wäre
Rechtsberatung. Ob hierbei alle be-
rufsrechtlichen Vorschriften eingehal-
ten würden, müsste im Einzelfall ge-
prüft werden. Ich gebe aber zu beden-
ken, dass das Beispiel bewusst etwas
schräg konstruiert wurde. Ich halte das
nicht für zielführend.

Ich möchte noch einige Anmer-
kungen zu unserem Vorschlag ma-
chen, die Sozietätsfähigkeit auszu-
weiten. Herr Johnigk sagt, die Anwalt-
schaft brauche das nicht. Da habe ich
doch erst einmal gestutzt. Wer ent-
scheidet das eigentlich? Ich war letz-
tes Jahr beim Verkehrsgerichtstag, auf
dem unser Entwurf intensiv diskutiert
wurde. Es waren dort hauptsächlich
Anwälte zugegen. Unser Vorschlag, die
Sozietätsfähigkeit auszuweiten, istmit
nur einer Gegenstimme befürwor-
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tet worden. Wie kann man pauschal
sagen, die Anwaltschaft brauche das
nicht? Der frühere Präsident des CCBE
(des Rates der Anwaltschaften der
Europäischen Union), Prof. Dr. Hell-
wig, hat gesagt, unser Vorschlag sei
europa- und verfassungsrechtlich ge-
boten. So weit möchte ich nicht ge-
hen. Aber ich meine, die Idee, die wir
in die Diskussion eingebracht haben,
sollte jedenfalls nicht mit Argumenten
eines angeblich fehlenden Bedarfs
bekämpft werden. Unser Vorschlag ist
im Übrigen ein sehr wichtiges Element
in unserem Gesamtkonzept. Wie ich
Ihnen erläutert habe, wird das An-
waltsmonopol in ganz erheblichem
Umfang erhalten bleiben, viel weiter
als das in den meisten anderen euro-
päischen Staaten der Fall ist.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank. Ihr Wort in Gottes
Ohr.

MdB Rechtsanwalt und
Notar Klaus Uwe Benneter:

Als Abgeordneter bin ich es ge-
wohnt, von Lobbyisten umgeben zu
sein, die erfahrungsgemäß sehr krea-
tiv sind, wenn es darum geht, unheil-
volle Fallgestaltungen zu ersinnen. Mir
ist das nicht fremd. Das gehört eben
zur Interessenvertretung. Ich denke
jedoch, hier liegt uns nach den vie-
len Vordiskussionen ein ausgegliche-
ner Entwurf vor, der die europäische
Entwicklung hin zur Liberalisierung des
Berufsrechts angemessen berücksich-
tigt. Ich bitte auch zur Kenntnis zu neh-
men, welches Maß an Liberalisierung
in vielen anderen Bereichen eingetre-
ten ist, wo es uns früher gar nicht vor-
stellbar war. Sie sind bei weitem nicht
die Einzigen, die sich diesen Heraus-
forderungen stellen müssen. Insofern
denke ich, ist auf der Basis des in
Deutschland traditionell eng regle-
mentierten Berufsrechts der Anwälte
und Notare insgesamt ein gelungener
Ausgleich mit den europäischen Libe-
ralisierungsbestrebungen gefunden
worden.

Rechtsanwalt Frank Johnigk:

Ich möchte noch zwei Punkte klar-
stellen.

Die erste Klarstellung ist, dass ich
ausnahmsweise einmal Herrn Dr. Franz
zur Seite springe. Der Rechtshilfeverein
wird auch vom BMJ nicht gewollt, weil
solche Vereine die Rechtsberatung
nicht als Hauptzweck haben dürfen.

Der zweite Punkt betrifft meine
Äußerung, wonach die Anwaltschaft
erweiterte Soziierungsmöglichkeiten
nicht brauche. Das war von mir nicht
in dem Sinne gemeint, dass hierfür
generell kein Bedarf bestünde. Ich
wollte damit nur zum Ausdruck brin-
gen, dass man das aus unserer Sicht
nicht auf diese Art und Weise regeln
solle. Man sollte nicht den Versuch

unternehmen – und so ist es im Ent-
wurf zu lesen –, die Erweiterung der
Sozietätsfähigkeit der Anwaltschaft als
Chance zu verkaufen. Eine Chance
sehen wir darin allein für die bis-
lang nicht-sozietätsfähigen Berufe, die
einen Anwalt ins Boot nehmen und so
Rechtsberatung aus einer Hand anbie-
ten können. Aus unserer Sicht ist das
keine Chance, sondern eher ein Da-
naergeschenk, das da gemacht wird.

Problematisch wird dabei auch die
Aufsicht. Zwar ist vorgesehen, dass der

nicht-anwaltliche Sozius auf die Ein-
haltung des Berufsrechts verpflichtet
werden muss. Jedoch besteht für
die Aufsichtsbehörden, die Rechts-
anwaltskammern und Anwaltsgerichte
keine Möglichkeit, auf den nicht-
anwaltlichen Berufsträger disziplina-
risch zuzugreifen.

Die Äußerung von Herrn Professor
Dr. Hellwig, wonach die vorgesehe-
nen Änderungen verfassungsrechtlich
geboten sein sollen, erstaunt mich
schon deshalb etwas, weil diese Er-
weiterung der Sozietätsfähigkeit welt-
weit einzigartig ist. Und wenn nir-
gendwo in Europa eine solche Sozie-
tätsmöglichkeit besteht, kann ich mir
schwer vorstellen, woher die europa-
und verfassungsrechtliche Geboten-
heit einer solchen Maßnahme herrüh-
ren soll.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank! Bevor jetzt Fragen
aus dem Publikum kommen, möch-
te ich noch einmal daran erinnern,
dass Sie bitte vorab Ihren Namen
nennen und das Mikrofon benutzen
möchten.

Michael Germ:

Mein Name ist Germ, ich berate
Anwälte und Notare, mit denen ich
tagtäglich zu tun habe.
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Mit den Themen, die hier diskutiert
wurden, beschäftige ich mich seit vie-
len Monaten und ich möchte Ihnen
jetzt Beispiele real existierender Projek-
te geben. Ich glaube, dass die betroffe-
nen Berufsträger schon viel weiter sind.
Herr Dr. Starke, ich begrüße ausdrück-
lich, was Sie gesagt haben. Nicht nur,
weil ich auch Rheinländer bin und der
Optimismus in mir wohnt. Begreifen
Sie es als Chance, dass Sie sich jetzt ab-
grenzen können. Konnten Sie sich vor-
her abgrenzen? Nein. Denn was Sie
vorher gemacht haben, wäre immer in
Richtung Verdrängung von Kollegen ge-
gangen. Jetzt haben Sie eine klare
Marschrichtung und können sagen, die
Banken machen dieses und jenes, und
die Beispiele, die genannt worden sind,
zeigen nur allzu deutlich, dass es dort
Defizite gibt und Sie es besser können.
Prononcieren Sie das. Und verwenden
Sie auch bitte nicht den Begriff Wer-
bung. Der ist schlicht falsch. Sie müs-
sen es Marketing nennen. Stellen Sie
die Qualität und Kundenorientierung
und die daraus entstehende Rechts-
sicherheit heraus. Das ist Ihr wichtigstes
Produkt, und das müssen Sie in ange-
messener seriöser Weise vertreiben.
Ich will Ihnen hierfür Beispiele nennen,
damit Sie sehen, dass ich nicht nur the-
oretisiere. Ich mache gemeinsame Ver-
anstaltungen mit Notaren und mit cer-
tified estate plannern, Diese leisten
gute Dienste, indem sie für uns Infor-
mationen verteilen. Ich habe Konzepte
mit Anwaltskanzleien erarbeitet. Wir
warten nur darauf, dass Sie, Herr Dr.
Franz, sich mit Ihrem Entwurf durchset-
zen. Einen Tag, nachdem das Rechts-
dienstleistungsgesetz in Kraft getreten
ist, sind wir im Autohaus und beziehen
dort ein Büro. Wir sind dort dann der
Anwalt, nicht der Subunternehmer. Wir
denken überhaupt nicht daran, uns zu
infizieren. Wir treten da selbstbewusst
auf und sagen: „Pass auf, Autohaus. Wir
ergänzen dein Alleinstellungsmerkmal
durch unsere Kompetenz, aber dafür
treten wir auch genauso in Erschei-
nung“. Das gleiche gilt für Notare. Ich
denke mit Schrecken an die gestrigen
Ausführungen von Herrn Dr. Vetter, an
seine Geschichte von dem Toiletten-
gang mit offener Tür. Das müssen Sie

sich nicht bieten lassen. Der Notar ist
doch in seinem Hause der Herr des
Verfahrens. Gewinnen Sie Selbstbe-
wusstsein und nutzen Sie die Chance,
die Dinge auf den Weg zu bringen, und
werden Sie Chancendenker.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Danke, Herr Germ. Dr. Vossius.

Notar Dr. Oliver Vossius:

Es gibt einen schönen Witz: „Was ist
der Unterschied zwischen bayerischen
und rheinischen Katholiken? – Rheini-
sche Katholiken haben Angst vor der
Hölle, aber bayerische freuen sich auf
den Himmel“. Was ich damit sagen will:
Ich habe eher ein bisschen Angst vor
der Hölle und möchte das jetzt exem-
plifizieren. Es ist richtig, dass das RDG
eine Chance für die Notare, Rechts-
anwälte und Steuerberater sein kann.
Jenseits aller Theorie sehe ich indes
folgendes Problem. Wenn Mandanten
reumütig von anderen Dienstleistern
wieder zu uns kommen, dann müssen
wir sie erst einmal davon überzeugen,
dass das, was der vorige erklärt hat,
nicht viel Wert ist. Allein dadurch erhöht
sich bereits unser Beratungsaufwand,
ohne dass man das über den Preis
wieder umlegen kann. Der Notar kann
dies schon wegen der Kostenordnung

nicht. Doch auch die Anwälte und
Steuerberater werden Schwierigkeiten
haben, für diesen Mehraufwand er-
höhte Gebührenforderungen durchzu-
setzen. Mit Mehraufwand meine ich
den Zeitaufwand, der nötig ist, um den
Mandanten erst einmal einzunorden,
wie ein Schulmediziner den vom Heil-
praktiker verpfuschten Patienten erst
einmal überzeugen muss. Wir sollen

Marketing betreiben. Auch das erhöht
unseren Aufwand. Insgesamt steigt
demnach das Volumen des Rechtsbe-
sorgungsmarktes. Das ist kein Wert an
sich. Wir sind ein Kostenfaktor für die
Gesamtwirtschaft. Wir müssen uns
Mühe geben, dass wir diesen Markt
möglichst effizient gestalten. Ich glaube
nicht, dass Marketing und anfängliche
Fehlberatung dazu beitragen.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Mir hat einmal ein Wirtschafts-
prüfer gesagt: „Bitte bedenken Sie,
eine Beratung ist kein Kostenfaktor,
sondern ein Profitcenter“. Aber wie
bringt man das den Mandanten bei?

Ich möchte zwei Beispiele nennen.
Geiz ist geil! Deshalb ist es über Jahr-
zehnte nicht wirklich gelungen, den
unabhängigen und vom Kunden zu
bezahlenden Versicherungsberater zu
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installieren. Nur der vom Kunden nicht
unmittelbar zu bezahlende Versiche-
rungsberater wird in Anspruch genom-
men. Denn der Kunde erkennt nicht,
dass der unabhängige, dafür aber zu
bezahlende Berater unterm Strich bil-
liger sein kann als der scheinbar un-
entgeltlich tätige. Mein zweites Bei-
spiel ist das Internet. Dort herrscht das
Schlagwort „kostenlos“, wenngleich es
sich natürlich nur um vorgetäuschte
Kostenlosigkeit handelt. Etwas, das
von vornherein offen einen Preis hat,
kann außer von großen Unternehmen
im Internet nicht verkauft werden. Der
Verkaufseinstieg geht immer über
vordergründige Unentgeltlichkeit.

Natürlich, Herr Dr. Franz, ich kenne
doch die Branche. Natürlich sitzen die
Leute bereits in den Startlöchern, um
scheinbar unentgeltliche Rechtsbera-
tung anzubieten. Ich hoffe, dass das
nicht missbraucht wird und als Selbst-
verständlichkeit betrachtet wird.

Notar Dr. Winfried Kössinger:

Jenseits des Eindrucks, dass es hier
um das Aufrichten von Schutzzäunen
um Berufsgruppen geht, die an Privi-
legien hängen, möchte ich doch das
Thema Verbraucherschutz noch einmal
ins Spiel bringen. Die Tendenz zur Li-
beralisierung geht vom Bild des mündi-
gen Bürgers aus. Nun haben wir jedoch
empirisch die Entwicklung zu immer
mehr älteren Leuten, die Geld haben,
aber keine Kinder. Es gibt aus meiner
Sicht keinen Schalter zwischen voll ge-
schäftsfähig und betreuungsbedürftig.
Es gibt vielmehr einen Übergang, in
dem Leute Einflüssen anderer gegenü-
ber immer weicher werden, um es mal
so auszudrücken. Ich glaube, dass die
bisherige Grundidee, wonach Beratung,
die besonderes Vertrauen in Anspruch
nimmt, durch Berufsträger erbracht
werden soll, die berufsrechtlichen Bin-
dungen und Kontrollen unterliegen, ge-
rade in diesem Bereich viel für sich hat.

Sehen Sie sich die Modelle an,
die von Kreditinstituten insbesondere
alten Leuten aufgedrückt werden:
1. Ich gebe meinem Bankberater volle

Vollmacht. 2. Ich gebe der Bank die
Vollmacht, diese Vollmacht zu wider-
rufen und einem anderen Bevoll-
mächtigten Untervollmacht zu ertei-
len. Das wird kombiniert mit einem
Testament, wo manchmal durchaus
eine gemeinnützige Organisation oder
Ähnliches eingesetzt wird. Dabei wird
jedoch Dauertestamentsvollstreckung
angeordnet, und die Bank hat selbst-
verständlich das Recht, auch einen
anderen Testamentsvollstrecker zu be-
nennen. Das ist jetzt kein an den
Haaren herbeigezogener Fall, Herr
Dr. Franz, sondern für diese Bevölke-
rungskreise eine konkrete Gefahr.

Da stellt sich aus meiner Sicht für
den Gesetzgeber die Frage, ob wir
bewusst ein Marktmodell wollen, das
Freiheit als Prinzip ansieht und das
etwas für sich hat, solange Marktteil-
nehmer voll verantwortlich agieren kön-
nen. Wollen wir hier den bewährten
Schutz – sicher gibt es vereinzelt An-
wälte, Notare und Steuerberater, die ge-
gen Vorschriften verstoßen, aber im Re-
gelfall hat sich unser System doch be-
währt – wollen wir diesen Schutz be-
wusst absenken und dabei Risiken in
Kauf nehmen, die sich durch die demo-
grafische Entwicklung gewaltig verstär-
ken? Wenn fünf Kinder da sind, die sich
im Zweifel schon einmal darum küm-
mern, was für Vollmachten die Eltern er-
teilen, wird es meist nicht so dramatisch
sein. Aber wenn nahe Angehörige feh-
len, gibt es oft keinerlei Kontrolle mehr.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Ich sehe das auch vor dem Hin-
tergrund der Finanzdienstleistungen,
wo die Kontrollen jedes Jahr um meh-
rere Umdrehungen verschärft wer-
den. Die Finanzdienstleistungskontrol-
le wird immer heftiger, und die Rechts-
dienstleistungskontrolle soll immer
schwächer werden.

MR Dr. Kurt Franz:

Die letzte Aussage, Herr Dr.
Wolfsteiner, dass die Rechtsdienst-
leistungskontrolle immer schwächer
wird, teile ich nicht. Das Beispiel der

Testamentsvollstreckung belegt: Die
Freigabe der Testamentsvollstreckung
beruht auf der BGH-Rechtsprechung
zum noch geltenden Rechtsberatungs-
gesetz. Sie ist kein Ergebnis unseres
Entwurfs. Sie können jetzt die Frage
stellen: „Kann das der Gesetzgeber
nicht wieder zurückdrehen?“ Ich teile
aber die Bewertung des BGH, dass es
bei Testamentsvollstreckungen im
Kern nicht um Rechtsdienstleistungen
geht. Wenn wir einen besonderen
Schutzbedarf sehen, dann sollten wir
das regeln, so wie Herr Dr. Starke es
angeregt hat, etwa im BGB oder im
Strafrecht. Jedenfalls ist es kein Thema
für das Rechtsdienstleistungsgesetz.

Die Antwort, dass das RDG besser
ist als das geltende Recht, gilt auch für
Ihre These., Herr Dr. Wolfsteiner, es
säßen jetzt schon viele in den Start-
löchern, um missbräuchlich Rechts-
dienstleistungen als Nebenleistungen
anzubieten. Ich sage dazu: Der Entwurf
des RDG hat das Ziel und ist geeignet,
genau das besser zu begrenzen als das
Rechtsberatungsgesetz. Meine These
beruht darauf, dass beim RDG nicht
mehr § 2, der die Rechtsdienstleistung
definiert, die entscheidende Schnitt-
stelle ist, sondern § 5, der die Neben-
leistungen als Erlaubnistatbestand aus-
gestaltet. Nach geltendem Recht mus-
ste alles unter die Generalklausel „ge-
schäftsmäßige Rechtsbesorgung“ sub-
sumiert werden. Das ist unklar im Ver-
gleich mit dem, was wir für § 5 RDG
vorschlagen. § 5 enthält, wie ich erläu-
tert habe, ein sachgemäßes und flexi-
bles Steuerungsinstrumentarium. Bitte
schauen Sie sich diese Norm noch ein-
mal genauer an. Im Hinblick auf den
beibehaltenen überaus strengen Er-
laubnisvorbehalt und die Beibehaltung
des Anwaltsmonopols haben wir mit
§ 5 RDG das notwendige „Ventil“, um
auch vor dem Bundesverfassungsge-
richt bestehen zu können.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Meine Damen und Herren, Herr
Benneter muss uns jetzt, wofür wir
natürlich volles Verständnis haben,
verlassen. Deswegen möchte ich ihm
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noch für ein vorweggenommenes
Schlusswort, das die Referenten übli-
cherweise halten, das Wort erteilen,
und gleichzeitig Ihnen danken, dass Sie
uns diesen Vormittag gewidmet haben.

MdB Rechtsanwalt und
Notar Klaus Uwe Benneter:

Entschuldigen Sie bitte, aber ich
habe heute Nachmittag noch eine wei-
tere Veranstaltung in Berlin und bitte
deswegen um Verständnis, dass ich
versuchen muss, den Zug zu erreichen.

Ich will nur noch einmal Folgendes
sagen. Was Sie über die kommende
Generation von Erblassern gesagt ha-
ben, ist zweifellos richtig. Nur haben
wir keine Möglichkeit, die Menschen
zu zwingen, nur zu unparteilichen Be-
ratern zu gehen. Diese Möglichkeiten
werden sie auch in Zukunft haben. Wir
stärken mit diesem Gesetz nach mei-
ner Auffassung diese Unparteilichkeit
und die unabhängigen Instanzen in
unserem System. Aber wir räumen
natürlich auch die Möglichkeiten ein,
woanders hinzugehen.

Ich darf an das Beispiel der GmbH
erinnern. Auf die Limiteds ist massen-
haft zurückgegriffen worden, weil man
sie als schnelle und billige Alternative
angesehen hat. Sie, Herr Dr. Wolfsteiner,
hatten vorhin unsere Runde mit einem
Bericht eingeleitet, wie es verlaufen
kann, wenn die Erwerber einer Limited
dann später zum Notar kommen. Wir als
Gesetzgeber können und wollen diesen
Missständen in der Weise begegnen,
dass wir eine möglichst günstige GmbH
anbieten, die dann auch mit den Limi-
teds konkurrieren kann. Dadurch wollen
wir die Attraktivität des deutschen
Rechtsraums aufrechterhalten. Diese
europarechtliche Dimension muss man
heutzutage immer im Hinterkopf haben,
damit nicht diejenigen, die die notwen-
digen finanziellen Mittel besitzen, sich ir-
gendwo anders im europäischen Raum
ihre Berater suchen. Sehen Sie uns bit-
te nach, dass wir auch das im Auge ha-
ben. Was den Berufsstand der Notare
angeht, möchten wir dabei Ihre Interes-
sen zu wahren gedenken.

Vielen Dank und noch einen schö-
nen Nachmittag!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank Ihnen, Herr Benneter.
Wir sind eigentlich auch am Ende der
vorgesehenen Zeit. Wenn Sie einver-
standen sind, würde ich noch einmal
den übrigen Referenten reihum das
Wort erteilen, und wir würden dann
zum Schluss kommen. Wenn noch
dringender Wortmeldungsbedarf be-
steht, gerade aufgrund der letzten
Äußerung, möchte ich diesen aber
keinesfalls abschneiden.

Rechtsanwalt und
Notar Peter Bohnenkamp:

Ich möchte doch noch eine Be-
merkung machen, in Anlehnung an
Herrn Dr. Franz. Herr Dr. Franz weiß,
dass ich im Vorstand der Rechts-
anwalts- und Notarkammer bin, und
ich meine, wir sollten den Entwurf
noch um folgenden Absatz ergänzen:
„Jeder, der Rechtsberatung ausübt,
unterliegt den Haftungsvorschriften
eines Rechtsanwalts“. In den Vorbe-
merkungen des Gesetzentwurfs heißt
es: „Kosten: keine“. Das ist nicht rich-
tig. Für die Justiz werden sich die Kos-
ten erhöhen, und zwar durch viele zu-
sätzliche Prozesse wegen unqualifi-
zierter Rechtsberatung, die im Vorfeld
der anwaltlichen Beratung stattfindet.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Herr Johnigk, in der Eingangsrunde
waren Sie der Letzte. Deswegen sollen
Sie in der Endrunde der Erste sein.
Bitte schön.

Rechtsanwalt Frank Johnigk:

Vielen Dank! Ich gebe Herrn
Bohnenkamp Recht. Wahrscheinlich
wird es in der Tat so kommen. Was den
Anwälten vorne, also im außergericht-
lichen Markt von nichtanwaltlichen
Beratern weggenommen wird, mag sich
für uns kompensieren – auf dem nach-
gelagerten und vielleicht lukrativeren
Markt der Schadensersatzprozesse. Für

uns mag das Ganze eher eine Markt-
verlagerung als ein Marktverlust sein.
Dass dabei eine Mehrbelastung auf die
Justiz zukommen wird, muss man dann
eben hinnehmen.

Zum Autohaus. Sie brauchen nicht
bis zum Inkrafttreten des RDG zu war-
ten, um in dem Gebäude eines Auto-
hauses eine Rechtsanwaltskanzlei zu
eröffnen. Das einzige, was Ihnen heu-
te noch verwehrt ist, ist der gesell-
schaftsrechtliche Zusammenschluss
mit dem Autohaus. Wenn Sie als
Anwalt die Haftung für Sachmängel
am Pkw übernehmen wollen, dann
bleibt Ihnen das nach künftigem
Recht unbenommen. Das ist nämlich
zwangsläufige Konsequenz einer ge-
sellschaftsrechtlichen Verbindung mit
nicht-juristischen Berufen. Sie werden
für deren Fehler mithaften. Doch das
ist, wie Herr Dr. Franz erwähnte, kein
zwingender Hinderungsgrund für eine
gesetzliche Regelung. Es ist vielmehr
ein faktischer Hinderungsgrund für das
Eingehen einer solchen Sozietät.

Was die Testamentsvollstreckung
anbelangt, bin ich der gleichen Auf-
fassung wie Herr Dr. Franz. Anders als
die Testamentsberatung, ist die Tes-
tamentsvollstreckung keine Rechts-
dienstleistung. Und Mängel im Testa-
mentsvollstreckungswesen müssen in
der Tat im materiellen Recht geregelt
werden, also im BGB. Das ist keine
Regelungsmaterie für das RDG.

Letzter Punkt: Marketing für Notare.
Natürlich würde ich es begrüßen, wenn
die Notare ein verstärktes Marketing
über die Notarkammern entwickeln und
dabei die Alleinstellungsmerkmale ihres
Berufes herausstellen würden. Nur, ich
warne vor übertriebenen Erwartungen.
Fast jeder hat ein Bankkonto, aber viele
Leute gehen ihr Leben lang nicht zum
Notar. Die Bank ist viel näher an poten-
tiellen Erblassern dran, und zwar über
Jahre hinweg, so dass der Erblasser be-
reits von der Bank erbrechtlich beraten
wurde, bevor er an den Notar auch nur
denkt. Die Reue des verstorbenen Erb-
lassers, der seinen letzten Willen mis-
sachtet sieht, nutzt dem Notar naturge-
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mäß relativ wenig. Beratungsfehler in
diesem Bereich sind mit anderen Wor-
ten irreparabel. Sie müssen beim Mar-
keting deshalb versuchen, die Nähe der
Bank zum potentiellen Erblasser aufzu-
brechen. Der Erblasser muss bei Fragen
der Testamentsgestaltung zunächst an
den Notar denken, noch bevor er sich
sein Testament von der Bank entwerfen
lässt. Ich bin jedoch offen gestanden ein
wenig skeptisch, ob Ihnen dies gelingen
wird.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank, Herr Johnigk. Ich will
dazu nur einwerfen, der Slogan „Lieber
gleich zum Notar“ ist auf freudige Zu-
stimmung gestoßen. Herr Hund bitte.

Rechtsanwalt Thomas Hund:

Ich kann es kurz machen. Ich bin
in der glücklichen Lage, alles habe
sagen und loswerden zu können, was
loszuwerden war. Von Seiten des
steuerberatenden Berufs deswegen
nur zwei Sätze.

Erster Satz: Mit dem Entwurf des
RDG, wie er jetzt vorliegt, können die
Steuerberater leben.

Zweiter Satz: Was uns Kopfschmer-
zen bereitet, sind weitere Artikel, in
diesem Fall die Ausweitung der Zu-
sammenarbeit mit Rechtsanwälten.
Dankeschön.

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank! Herr Dr. Starke.

Notar Dr. Timm Starke:

Ich lasse mir meinen Optimismus
auch durch die zwangsläufig verspä-
tete Reue des Erblassers im Ergeb-
nis nicht nehmen. Scherz beiseite. Ich
glaube, wir müssen uns immer wieder
klar machen, dass die meisten der sehr
kritischen Beispielsfälle, die wir heute
gehört haben, auch auf der Grundlage
des geltenden Rechts hätten passieren
können bzw. passiert sind. Das RDG
ändert hieran nichts. Es zeichnet eine

möglicherweise bedauerliche Entwick-
lung der Rechtsprechung nach. Wenn
wir darauf vertrauen würden, dass der
Gesetzgeber im Sinne einer mög-
licherweise begrüßenswerten Rechts-
dienstleistungskontrolle das Rad zu-
rückdreht, dann würde diese Erwar-
tung enttäuscht werden. Das ist rechts-
politisch nicht durchsetzbar. Deshalb
glaube ich, bleibt uns nur der Ausblick
in die Zukunft auf der Grundlage des-
sen, was das RDG regeln wird. Lieber
Oliver, der Mensch, jedenfalls der
Mensch, den wir als Klienten anspre-
chen wollen, ist vielleicht ein bisschen
mehr homo oeconomicus, aber homo
oeconomicus jenseits der Geiz-ist-geil-
Mentalität. Ich räume gerne ein, dass
für unseren Berufsstand ein ganzes
Stück Arbeit im weit gefassten Bereich
des Marketings vor uns liegt. Aber hier
kommen wir nicht drum herum, und
Optimismus ist ein guter Begleiter des
Marketings. Dankeschön!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Herr Dr. Franz, die Vorletzten
werden die Letzten sein. Ich bitte Sie,
dass Schlusswort zu halten.

MR Dr. Kurt Franz:

Vielen Dank, lieber Herr Dr. Starke.
Ich bin begeistert von Ihrem schönen
Schlusswort und möchte mir das
100%ig zu Eigen machen. Wir haben
mit dem Entwurf des RDG ein bisschen
mehr Marktöffnung vorgeschlagen.
Das mag mit ein wenig mehr Risiken
verbunden sein. Ich halte den Weg,
den Herr Dr. Starke genannt hat, sich
dem Wettbewerb zu stellen, für richtig.

Ich möchte mich noch zu Herrn
Bohnenkamps Wortbeitrag äußern. Wir
sind uns darin einig, dass auch
der Rechtsdienstleister, der seine Bera-
tung als Nebenleistung erbringt, streng
haften muss. Die Rechtsprechung wird
das gewiss in diesem Sinne entschei-
den, denn es entspricht der zivilrecht-
lichen Dogmatik des Übernahmever-
schuldens. Ich sehe keine Notwendig-
keit, diese zivilrechtliche Frage in einem
berufsrechtlichen Regelungswerk klar-

zustellen. In der Sache sind wir uns
einig. Eine ausdrückliche Regelung hal-
te ich indes für entbehrlich.

Meine letzte Anmerkung gilt der
Sozietätsfähigkeit. Herr Johnigk sagt zu
Recht, dass Deutschland dabei in
Europa eine Vorreiterrolle einnehmen
würde. Außerhalb der Europäischen
Union gibt es jedoch ein Vorbild. In
Australien sind vergleichbare Sozietä-
ten möglich. Professor Henssler hat vor
kurzem berichtet, dass es ähnliche
Möglichkeiten inzwischen auch in der
Schweiz geben soll. In Großbritannien
gibt es entsprechende Entwürfe. Ob es
dazu kommt, wird dort ebenso eine
parlamentarische Entscheidung sein
wie bei uns. Ich darf aber auf eines
noch hinweisen: Bereits nach gelten-
dem Recht ist es möglich, dass ein
Rechtsanwalt beispielsweise mit ei-
nem Betriebswirt oder mit einem Arzt
zusammenarbeitet, indem er diesen
als Angestellten beschäftigt. Dann darf
dieser Betriebswirt oder Arzt auch Be-
ratung leisten. Das geltende Rechtsbe-
ratungsgesetz steht dem nicht im Weg.
Unsere Überlegung war nun folgende:
Wenn es zulässig ist, dass ein Arzt oder
Betriebstwirt als Angestellter eines An-
walts beratend tätig ist, warum soll
dann der Anwalt nicht einem guten
und erfolgreichen Arzt oder
Betriebswirt, mit dem er zusammen-
arbeitet, die Möglichkeit bieten kön-
nen, ihn als Sozius aufzunehmen? Die
berufsrechtlichen Bindungen bleiben
dieselben. Die berufsrechtliche Verant-
wortlichkeit des Anwalts bleibt nach
unserem Entwurf auch dieselbe. Das
reicht bis hin zu den von Herrn Hund
angesprochenen Fragen des Zeugnis-
verweigerungsrechts. Im Falle eines
Angestelltenverhältnisses unterliegen
der Arzt und der Betriebswirt den Vor-
schriften über das Zeugnisverweige-
rungsrecht. Wir haben das in genau
derselben Weise konstruiert für den
von uns vorgeschlagenen Fall, dass sie
eine Sozietät bilden. Wir begreifen es
als Chance der Anwältinnen und An-
wälte, neue Sozietäten eingehen zu
können. Nicht jeder theoretisch denk-
bare Fall einer Zusammenarbeit wird in
der Praxis einen großen Nutzen haben.
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Resümee zur fünften Tagung Berufspolitik

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Ja, liebe Teilnehmer wir stehen am
Ende unserer Veranstaltung unter der
Überschrift der Notar im System der
Rechtsberufe. Der heutige Vormittag
müsste eigentlich Anlass sein, diesen
Titel zu ändern vielleicht in: Der Notar
im System der qualifizierten und nicht
qualifizierten Rechtsberater des
Rechtsbesorgungsmarktes. Nun ist
allerdings doch das Maß der Befürch-
tungen begrenzt. Ich hoffe jedenfalls,
dass der Optimismus, den Herr Dr.
Starke hier ausstrahlt, auf alle überge-
schlagen ist. Und Dir lieber Oliver, was
die rheinischen und die bayerischen
Katholiken betrifft, vielleicht nur als
Hinweis: Der Rheinländer hat schon
durchaus eine eigene Erkenntnis, was
die Hölle betrifft. Es war einmal ein
rheinischer Protestant, der in die Hölle
kam, er wurde von Luzifer empfangen,
wurde in einen Sessel geleitet, bekam
Drinks angereicht und wunderte sich
und wurde immer unruhiger und sag-
te irgendwann: „So stelle ich mir die
Hölle eigentlich nicht vor“. „Ja, sagt Lu-
zifer, das kann ich Dir zeigen, macht
den Vorhang auf, dahinter Zähneknir-
schende im Feuer, und dann sagt er,
„das ist für die Katholiken, die wollen
das so”. Aber zum Ernst der Sache zu-
rück, ich glaube, unsere Tagung war ge-
prägt von einer interdisziplinären
Diskussion, die sehr fruchtbar war, die
glaube ich auch für die Teilnehmer aus
dem Bereich der Gesetzgebung neue
Erkenntnisse gebracht hat und uns alle

auf den sich wandelnden Rechtsbe-
sorgungsmarkt eingestellt hat.

Wir haben ein Programm, an dessen
Ende steht, es seien nun Thesen noch
zu verfassen. Ich habemich bemüht, mit
Herrn Kollegen Dr. Vossius eine kleine
Zusammenfassung zu machen. Nicht im
Sinne von Thesen, sondern im Sinne ei-
ner Niederlegung dessen, worüber wir
gesprochen haben, zugegebenermaßen
mit einer gewissen rechtspolitischen
Gewichtung aus der Sicht unseres Ver-
bandes. Und wir möchten Ihnen diese
Zusammenfassung hier kurz vorstellen.

Ich beginne mit dem gestrigen Tag,
und ich bitte, das nicht so zu verstehen,
dass das Papier wie beim Juristentag
oder beim Familiengerichtstag in ab-
stimmungsfähiger Form vorgelegt wird.

Ich fasse zusammen:

Der Notar hat im System der
Rechtsberufe eine besondere Stel-
lung. Er genießt als Berater und Rich-
ter im Vorfeld ein besonderes Vertrau-
en der Rechtsuchenden. Denn er ge-
staltet Rechtsverhältnisse und vorsor-
gende Planungen so, dass sich streiti-
ge Verfahren erübrigen. Zugleich ist er
in der freiwilligen Gerichtsbarkeit An-
lauf- und Servicestelle für die Regis-
terangelegenheiten, vor allem im elek-
tronischen Rechtsverkehr. Die Notare
sind zum Aufbau dieser Funktionen
bereit, um die Gerichte zu entlasten
und mehr Bürgernähe zu schaffen. Im

Nachlassverfahren sollten weitere Auf-
gaben auf das Notariat übertragen
werden. Die gesamte Bearbeitung
eines Erbfalls einschließlich der Ver-
wahrung und der Öffnung der Verfü-
gungen von Todes wegen und der erst-
instanzlichen Feststellung der Erbfolge
entspricht dem Wesen der notariellen
Aufgabenstellung. In Teilen Deutsch-
lands haben die Notare auch entspre-
chende berufliche Erfahrungen (aus
früherer Zuständigkeit).

Im Familienrecht hat der Notar
besondere Aufgaben bei einvernehm-
licher Scheidung. Die Regelung in
notarieller Urkunde vereinfacht das ge-
richtliche Verfahren. Die unabhängige
Beratung und Belehrung der Beteilig-
ten vermeidet die Übervorteilung eines
Ehegatten. Der Notar ist kraft Amtes
verpflichtet, anwaltliche Beratung zu
empfehlen, wenn dies zur Wahrung
der Interessen eines Beteiligten not-
wendig erscheint. Der Rechtsanwalt
bleibt in einem solchen Verfahren ein
wichtiger Berater und Partner und ist
nicht Wettbewerber. Erfolgt die Schei-
dung aufgrund einer dem Gericht vor-
liegenden notariellen Urkunde, ist die
darin getroffene Regelung verbindlich,
so weit sie nicht offensichtlich unan-
gemessen oder unbillig erscheint.

Das wäre mein persönlicher zu-
sammenfassender Blick auf die erste
Abteilung des gestrigen Tages. Dr.
Vossius wird sich zu den weiteren Ab-
teilungen äußern.
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Was sich lohnt, so meine Überzeu-
gung, kann am besten der einzelne An-
walt oder die einzelne Anwältin selbst
entscheiden. Vielen Dank!

Notar Dr. Hans Wolfsteiner:

Vielen Dank Ihnen, Herr Dr. Franz.
Ich bedanke mich nochmals sehr

bei den Teilnehmern hier auf dem
Podium und auch bei Ihnen allen.
Ich weiß, ich war kein neutraler und
unabhängiger Vorsitzender dieses
Gesprächs. Das war auch gar nicht
meine Absicht. Ich habe hier eine
Funktion ausgefüllt, bei der ich auch
eigene Interessen vertreten habe, und
Sie haben für die Teilnahme an dieser

Versammlung zahlen müssen. Man-
cher mag hier Einwendungen gegen
meine Art der Gesprächsführung
erheben. Ich hoffe, Sie verzeihen es
trotzdem. Zum Schluss der fünften
Tagung Berufspolitik des Deutschen
Notarvereins wird der Präsident, Dr.
Zimmermann, noch das eigentliche
Schlusswort sprechen.
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Notar Dr. Oliver Vossius:

Auch im Gesellschaftsrecht dient
die Einschaltung des Notars der Be-
weissicherung, der Rechtssicherheit,
der Rechtsmäßigkeitskontrolle und der
Beratung der Beteiligten. Seine Filter-
funktion vor dem Handelsregister stei-
gert dessen Effizienz erheblich. Das
günstige Preis-Leistungs-Verhältnis no-
tarieller Leistungen ist anerkannt. Das
Vier-Augen-Prinzip in der Kooperation
von Notar und Gericht sollte auch un-
ter dem elektronischen Handelsregis-
ter beibehalten werden. Die Einschal-
tung des Notars im Handelsregister-
verfahren (§ 12 HGB), bei der Grün-

dung und strukturändernden Be-
schlüssen von Kapitalgesellschaften
sowie im Umwandlungsrecht ist daher
rechtspolitisch unumstritten. Muster-
satzungen unter Verzicht auf die nota-
rielle Form generieren hier keinerlei
Effizienzvorteile. Aber auch bei der
Übertragung von GmbH-Anteilen ist
die Richtigkeitsgewähr der notariellen
Beurkundung unverzichtbare Voraus-
setzung für einen an diese und auf die
notarielle Urkunde aufbauenden Gut-
glaubenserwerb an GmbH-Anteilen.
Die Belehrungsfunktion der notariel-
len Beurkundung legitimiert auch die
notarielle Form für das schuldrechtli-
che Kausalgeschäft der GmbH-Anteils-
abtretung, bei der es zumeist ähnlich

wie bei der Immobilie um die Existenz
der Betroffenen geht.

Die Wissenschaft bleibt aufgeru-
fen, die Reichweite des Formerforder-
nisses des § 15 GmbHG in Abgren-
zung zu § 311b BGB unter Analyse der
spezifischen Formzwecke beider Vor-
schriften herauszuarbeiten.

Die Rechtspraxis sollte die Instru-
mente des § 14 BeurkG, der unechten
Verweisungen oder Verknüpfungsab-
rede besser nutzen, damit die nota-
rielle Beurkundung besser auf den Par-
teiwillen fokussiert wird, anstatt sich in
Formalismen abzuarbeiten.

Das neue RDG wird zeigen, inwie-
weit die Mechanismen des Rechts-
beratungsmarktes gewährleisten, dass
kompetente und preisgünstige Leis-
tung sich durchsetzt. Nach der herge-
brachten ökonomischen Theorie wäre
dies zu erwarten, mithin eine Stärkung
der Berufe des Notars, Rechtsanwalts
bzw. Steuerberaters. Skepsis ist jedoch
aus zwei Gründen angebracht. Zum
einen verhalten sich Menschen als
Marktteilnehmer nicht immer rational
im Sinne der ökonomischen Theorie.
Zum anderen steigt für den unabhän-
gigen Rechtsberater der Marketingauf-
wand, wenn der Mandant erst einmal
davon überzeugt werden muss, das
die vorgeblich unentgeltliche Leistung

eines Dritten von niederer Qualität ist.

Eine nahezu unbeschränkte Assozi-
ierungsmöglichkeit für Rechtsanwälte
eröffnet sicherlich Chancen, es fragt sich
nur, für wen. Diese Möglichkeiten sind
zum einen nicht kompatibel mit dem
Berufsrecht der Wirtschaftsprüfer, Steu-
erberater und Notare. Es besteht die Ge-
fahr eines Dominoeffektes. Zum ande-
ren begibt sich Deutschland internatio-
nal auf einen Sonderweg. In dieser As-
soziierungsmöglichkeit liegt die Gefahr
einer Umgehung des Kapitalbeteili-
gungsverbotes, also einer offenen oder
verdeckten Herrschaft des Kapitals über
die Rechtspflege. Diese Probleme fo-
kussieren sich in der Frage der Sozietät
mit Unternehmensberatern. Folge könn-
te sein, dass der Gesetzgeber dieser De-
regulierung des Rechtsberatungsmarkts
durch Regulierungen in anderen Berei-
chen begegnen muss, insbesondere im
materiellen Recht. Deregulierung be-
dingt dann wieder ein Mehr an Regulie-
rung. Diese Probleme könnten sich spe-
ziell im Rahmen der Regelung spezifi-
scher Interessenkonflikte stellen.

Notar Dr. Stefan Zimmermann:

Wir haben uns also bemüht, für
Sie den zusammenfassenden Ein-
druck wiederzugeben. Ich bitte je-
den um Nachsicht, der abweichende
Auffassungen hat, die wir auch in der
Nachdiskussion weiterverarbeiten. Im
Übrigen werden Sie die Diskussion
dank der Aufzeichnung, die wir ge-
macht haben, nachlesen können. Üb-
licherweise erscheint sie im nächsten
Heft des notars, so dass Sie sich auch
Ihre eigenen Gedanken noch einmal
anhand des Tagungsverlaufs bilden
können. Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. Wir haben uns sehr ge-
freut, dass Sie hier waren, gerade bis
zum Schluss hier waren und zu einem
fruchtbaren Austausch beigetragen
haben. Wir hoffen, dass Sie uns bei
der nächsten berufspolitischen Tagung
wieder besuchen. Ich wünsche Ihnen
eine angenehme Heimreise. Im Übri-
gen haben wir jetzt noch das Mittag-
essen vorgesehen. Allseits einen gu-
ten Appetit! Dankeschön!

Notar Dr. Oliver Vossius im Gespräch mit MR Dr. Kurt Franz
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Neuer Vorstand des Vereins für das Rheinische Notariat
Die Mitgliederversammlung des

Vereins für das Rheinische Notariat
hat im November 2006 turnusgemäß
einen neuen Vorstand gewählt. Der
neu gewählte Vorstand hat sodann
im Januar 2007 aus seinen Reihen
einen neuen Vorsitzenden sowie
dessen Stellvertreter bestimmt.

Da sich der langjährige Vereins-
vorsitzende Dr. Stefan Zimmermann
nicht zur Wiederwahl gestellt hatte, ist
im Rheinland eine Wachablösung zu
vermelden. Nachfolger von Zimmer-
mann ist Dr. Peter Schmitz. Schmitz ist
mit der Vereinsarbeit bestens vertraut.
Dies gilt sowohl für den Rheinischen
Verein, dessen Vorstand er bereits meh-
rere Jahre angehört, als auch für den
Deutschen Notarverein. Dessen Ge-
schäftsführer Schmitz von Mai 2001 bis
Januar 2003 war, bevor er zum Notar in

Köln bestellt wurde. Als Geschäftsführer
der DNotV GmbH wirkte Schmitz dann
in den Jahren 2003 bis 2005. Seit Ende
2005 gehört Schmitz dem Vorstand des
Deutschen Notarvereins an.

Zu stellvertretenden Vorstands-
vorsitzenden wurden die Notare Dr.
Jörg Lindemeier, Bexbach, Wolfram
Schneider, Oppenheim und Dr. Jörg
Tröder, Düsseldorf gewählt. Die weite-
ren Vorstandsmitglieder des Vereins für
das Rheinische Notariat sind die Nota-
rin Cornelia Schmellenkamp, Leverku-
sen und die Notare Dr. Andree Adler,
Neuwied, Dr. Rudolf Mackeprang,
Bad Kreuznach, Dr. Thomas Schwerin,
Wuppertal, und Notarassessor Andreas
Schmitz-Vornmoor, Berlin.

Einen geeigneten Rahmen zur
Verabschiedung und Würdigung des

langjährigen Vorsitzenden Dr. Stefan
Zimmermann wird die vom 9. bis
11. November 2007 in Mainz stattfin-
dende Jahresversammlung bieten,
von der wir – wie gewohnt – im notar
berichten werden. ASV

Dr. Peter Schmitz, der neue
Vorsitzende des Rheinischen Vereins

Termine 2007
Veranstalter Anlass Termin Ort

Österreichische 19. Europäische 19.–20. April 2007 Salzburg
Notariatskammer Notarentage
Institut für Notarrecht Das neue GmbH-Recht 20. April 2007 Friedrich-Schiller-Universität
an der Friedrich-Schiller- Jena, Aula des Universitäts-
Universität Jena hauptgebäudes, Fürstengraben 1,

07743 Jena
Institut für Notarrecht an Symposium „Erbrechtsberatung 4. Mai 2007 Würzburg, Gartenpavillon
der Universität Würzburg 2007 – Aktuelle Entwicklungen des Juliusspitals

im Erbrecht und Erbschaft-
steuerrecht“

Österreichischer Juristentag 4. europäischer Juristentag 3. – 5. Mai 2007 Wien
Institut für Notarrecht „Notarielle Gestaltungspraxis 11. Mai 2007 Humboldt-Universität zu Berlin,
der Humboldt-Universität im Insolvenzrecht – aktuelle Audimax, Hauptgebäude,
zu Berlin Fragen“ Unter den Linden 6, 10117 Berlin
Rheinisches Institut für „Zukunft der Erbschafts- 14. Mai 2007 Bonner Juridicum
Notarrecht besteuerung“
Bundesnotarkammer 27. Deutscher Notartag 13. – 16. Juni 2007 Braunschweig
Rheinisches Institut „Interationales Notarrecht 20. – 21. Juni 2007 Bonn
für Notarrecht im Wandel der Zeit“
C.N.U.E. XXV. Internationaler Kongress 1. – 6. Oktober 2007 Madrid

des Lateinisches Notariats
Württembergischer Mitgliederversammlung 6. Oktober 2007 Musikhalle Ludwigsburg
Notarverein
Bayerischer Notarverein Bayerisch-Pfälzischer Notartag 19. – 21. Oktober 2007 Schweinfurt
Verein für das Rheinische Jahresversammlung des Vereins 9. – 11. November 2007Mainz
Notariat für das Rheinische Notariat
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Symposium des Instituts für Notarrecht der Humboldt-Universität
zu Berlin

„Notarielle Gestaltungspraxis im Insolvenzrecht –
aktuelle Fragen“

Die Veranstaltung findet am 11. Mai 2007, in der Zeit von 9.30 – 16.30 Uhr,
im Audimax der Humboldt-Universität zu Berlin, Hauptgebäude,
Unter den Linden 6, 10117 Berlin statt.

Das Symposium soll aktuelle Fragen und Probleme, die in der Notariatspraxis im Bereich des Insolvenzrechts
auftreten können, behandeln und diskutieren und Lösungsansätze aufzeigen.

Referenten sind:

Dr. Hermann Amann, Notar a.D., Berchtesgaden

Prof. Dr. Reinhard Bork, Universität Hamburg

RiAG Dr. Thorsten Graeber, Potsdam, Vorsitzender des Berlin/Brandenburger Arbeitskreises für Insolvenzrecht,
Berlin

Dr. Christian Kesseler, Notar, Düren

Prof. h.c. Rolf Rattunde, Insolvenzverwalter, Rechtsanwalt und Notar, Berlin

RiAG Prof. Dr. Heinz Vallender, Köln

Die Teilnahmegebühr beträgt (inkl. Verköstigung, Tagungsband):

• 90,00 € für Mitglieder des Förderkreises des Instituts für Notarrecht
• 110,00 € für Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e.V.
• 160,00 € für Nichtmitglieder
• 60,00 € für Notarassessoren und Rechtsanwälte mit höchstens dreijähriger Zulassung.

Die Veranstaltung ist kostenfrei für:

• Angehörige wissenschaftlicher Einrichtungen
• Studierende
• Referendare
• Notarassessoren, die zugleich Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e.V. sind.

Nähere Informationen finden Sie unter www.rewi.hu-berlin.de/jura/inst/ifn/.

Anfragen sind zu richten an das Institut für Notarrecht der Humboldt-Universität zu Berlin, Unter den Linden 6,
10099 Berlin, Telefon 030/2093-3439, Telefax 030/2093-3560, E-Mail: Notarinstitut@rewi.hu-berlin.de.
Anmeldeschluss ist der 4. Mai 2007.
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Vortragsveranstaltung
Zukunft der Erbschaftsbesteuerung

Seit der Entscheidung des BVerfG v. 7. November 2006 steht fest, dass die Bewertungsvorschriften des gelten-
den Erbschaftsteuergesetzes gegen das Grundgesetz verstoßen. Der Gesetzgeber hat nun bis zum 31. Dezember
2008 Zeit, das Erbschaftsteuerrecht zu reformieren und die bestehenden Ungleichbehandlungen bei der Ver-
mögensbewertung zu beseitigen. Für die Beratungspraxis stellen sich daher, insbesondere bei der Unterneh-
mensnachfolge, folgende Fragen:

– Wie könnte eine verfassungskonforme Neuregelung der Erbschaftsbesteuerung aussehen?

– Werden die bestehenden Vergünstigungen für Grundbesitz und Unternehmensbeteiligungen künftig entfallen?

– Halten die geplanten Gesetzesänderungen zur Erleichterung der Unternehmensnachfolge (UntErlG) den
Vorgaben der Entscheidung stand?

– Sollte die Übergangszeit bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung genutzt werden, um Vermögensübertragun-
gen im Wege der vorweggenommenen Erbfolge vorzunehmen?

– Könnte der Gesetzgeber das neue Recht auch rückwirkend in Kraft setzen?

Diese und weitere Themen sollen den Gegenstand einer Vortragsveranstaltung „Die Zukunft der Erbschafts-
besteuerung” bilden, zu der das Rheinische Institut für Notarrecht an der Universität Bonn am Montag, 14. Mai
2007, von 16:15 bis 18:45 Uhr in den Hörsaal E des Juridicums, Adenauerallee 24-42, 53113 Bonn
einlädt.

Unter der Leitung von Professor Dr. Rainer Hüttemann, Universität Bonn, werden der Steuerrechtler Professor
Dr. Roman Seer, Ruhr-Universität Bochum, und der Notar Dr. Stephan Schuck, Andernach, über die Konsequen-
zen aus der Erbschaftsteuer-Entscheidung des BVerfG referieren und diskutieren. Beide Referenten sind hervor-
ragend mit der Materie vertraut und durch zahlreiche Veröffentlichungen zum Erbschaftsteuerrecht hervorgetre-
ten. Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.

Ablauf

16:15 Uhr Begrüßung und Einführung in das Thema – Professor. Dr. Rainer Hüttemann, Bonn

16:20 Uhr Die Reform der Erbschaftsbesteuerung nach dem jüngsten Urteil des Bundesverfassungsgerichts –
Professor Dr. Roman Seer, Bochum

17:05 Uhr Erbschaftsbesteuerung im Umbruch – Auswirkungen auf die notarielle Beratungspraxis –
Notar Dr. Stephan Schuck, Andernach

17:50 Uhr Diskussion – Moderation: Professor Dr. Rainer Hüttemann

18:45 Uhr Ende der Veranstaltung
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Aktuelle Themen/Gesetzgebungsvorhaben

Im ersten Quartal 2007 standen
folgende Themen und Gesetzge-
bungsvorhaben aus notarieller Sicht
im rechtspolitischen Fokus:

1. GmbH-Reform

Mit der Reform des GmbH-Rechts
(vgl. auch notar 2006, 145, 147 ff.)
beschäftigte sich intensiv die in die-
sem Heft dokumentierte fünfte Ta-
gung Berufspolitik des Deutschen No-
tarvereins (S. 2 ff.). Das Bundesmi-
nisterium der Justiz wird vermutlich
schon bald den Regierungsentwurf
des MoMiG (Gesetz zur Modernisie-
rung des GmbH-Rechts und zur Be-
kämpfung von Missbräuchen) vorstel-
len. Dem Vernehmen nach wurde und
wird die zukünftige Rolle des Notars
im GmbH-Recht intensiv diskutiert.
Insbesondere die Wirtschaftsverbän-
de setzen sich leider vehement für
weitere Deregulierungen und Liberali-
sierungen ein. Gefordert wird, de lege
ferenda eine GmbH-Gründung mit
gesetzlich vorgegebener Mustersat-
zung zu ermöglichen. Bei Verwendung
der Mustersatzung soll die Beurkun-
dung durch die bloße Unterschriftsbe-
glaubigung ersetzt werden. Der Deut-
sche Notarverein hat sich in vielen Ge-
sprächen sowohl mit Vertretern des
Bundesministeriums der Justiz als
auch mit Rechtspolitikern gegen die
Einführung von Mustersatzungen aus-
gesprochen und diese als rechtspoli-
tischen Irrweg bezeichnet. Es wurde
darauf hingewiesen, dass von der
Mustersatzung weder nennenswerte
Kostenersparnisse noch Beschleu-
nigungseffekte zu erwarten seien.
Vielmehr werde GmbH-Gründern
fälschlicherweise suggeriert, eine
rechtliche Beratung bei der Gründung
sei nicht erforderlich. Außerdem wür-
den Mustersatzungen falsche Anreize
setzen, weil in der Praxis – wie das
Beispiel England zeige – außerhalb
der Mustersatzung häufig schuld-
rechtliche Nebenabreden getroffen
würden, die dann aus dem Handels-

register nicht ersichtlich sind. Auch
mit den Wirtschaftsverbänden wurde
das Gespräch gesucht; deren fest-
gelegte Positionen konnten jedoch
nicht verändert werden. Das Bundes-
ministerium der Justiz teilt die Be-
denken und lehnt die Mustersatzung
ab. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft fordert sie jedoch – maßgeblich
auf Druck des BDI. Möglicherweise
wird den Bedenken des Deutschen
Notarvereins zumindest insoweit
Rechnung getragen, als die Gründung
mit Mustersatzung auf Einmann-
gesellschaften beschränkt sein könn-
te. Ein weiterer Lichtblick besteht da-
rin, dass entgegen vieler Forderungen
das Beurkundungserfordernis für Sat-
zungsänderungen und Anteilsabtre-
tungen gegenwärtig nicht zur Rede
steht, auch nicht für Gesellschaften,
die per Mustersatzung und damit
ohne Beurkundung gegründet wur-
den.

Weitere Gefahr für die Rolle des
Notars im Gesellschaftsrecht droht
von Seiten der CDU/CSU-Fraktion im
Bundestag. Deren rechtspolitischer
Sprecher, MdB Dr. Jürgen Gehb, hat
vorgeschlagen, neben der GmbH
eine weitere Gesellschaftsform, die
Unternehmergesellschaft, zu etablie-
ren. Eine solche Gesellschaft soll
ohne notarielle Mitwirkung und
ebenfalls unter Verwendung von ge-
setzlichen Mustersatzungen gegrün-
det werden können. Es bleibt abzu-
warten, ob dieser Vorschlag tatsäch-
lich Aussicht auf Umsetzung hat. Das
von der SPD geführte Bundesjustiz-
ministerium hat sich zur Schaffung
neuer Gesellschaftsformen bisher
eher ablehnend geäußert, und auch
der 66. Deutsche Juristentag hat sich
fast einstimmig dagegen ausgespro-
chen.

Insgesamt wird die rechtspoliti-
sche Diskussion mit der Vorlage des
Regierungsentwurfes sicher erneut an
Fahrt gewinnen.

2. Änderung des Umwandlungs-
gesetzes

Das Zweite Gesetz zur Änderung
des Umwandlungsgesetzes ist am 1.
Februar 2007 im Bundestag verab-
schiedet worden. Der Bundesrat hat in
seiner Sitzung am 9. März 2007 kei-
nen Einspruch eingelegt. Das Gesetz
tritt nach der Verkündigung im
Bundesgesetzblatt in Kraft, die aber
bislang noch nicht erfolgt ist.

Das Gesetz setzt zunächst die eu-
ropäische Richtlinie über die Ver-
schmelzung von Kapitalgesellschaften
aus verschiedenen Mitgliedstaaten
(2005/56/EG) in deutsches Recht
um. Damit stehen nun im deutschen
Umwandlungsrecht Regelungen für
grenzüberschreitende Verschmelzun-
gen bereit. § 122c Abs. 4 UmwG sieht
vor, dass der Verschmelzungsplan in
grenzüberschreitenden Fallgestaltun-
gen wie der Verschmelzungsvertrag (§
6 UmwG) in rein nationalen Fällen no-
tariell zu beurkunden ist.

Über die Umsetzung europäischen
Rechts hinaus werden auch sonstige
Vorschriften im Umwandlungsrecht
geändert. So wird etwa der bisher gel-
tende Grundsatz der Anteilsgewähr-
pflicht abgeschafft, bzw. zur Disposi-
tion der Anteilseigner des übertragen-
den Rechtsträgers gestellt.

3. Reform der freiwilligen
Gerichtsbarkeit

Auch das FGG-Reformgesetz war
Gegenstand der in diesem Heft doku-
mentierten fünften Tagung Berufspoli-
tik (S. 2 ff.). Im Mittelpunkt der öffent-
lichen Diskussion steht nach wie vor
das sogenannte vereinfachte Schei-
dungsverfahren. Dazu hat im Bun-
desministerium der Justiz in Gegenwart
der Ministerin Brigitte Zypries Anfang
Januar eine Anhörung stattgefunden.
Beteiligt waren Vertreter der Gerichte,
der Anwälte und der Notare. Für den
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Deutschen Notarverein nahm Dr. Ste-
fan Zimmermann teil. Die Ministerin
bekräftigte nochmals den Willen des
Justizministeriums, an der Idee eines
vereinfachten Scheidungsverfahren
ohne Anwaltszwang festhalten zu wol-
len. Die insbesondere von Anwaltssei-
te vorgetragenen Bedenken sprächen
nicht grundsätzlich gegen das Verfah-
ren. Allerdings werde darüber nachge-
dacht, die Rolle und Funktion des No-
tars im Hinblick auf das vereinfachte
Scheidungsverfahren weiter zu konkre-
tisieren. Dr. Zimmermann griff diese
Idee auf und regte ein weiteres Ge-
spräch der notariellen Berufsverbände
mit den für die FGG-Reform zuständi-
gen Fachreferenten über die Ausgestal-
tung der notariellen Beteiligung am ver-
einfachten Scheidungsverfahren an.
Dieses Gespräch, an dem sowohl Ver-
treter des Deutschen Notarvereins als
auch der Bundesnotarkammer teilnah-
men, fand am 12. Februar 2007 in der
Geschäftsstelle des Deutschen Notar-
vereins statt. In einer sehr konstruktiven
und offenen Atmosphäre wurde über
mögliche Regelungsmodelle diskutiert.
Dabei wurde deutlich, dass das
Bundesjustizministerium die bereits in
§ 17 BeurkG zentral verankerte nota-
rielle Prüfungs- und Belehrungspflicht
für das vereinfachte Scheidungsverfah-
ren konkret ausgestalten möchte. Da-
bei soll der Notar die scheidungswilli-
gen Ehegatten über die mögliche Inan-
spruchnahme anwaltlicher Beratung
aufklären, die Grundzüge des Versor-
gungsausgleichs erklären und die
Grundlagen der getroffenen Unter-
haltsvereinbarung in der Urkunde fest-
halten. Außerdem wurde über die Ein-
führung einer mit § 17 Abs. 2a BeurkG
vergleichbaren Frist zwischen Entwurfs-
versendung und Beurkundung disku-
tiert. In Abstimmung mit der Bundes-
notarkammer hat der Deutsche Notar-
verein dem Bundesjustizministerium
zwischenzeitlich einen entsprechen-
den Formulierungsvorschlag nebst Be-
gründung vorgelegt, der jedoch nicht
im BeurkG, sondern im sachnäheren
FamFG verortet werden soll. Nun wird
mit Spannung auf den Regierungsent-
wurf gewartet, der noch vor der Som-
merpause vorgestellt werden soll.

Gleichsam ein unbeabsichtigtes
Nebenprodukt zur FGG-Reform wä-
re die Abschaffung der isoliert an-
fechtbaren Zwischenverfügung im
Handelsregisterverfahren. Nach § 62
FamFG-E sollen prinzipiell nur noch
Endentscheidungen anfechtbar sein,
es sei denn, eine Ausnahme ist ge-
setzlich ausdrücklich zugelassen. Eine
solche gesetzliche Ausnahmeregelung
existiert derzeit für die auf Richterrecht
beruhende Zwischenverfügung im Re-
gisterverfahren nicht. Dies steht im
Gegensatz zum Grundbuchverfahren,
das in den §§ 18, 71 GBO eine An-
fechtung der Zwischenverfügung aus-
drücklich zulässt. Bereits in seiner Stel-
lungnahme vom 30. Juni 2006 hat der
Deutsche Notarverein dafür plädiert,
die Zwischenverfügung im Registerver-
fahren auch in Zukunft anfechtbar aus-
zugestalten, und einen entsprechen-
den Regelungsvorschlag unterbreitet.
Hier ist noch nicht sicher, ob das
Bundesministerium der Justiz dieser
Anregung folgen wird. In Gesprächen
auf der Fachebene wurde deshalb
nochmals die Funktionsweise der selb-
ständig anfechtbaren Zwischenverfü-
gung erläutert, die allein für ein ausge-
wogenes Kräfteverhältnis zwischen
Notar und Registerrichter sorgt. Der be-
sondere Charme der selbständig an-
fechtbaren Zwischenverfügung be-
steht nämlich darin, dass Notar und Re-
gistergericht ohne endgültige Rechts-
nachteile für den Anmeldenden unter-
schiedliche Rechtsauffassungen klären
lassen können, weil den Beanstandun-
gen des Registergerichts auch noch
nach der Entscheidung des Landge-
richts über die Zwischenverfügung ab-
geholfen werden kann. Diese Möglich-
keit entfiele, wenn in Zukunft nur noch
die Endentscheidung angefochten
werden könnte. Wehrt sich der Notar
gegen die Endentscheidung, würde es
gerade bei fristgebundenen Register-
anträgen (etwa im Umwandlungs-
recht) aus Sicht des Anmeldenden
(Frist!) und des Notars (Haftung!) je-
weils um alles oder nichts gehen.
Unterliegt der Anmeldende bzw. der
Notar im Beschwerdeverfahren, wäre
eine nachträgliche Abhilfe nicht mehr
möglich. Der Eintragungsantrag wäre

endgültig zurückgewiesen, und ein
neuer Antrag wäre nicht fristgemäß. Es
ist offensichtlich, dass durch die Neu-
regelung das Kräfteverhältnis zwischen
Notar und Registergericht zu Gunsten
des letzteren verschoben würde, denn
schon allein aus Haftungsgründen
könnte es kein Notar mehr riskieren,
Beanstandungen des Registergerichts
in Frage zu stellen. Auch hier ist abzu-
warten, ob der Regierungsentwurf den
von notarieller Seite geäußerten Be-
denken Rechnung tragen wird.

4. Reform des
Wohnungseigentumsgesetz

Bereits Ende 2006 wurde das Ge-
setz zur Änderung des Wohnungsei-
gentumsgesetzes im Bundestag und
Bundesrat verabschiedet. Das Gesetz,
das noch nicht im Bundesgesetzblatt
verkündet wurde, soll drei Monate
nach der Verkündigung in Kraft treten.

Zukünftig werden verstärkt Mehr-
heitsentscheidungen der Wohnungs-
eigentümer zulässig sein, so dass die
Verwaltung von Eigentumswohnungen
erleichtert wird. Mehrheitsentschei-
dungen werden vor allem im Bereich
der Betriebs- und Verwaltungskosten
sowie bei Instandhaltungs- und Mo-
dernisierungsfragen in größerem Um-
fang als bisher ermöglicht.

Der Gesetzgeber reagiert weiter
auf die Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs zur Teilrechtsfähigkeit der
Wohnungseigentumsgemeinschaft
und verankert diese nunmehr auch im
Gesetzestext. Außerdem werden eini-
ge bisher noch nicht vollständig gere-
gelte Fragen rund um die Teilrechtsfä-
higkeit einer gesetzlichen Regelung
zugeführt. Dies gilt insbesondere für
die Rechte etwaiger Gläubiger gegen-
über der Gemeinschaft.

Der Verwalter hat nach der neuen
Gesetzesfassung eine Beschluss-
sammlung zu führen. Erwerber kön-
nen sich daher demnächst durch Ein-
sicht in die Beschlusssammlung einen
Eindruck von der Beschlusslage der
Gemeinschaft verschaffen. Der Deut-
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sche Notarverein hatte sich in seiner
Stellungnahme erfolglos gegen eine
derartige vom Verwalter zu führende
Beschlusssammlung ausgesprochen
und angeregt, gesetzes- oder verein-
barungsändernde Beschlüsse im
Grundbuch bzw. in einem Zentral-
grundbuch zu dokumentieren.

5. Unterhaltsrechtsänderungs-
gesetz

Das sich im Gesetzgebungsverfah-
ren befindliche Unterhaltsrechtsände-
rungsgesetz (notar 2006, 146 f.)
konnte immer noch nicht verabschie-
det werden. Angesichts der aktuellen
familienpolitischen Debatte sind auch
die unterhaltsrechtlichen Rangrege-
lungen wieder mehr in den politischen
Fokus gerückt und werden derzeit im
Rechtsausschuss bzw. koalitionsintern
noch diskutiert.

6. Telekommunikations-
überwachung – Schutz von
Berufsgeheimnisträgern

Das Bundesministerium der Justiz
hat einen Referentenentwurf für ein
Gesetz zur Neuregelung der Telekom-
munikationsüberwachung und ande-
rer verdeckter Ermittlungsmaßnah-
men sowie zur Umsetzung der Richtli-
nie 2006/24/EG vorgelegt.

Der Entwurf möchte unter ande-
rem regeln, inwieweit verdeckte Er-
mittlungsmaßnahmen in der durch
das Berufsgeheimnis geschützten Ver-
trauenssphäre zulässig sein sollen.
Dazu wird unterschieden zwischen
Strafverteidigern, Seelsorgern und Ab-
geordneten einerseits und sonstigen
Berufsgeheimnisträgern, darunter der
Notar, andererseits. Nur die zuerst ge-
nannten Berufsgruppen sollen zukünf-
tig einen absoluten Schutz genießen,
indem die Beweiserhebung und Be-
weisverwertung in dem durch das Be-
rufsgeheimnis geschützten Bereich
generell für unzulässig erklärt werden.
Im Hinblick auf die notarielle Tätigkeit
soll dies nicht gelten. Hier solle im Ein-
zelfall eine Abwägung stattfinden zwi-

schen dem Strafverfolgungsinteresse
auf der einen Seite und dem öffent-
lichen Interesse am Schutz des Be-
rufsgeheimnisses sowie dem privaten
Geheimhaltungsinteresse auf der an-
deren Seite. Der Deutsche Notarverein
hat sich hier in einer Stellungnahme
für einen absoluten Schutz sämtlicher
Berufsgeheimnisträger ausgespro-
chen. Dabei wurde darauf hingewie-
sen, dass im Rahmen der notariellen
Tätigkeit, insbesondere im Familien-
und Erbrecht sowie bei Vorsorgerege-
lungen, sehr häufig der Kernbereich
der privaten Lebensgestaltung berührt
sei, dessen Schutz nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts ohnehin umfassend gewährleis-
tet werden müsse. Außerdem wurde
deutlich gemacht, dass letztlich die
Funktionsfähigkeit eines Vertrauens-
berufes davon abhänge, dass sich
Mandanten auch tatsächlich auf die
Vertraulichkeit des gesprochenen Wor-
tes verlassen könnten. Gerade in ei-
nem sehr sicherheitsorientierten Um-
feld, in dem die Ermittlungsmöglich-
keiten der Strafverfolgungsbehörden
(und auch die präventiven Befugnisse
zur Gefahrenabwehr) tendenziell aus-
geweitet werden, entfalten die Berufs-
geheimnisträger ihre besondere Funk-
tion, weil sie dem Bürger Bereiche der
vertraulichen Kommunikation zur Ver-
fügung stellen. Überwacht der Staat
immer größere Bereiche des Lebens
(etwa durch Videoüberwachung oder
durch Aufzeichnung von Telefonda-
ten), spricht viel dafür, dem Bürger
umgekehrt im Gespräch mit dem Be-
rufsgeheimnisträger umfassend und
absolut geschützte „Inseln der Ver-
traulichkeit“ zur Verfügung zu stellen.

7. Aufgabenverlagerung auf
Notare

Derzeit ist eine Gesetzgebungsini-
tiative der Länder in Vorbereitung, die
die Aufgabenverlagerung im nachlass-
gerichtlichen Verfahren ermöglichen
soll. Wie bereits im letzten Heft (notar
4/2006, 146) berichtet, gibt es je-
doch auf Bundesebene erhebliche
Vorbehalte gegenüber einer soge-

nannten großen Lösung, die den No-
tar zum Nachlassgericht erster Instanz
machen würde. Daher sind die Um-
setzungschancen derzeit eher gering
einzuschätzen. Immerhin wurde von
Staatssekretär Alfred Hartenbach auf
der fünften Tagung Berufspolitik des
Deutschen Notarvereins mitgeteilt (S.
4 ff.), dass man jederzeit über eine
kleine Lösung, nämlich die alleinige
Zuständigkeit der Notare für Erb-
scheinsanträge, sprechen könne.

8. Zugang zum Anwaltsnotariat

Die Länder Niedersachsen, Berlin,
Bremen und Nordrhein-Westfalen ha-
ben einen Gesetzentwurf zur Änderung
der Bundesnotarordnung (Neuord-
nung des Zugangs zum Anwaltsnotari-
at) in den Bundesrat eingebracht. Der
Gesetzentwurf sieht vor, dass bei der
Bundesnotarkammer ein Prüfungsamt
eingerichtet werden soll, vor dem in Zu-
kunft eine notarielle Fachprüfung statt-
finden soll. Diese Fachprüfung soll aus
einem schriftlichen und einem münd-
lichen Teil bestehen. Voraussetzung für
die Bestellung zum Anwaltsnotar ist
weiter eine praktische Vorbereitungs-
zeit von 160 Stunden. Die dreijährige
örtliche Wartezeit wurde beibehalten,
allerdings räumlich auf den Landge-
richtsbezirk erstreckt. Der Deutsche No-
tarverein hat gegenüber dem Bundes-
ministerium der Justiz zu dem Gesetz-
entwurf Stellung genommen und dafür
plädiert, dass der staatliche Charakter
der Prüfung trotz Ansiedlung des Prü-
fungsamtes bei der Bundesnotarkam-
mer klar zum Ausdruck gebracht wer-
den müsse. Insbesondere der Leiter
der Prüfungsamtes sollte von staat-
licher Seite und nicht von der Bundes-
notarkammer ernannt werden, wie dies
auch von der Bundesnotarkammer
selbst gefordert wird.

9. Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
zum Erbschaftsteuerrecht

Am 31. Januar 2007 wurde die lan-
ge mit Spannung erwartete Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts



notar 1/2007

notar justiz

82

Alle vorstehend genannten Stel-
lungnahmen des Deutschen Notar-
vereins sind auf dessen Homepage
(http://www.dnotv.de) veröffent-
licht.

zum Erbschaftsteuerrecht veröffent-
licht. Das Bundesverfassungsgericht
hat die der Erbschafts- und Schen-
kungsbesteuerung zu Grunde liegen-
den Bewertungsregeln für verfas-
sungswidrig gehalten und den Gesetz-
geber bis Ende 2008 zu einer Neu-
regelung aufgefordert. Das Bundes-
verfassungsgericht unterscheidet zwi-
schen der Bewertungsebene und der
Besteuerungsebene. Während eine

unterschiedliche Bewertung verschie-
dener Vermögensgegenstände prinzi-
piell nicht zu rechtfertigen sei, könne
der Gesetzgeber bei Vorliegen wich-
tiger Gemeinwohlgründe gleichwohl
bestimmte Vermögensgegenstände
bei der Erbschaft- und Schenkung-
steuer auf der Besteuerungsebene pri-
vilegieren. Vor diesem Hintergrund ist
fraglich, ob die durch das Jahressteu-
ergesetz 2007 geänderten Bewer-

tungsregeln für Grundstücke (§§ 138
ff. BewG) den vom Bundesverfas-
sungsgericht gestellten Anforderun-
gen bereits gerecht werden. ASV

notar europa

Nachrichten aus Brüssel
Seit dem 1. Januar 2007 hat die

Bundesrepublik Deutschland für ein hal-
bes Jahr die Ratspräsidentschaft inne.
Da viele Vorhaben in sechs Monaten
nicht zu bewerkstelligen sind, hat die
Bundesrepublik Deutschland erstmals
ein Achtzehnmonatsprogramm gemein-
sam mit Portugal und Slowenien vorge-
stellt, die Deutschland in der Ratspräsi-
dentschaft nachfolgen werden. Das
Achtzehnmonatsprogramm ist unter
www.eu2007.de abrufbar.

Vertragsverletzungs-
verfahren

Wie im Heft 4/2006 des notars aus-
führlich berichtet (S. 170 f.), betreibt die
Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften ein Vertragsverletzungs-
verfahren gemäß Art. 226 EG gegen die
Bundesrepublik Deutschland und 15
weitere Mitgliedstaaten wegen des
Staatsangehörigkeitsvorbehalts für No-
tare. Dieses Verfahren könnte in einer
Grundsatzentscheidung über das Ver-
hältnis des Notarberufs zu den europa-
rechtlichen Grundfreiheiten enden und
damit eine über den eigentlichen Streit-
gegenstand weit hinausgehende Be-
deutung erlangen. Das Bundesministe-
rium der Justiz hat mittlerweile gegenü-
ber der Kommission Stellung genom-
men und darin die Rechtsansicht des
Deutschen Notarvereins geteilt. Es ist

nun damit zu rechnen, dass die Kom-
mission im Laufe der nächsten Monate
den EuGH anrufen wird. Die Verfah-
rensherrschaft wird dann innerhalb der
Kommission von der Generaldirektion
Binnenmarkt auf den Juristischen
Dienst übergehen. Ob dieser neue
rechtliche Aspekte anführen oder die
seit dem ersten Mahnschreiben aus
dem Jahr 2000 weitgehend unverän-
derte Argumentation der Kommission
fortführen wird, bleibt abzuwarten.

„ZERP-Studie“ zu
Immobilientransaktions-
kosten

Die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften stellte am 13. Dezem-
ber 2006 eine vorläufige Studie unter
dem Titel „Conveyancing Services Re-
gulation in Europe“ vor. Dieses Gutach-
ten war im Auftrag der Kommission (Ge-
neraldirektion Wettbewerb) vom Zen-
trum für Europäische Rechtspolitik
(ZERP) an der Universität Bremen an-
gefertigt worden. Die vorläufige Studie
beschränkt sich auf die vergleichende
Untersuchung der Kosten von Immobi-
lienverkäufen. In der endgültigen Studie
sollen auch weitere Faktoren wie Qua-
lität und Schnelligkeit gewürdigt werden.

Die Studie gliedert die 18 unter-
suchten Mitgliedstaaten in vier Gruppen:

� Staaten mit eng reguliertem Nota-
riat (z. B. Deutschland),

� Staaten mit weitgehend dere-
guliertem Notariat (derzeit nur
Niederlande),

� Staaten, in denen Immobilien-
transaktionen in erster Linie von
Rechtsanwälten betreut werden
(v. a. angelsächsischer Raum),

� Staaten, in denen Immobilien-
transaktionen in erster Linie von
lizensierten Maklern betreut
werden (v. a. skandinavischer
Raum).

Den Kern der vorläufigen Studie
bildet ein Vergleich der Transaktions-
kosten für den Erwerb einer Immobilie
zu EUR 100.000,00, EUR 250.000,00,
EUR 500.000,00 und zum Durch-
schnittspreis im jeweils untersuchten
Mitgliedstaat, jeweils inklusive der
Kosten einer Grundpfandrechtsbestel-
lung in derselben Höhe. Deutschland
schneidet dabei sehr gemäßigt ab und
liegt am unteren Ende des Spektrums
der Staaten mit Notariat und etwa auf
Augenhöhe mit den meisten Staaten
ohne Notariat, bei niedrigen Ge-
schäftswerten sogar deutlich unter
diesen. Einige Staaten mit Notariat
reißen nach oben aus, z. B. Frankreich,
Italien und vor allem Griechenland.
Solche Ausreißer gibt es indes auch
bei den Staaten ohne Notariat (Un-
garn).
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In der Tendenz behauptet die Stu-
die, dass ein reguliertes Notariat zu
deutlich höheren Transaktionskosten
führe als andere Systeme. Eine Diffe-
renzierung innerhalb der Gruppe der
Notariatsstaaten unterbleibt, obwohl
die Studie selbst Preisdifferenzen bis
ca. Faktor zehn innerhalb dieser Grup-
pe aufzeigt und auch die anderen Län-
dergruppen ähnlich weite Spannen
aufweisen.

Ergänzend hierzu stellte Professor
Dr. Gabriel Lee (Universität Regens-
burg) im Auftrag der Kommission eine
Studie zum Thema „Entry and Com-
petition for Bavaria , Germany – Nota-
ry Profession“ vor. Die Studie behan-
delt im weitesten Sinne die Frage, ob
die Aufgabe oder Lockerung der zah-
lenmäßigen oder regionalen Be-
schränkungen der Notare volkswirt-
schaftlich sinnvoll wäre (wird im Er-
gebnis bejaht) und ob hierdurch eine
Gefährdung der flächendeckenden
Versorgung zu befürchten wäre (wird
im Ergebnis verneint).

Die Ergebnisse dieser vorläufigen
Studien bergen keine Überraschung.
Die Bemühungen der Kommission
zur umfassenden Deregulierung der
freien Berufe haben neben der recht-
lichen Stoßrichtung zunehmend auch
eine politische und ökonomische.
Einerseits versucht die Kommission,
mit „harten Methoden“ wie dem
oben geschilderten Vertragsverlet-
zungsverfahren oder der Dienstleis-
tungsrichtlinie berufsrechtliche Vor-
schriften zu kippen. Andererseits wer-
den Gutachten in Auftrag gegeben,
die vermeintliche Nachteile solcher
Vorschriften für den Wettbewerb im
Allgemeinen und den Verbraucher im
Besonderen aufzeigen sollen. Da-
durch will die Kommission – insbe-
sondere auch auf nationaler Ebene –
ein politisches Klima schaffen, in dem
jede Berufsreglementierung als
Hindernis für Fortschritt und Wachs-
tum wahrgenommen wird. Solche
Studien gelangen aus naheliegenden
Gründen niemals zu dem Ergebnis,
dass z. B. die Freigabe der Notar-
gebühren für den Verbraucher im

Durchschnitt höhere Kosten zur Folge
haben würde.

Die von solchen Auftragsstudien
ausgehende Gefahr darf nicht unter-
schätzt werden. Auch wenn den im
Regelfall gut unterrichteten Fachebe-
nen der Ministerien in Bund und
Ländern bekannt ist, in welchen
Punkten diese Studien tendenziös
oder schlichtweg falsch sind, stellt
ihre bloße Existenz ein Faktum und
damit ein politisches Argument dar.
Beispielsweise wurden im Sommer
2006 in Italien diverse berufsrechtli-
che und damit verwandte Regelun-
gen aufgehoben, darunter auch die
Notarkostenordnung. Für die angeb-

liche Notwendigkeit dieses Schritts
wurde unter anderem auf die soge-
nannte IHS-Studie aus dem Jahr
2003 hingewiesen. Obwohl die gra-
vierenden Mängel dieses Gutachtens
mittlerweile selbst von der Kommis-
sion eingeräumt werden, ist die Stu-
die in der politischen Auseinander-
setzung als Argument verwendet wor-
den. Es wird daher von großer Be-
deutung sein, nach Veröffentlichung
der endgültigen ZERP-Studie diese im
Detail zu analysieren und im rechts-
politischen Dialog auf etwaige Unzu-
länglichkeiten hinzuweisen.

Die vorläufige ZERP-Studie und
das Gutachten von Lee erhalten Sie,
indem Sie „DG Competition Con-
veyancing“ googeln und den ersten
Treffer klicken. Wenn Sie nach unten
scrollen, finden Sie unter „Conference
Papers“ Links auf die Studien.

Europäische
Privatgesellschaft

Das Europäische Parlament drängt
auf die Schaffung einer Europäischen
Privatgesellschaft (EPG), die ein Pen-
dant zur nationalen GmbH werden soll
(notar 2006, 171 f.). Der hierzu er-
forderliche Initiativbericht wurde am
1. Februar 2007 vom Plenum des Eu-
ropäischen Parlaments angenommen.
Erwartungsgemäß kam es zu keinen
wesentlichen Änderungen gegenüber
dem Entwurf, der bereits im vergan-
genen November vom Rechtsaus-
schuss (JURI) angenommen worden
war. Nun arbeitet die Kommission an
einer Folgenabschätzung. Darin wird
die Kommission insbesondere prüfen,
ob ein Bedürfnis zur Schaffung der
EPG besteht. Der Bericht hierzu wird
gegen Ende des Jahres erwartet.

Der Initiativbericht ist abrufbar,
indem man „Parlament Privatgesell-
schaft“ googelt und den zweiten Tref-
fer klickt.

Aktionärsrichtlinie

Wie im Heft 2/2006 des notars be-
richtet (S. 77), plant der europäische
Gesetzgeber, durch Schaffung einer Ak-
tionärsrichtlinie die Harmonisierung di-
verser Vorschriften betreffend die Ein-
berufung und Durchführung der Haupt-
versammlung börsennotierter Kapital-
gesellschaften. Dabei stehen solche
Normen im Fokus, die in besonderem
Maße als faktisches Hindernis für In-
vestoren aus anderen Mitgliedstaaten
angesehen werden. Der Deutsche No-
tarverein hat zu dem Vorhaben bereits
im Frühjahr 2006 Stellung genommen
(abrufbar unter www.dnotv.de) und au-
ßer zu diversen Korrekturen im Detail
vor allem zur Zurückhaltung im Allge-
meinen gemahnt. Zahlreiche andere
Verbände äußerten sich in ähnlicher
Weise. Dadurch ist es gelungen, einige
überambitionierte Visionen des euro-
päischen Normgebers auf ein für die
Praxis verkraftbares Maß zu beschrän-
ken.
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Am 15. Februar 2007 verabschie-
dete nunmehr das Europäische Parla-
ment in erster Lesung die voraussicht-
lich endgültige Fassung der Aktionärs-
richtlinie. Das Parlament folgte dabei
dem Kompromissvorschlag, auf den
sich Parlament, Rat und Kommission
zuvor im sogenannten informellen Tri-
log geeinigt hatten. Die noch aus-
stehende Annahme durch den Rat gilt
daher als Formalität.

Inhaltlich wird sich für die Bun-
desrepublik Deutschland kaum An-
passungsbedarf ergeben. Während in
einer früheren Fassung der Richtlinie
ein sehr weitgehendes Fragerecht für
Aktionäre vorgesehen war, verlangt
der Art. 9 Abs. 1 der nun vorliegen-
den Fassung einen inhaltlichen

Zusammenhang der Frage mit der Ta-
gesordnung. Ein Kernpunkt der Richt-
linie sollte die elektronische Haupt-
versammlung gemäß Art. 8 des Ent-
wurfs werden, der die telekommuni-
kative Teilnahme und Stimmrechts-
abgabe ermöglichen soll. Der Deut-
sche Notarverein hat in seiner Stel-
lungnahme darauf hingewiesen, dass
die technischen Voraussetzungen
hierfür, insbesondere zur sicheren
Identifikation der Versammlungsteil-
nehmer, noch nicht flächendeckend
zur Verfügung stünden. Die Unter-
nehmen dürfen nicht mit Pflichten
belastet werden, deren technische
Umsetzung jedenfalls gegenwärtig
kaum zu realisieren ist. Diesen Be-
denken Rechnung tragend, sieht der
nun vorliegende Entwurf keine recht-

liche Verpflichtung für die Unterneh-
men vor, die Online-Teilnahme an
der Hauptversammlung zu ermög-
lichen. Die Gesellschaften haben
vielmehr ein Wahlrecht. Weiterhin
konnte die verschiedentlich gefor-
derte Pflichtübersetzung diverser
Unterlagen und Berichte mit Erfolg
abgewehrt werden. Die Richtlinie
wird daher in der nun vorliegenden,
voraussichtlich endgültigen Fassung
für deutsche Gesellschaften und No-
tare keine nachteiligen Auswirkungen
haben.

Die vom Parlament angenom-
mene Fassung der Aktionärsricht-
linie erhalten Sie als ersten Tref-
fer, wenn Sie „PROV(2007)0042“
googeln. CS
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